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A. Amtliche Texte

Verordnungen

196 Verordnung zur Änderung  
 infektionsrechtlicher Verordnungen  
 zur Bekämpfung der Corona-Pandemie

Vom 10. Juni 2021

Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 28 
Absatz 1 Satz 1 und 2 und § 28a und § 54 und § 73 
Absatz 1a Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes 
(IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Mai 2021, 
S. 1174., des Saarländischen COVID-19-Maßnahmen-
gesetzes vom 22. Januar 2021 (Amtsbl. I S. 220) und 
§ 5 Absatz 3 des Landesorganisationsgesetzes (LOG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. März 
1997 (Amtsbl. S. 410), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 13. Juni 2018 (Amtsbl. I S. 358), 
verordnet die Landesregierung:

Artikel 1 
Verordnung zur Bekämpfung  

der Corona-Pandemie (VO-CP)

§ 1 
Grundsatz der Abstandswahrung

(1) Physisch-soziale Kontakte zu anderen Menschen 
außerhalb der Angehörigen des eigenen Haushaltes 
sind auf ein absolut nötiges Minimum zu reduzieren. 
Dabei wird empfohlen den Kreis der Kontakte stets auf 
die gleichen Personen zu begrenzen („social bubble“). 
Wo immer möglich ist ein Mindestabstand zu anderen 
Personen von eineinhalb Metern einzuhalten.
(2) Ausgenommen von der Verpflichtung zur Einhal-
tung des Mindestabstandes nach Absatz 1 Satz 3 sind 
Kontakte zu Ehegatten, Lebenspartnern und Partnern 
einer nicht ehelichen Lebensgemeinschaft sowie Ver-
wandten in gerader Linie, Geschwistern, Geschwister-
kindern und deren jeweiligen Haushaltsangehörigen 
(familiärer Bezugskreis).
(3) Bei privaten Zusammenkünften zu Hause in ge-
schlossenen Räumen sollen die Hygiene- und Ab-
standsregelungen umgesetzt und für ausreichend Be-
lüftung gesorgt werden. Wo die Möglichkeit besteht, 
sollen die privaten Zusammenkünfte im Freien abge-
halten werden.

§ 2 
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung

(1) Im öffentlichen Raum sind bei jedem nicht nur kurz-
fristigen Kontakt mit nicht zum eigenen Haushalt ge-
hörenden Personen und einer Unterschreitung des Min-
destabstandes von eineinhalb Metern, sofern nicht eine 

andere, gleichwertige Infektionsschutzmaßnahme ge-
währleistet ist, eine medizinische Gesichtsmaske (OP-
Masken) oder auch Masken der Standards KN95/N95 
oder FFP2 oder höherer Standards zu tragen, sofern ge-
sundheitliche Gründe nicht entgegenstehen. Kinder bis 
zur Vollendung des sechsten Lebensjahres, Personen, 
die ärztlich bescheinigt aufgrund einer gesundheit-
lichen Beeinträchtigung, einer ärztlich bescheinigten 
chronischen Erkrankung oder einer Behinderung keine 
Atemschutzmaske tragen können, und gehörlose und 
schwerhörige Menschen und Personen, die mit diesen 
kommunizieren, sowie ihre Begleitpersonen sind von 
der Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung 
ausgenommen. Eltern und Sorgeberechtigte haben 
dafür Sorge zu tragen, dass ihre Kinder oder Schutz-
befohlenen ab Vollendung des sechsten Lebensjahres 
die Verpflichtung zum Tragen einer medizinischen Ge-
sichtsmaske (OP-Masken) oder auch von Masken der 
Standards KN95/N95 oder FFP2 oder höherer Stan-
dards einhalten, sofern diese dazu in der Lage sind.

(2) In jedem Fall haben folgende Personengruppen, 
auch Kinder ab Vollendung des sechsten Lebensjahres, 
eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Masken) oder 
auch Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder 
höherer Standards zu tragen, sofern gesundheitliche 
Gründe nicht entgegenstehen:

1. Personen bei der Nutzung des öffentlichen Perso-
nenverkehrs (Eisenbahnen, Straßenbahnen, Busse, 
Taxen und Passagierflugzeuge) sowie an Bahn-
höfen, Flughäfen, Haltestellen und in Warteberei-
chen alle Fahrgäste und Besucher ab Vollendung 
des sechsten Lebensjahres sowie das Personal, bei 
Fähren und Fahrgastschiffen allerdings nur beim 
Ein- und Ausstieg und insoweit, als der Mindest-
abstand von eineinhalb Metern nicht eingehalten 
werden kann; die entgegenstehenden gesundheitli-
chen Gründe sind bei der Nutzung des öffentlichen 
Personenverkehrs nachzuweisen,

1a.  Personen bei der Nutzung von Kraftfahrzeugen, 
die nicht das Fahrzeug führen und nicht unter § 6 
Absatz 1 Satz 1 fallen,

2. während des Aufenthaltes auf Messen, Spezial-, 
Jahr- und Wochenmärkten sowie in und vor La-
denlokalen, in den zugehörigen Wartebereichen 
und Warteschlangen, auf den dazugehörigen Park-
plätzen alle Kunden und Besucher ab Vollendung 
des sechsten Lebensjahres, soweit die Art der 
Leistungserbringung nicht entgegensteht, sowie 
das Personal, soweit nicht arbeitsschutzrechtliche 
Bestimmungen entgegenstehen oder eine andere, 
gleichwertige Infektionsschutzmaßnahme gewähr-
leistet ist,

3. Gäste während des Aufenthaltes in Gaststätten 
im Sinne des Saarländischen Gaststättengesetzes 
(SGastG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. April 2011 (Amtsbl. I S. 206), zuletzt ge-
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ändert durch Artikel 2 Nummer 1 des Gesetzes 
vom 11. November 2020 (Amtsbl. I S. 1262), und 
sonstiger Gastronomiebetriebe jeder Art abseits 
eines festen Platzes sowie bei der Abholung oder 
Entgegennahme von Speisen, auch in den gegebe-
nenfalls entstehenden Warteschlangen,

3a. Gäste während des Aufenthalts in öffentlich zu-
gänglichen Bereichen von Hotels, Beherbergungs-
betrieben, Campingplätzen und bei der sonstigen 
Zurverfügungstellung von Unterkünften,

4. bei öffentlichen Veranstaltungen nach § 6 Absatz 3 
und bei Veranstaltungen nach § 6 Absatz 5 Satz 2 
alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer auch an ei-
nem festen Platz,

5. alle Besucherinnen und Besucher von Gottesdiens-
ten und gemeinsamen Gebeten unter freiem Him-
mel, in Kirchen, Moscheen, Synagogen sowie in 
sonstigen Räumlichkeiten, die zur Grundrechtsaus-
übung gemäß Artikel 4 des Grundgesetzes genutzt 
werden,

6. Kunden und das Personal bei Erbringern von 
Dienstleistungen unmittelbar am Menschen, bei 
denen aufgrund ihrer Natur der Mindestabstand 
des § 1 Absatz 1 Satz 3 zwangsläufig nicht einge-
halten werden kann (körpernahe Dienstleistungen), 
soweit die Natur der Dienstleistung dem nicht ent-
gegensteht,

7. Besucher in Krankenhäusern, Vorsorge- und Re-
habilitationseinrichtungen sowie Patienten und 
Besucher in Arzt- und Psychotherapeutenpraxen, 
Psychologischen Psychotherapeutenpraxen, Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeutenpraxen, 
Zahnarztpraxen, ambulanten Pflegediensten und 
den übrigen an der Patientenversorgung beteiligten 
ambulanten und stationären Einrichtungen des Ge-
sundheitswesens, soweit nicht die Art der Behand-
lung oder Leistungserbringung entgegensteht,

8. das Personal in Gaststätten nach dem Saarländi-
schen Gaststättengesetz sowie sonstiger Gastro-
nomiebetriebe jeder Art sowie von Hotels, Beher-
bergungsbetrieben, Campingplätzen und bei der 
sonstigen Zurverfügungstellung von Unterkünften, 
sofern nicht arbeitsschutzrechtliche Bestimmun-
gen entgegenstehen oder eine andere, gleichwerti-
ge Infektionsschutzmaßnahme gewährleistet ist,

9. Besucher und Kunden während des Aufenthaltes 
in geschlossenen Räumen, die öffentlich oder im 
Rahmen eines Besuchs- oder Kundenverkehrs zu-
gänglich sind, soweit die Pflicht nicht bereits auf-
grund der Nummern 1 bis 8 besteht,

10. Personen in Arbeits- und Betriebsstätten. Die 
Pflicht gilt nicht am Arbeitsplatz, soweit der Min-
destabstand nach § 1 Absatz 1 Satz 3 eingehalten 
werden kann. Weitere Abweichungen von Satz 1 
sind nur auf der Grundlage einer aktuellen rechts-
konformen Gefährdungsbeurteilung unter Beach-
tung der SARS-CoV-2-Regeln des Arbeitsschutzes 
zulässig.

Die Regelungen der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzver-
ordnung (Corona-ArbSchV) vom 21. Januar 2021 blei-
ben unberührt.

(3) Die Betreiber oder sonstigen Verantwortlichen der 
in Absatz 2 genannten Einrichtungen haben die Ein-
haltung der Pflicht zum Tragen einer medizinischen 
Gesichtsmaske (OP-Masken) oder auch von Masken 
der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder höherer 
Standards in ihrem jeweiligen Verantwortungsbereich 
sicherzustellen. Satz 1 gilt nicht bei den Betreibern des 
öffentlichen Personenverkehrs (Eisenbahnen, Straßen-
bahnen, Busse, Taxen und Passagierflugzeuge); diese 
haben auf die Pflicht lediglich hinzuweisen.

(4) Die Ortspolizeibehörden werden ermächtigt, eine 
Pflicht zum Tragen einer Maske der Standards nach § 2 
Absatz 1 auf bestimmten, stark frequentierten öffentli-
chen Plätzen und Straßen anzuordnen.

§ 3 
Kontaktnachverfolgung

Die Verpflichtung zur Gewährleistung der Kontakt-
nachverfolgung richtet sich nach den §§ 6 bis 8 des 
Saarländischen COVID-19-Maßnahmengesetzes vom 
22. Januar 2021 (Amtsbl. I S. 220). Darüber hinaus ist 
eine Kontaktnachverfolgung gemäß § 6 Absatz 2, § 7 
und § 8 des Saarländischen COVID-19-Maßnahmen-
gesetzes im Falle des § 7 Absatz 5 Satz 3 zu gewähr-
leisten.

§ 4 
Betretungsbeschränkungen

(1) Die Betreiber oder sonstigen Verantwortlichen 
sämtlicher nach dieser Verordnung nicht untersagten 
Einrichtungen, Anlagen und Betriebe sind verpflichtet, 
die Gesamtzahl der gleichzeitig anwesenden Kunden 
und Besucher dergestalt zu begrenzen, dass auf einer 
dem Publikumsverkehr zugänglichen Gesamtfläche, 
im Falle des Handels die Verkaufsfläche, pro 5 Qua-
dratmeter nur eine Person Zutritt hat. Bei Einhaltung 
des Mindestabstandes im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 3 
sind vier Kunden oder Besucher unabhängig von der 
Gesamtfläche stets zulässig.

(2) Diese Regelung gilt nicht für den Betrieb eines 
Gaststättengewerbes nach dem Saarländischen Gast-
stättengesetz und den Betrieb sonstiger Gastronomie-
betriebe jeder Art oder den Betrieb von Hotels, Be-
herbergungsbetrieben und Campingplätzen sowie die 
Zurverfügungstellung jeglicher Unterkünfte. Es gelten 
die entsprechenden Beschränkungen der Rahmenhygi-
enekonzepte nach Maßgabe des § 5.

§ 5 
Hygienekonzepte

(1) Die Betreiber oder sonstigen Verantwortlichen 
sämtlicher nach dieser Rechtsverordnung nicht unter-
sagten Einrichtungen, Anlagen und Betriebe, die Ver-
anstalter von Veranstaltungen nach § 6 sowie die 
Verantwortlichen im Kurs-, Trainings- und Wettkampf-
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betrieb im Sport haben entsprechend den spezifischen 
Anforderungen des jeweiligen Angebots ein individu-
elles Schutz- und Hygienekonzept zu erstellen und auf 
Verlangen der zuständigen Behörde vorzulegen.

(2) Diese Konzepte müssen Maßnahmen zur Reduzie-
rung von Kontakten, zur Sicherstellung der Einhaltung 
des Mindestabstandes nach § 1 Absatz 1 Satz 3, zum 
Schutz von Kunden, Besuchern und des Personals vor 
Infektionen sowie zur Durchführung von verstärkten 
Reinigungs- und Desinfektionsintervallen enthalten. 
Dabei sind insbesondere die einschlägigen Empfehlun-
gen des Robert Koch-Instituts (RKI) zum Infektions-
schutz in ihrer jeweiligen Fassung, die Vorgaben der 
jeweiligen Arbeitsschutzbehörden und der zuständigen 
Berufsgenossenschaften zu beachten.

(3) Nähere und besondere Anforderungen zu Schutz- 
und Hygienekonzepten kann das Ministerium für So-
ziales, Gesundheit, Frauen und Familie durch Rechts-
verordnung im Einvernehmen mit dem fachlich 
zuständigen Ressort in einem bereichsspezifischen 
 Hygienerahmenkonzept bestimmen. Entsprechende 
Hygienerahmenkonzepte werden auch auf www.corona. 
saarland.de veröffentlicht und sind von den Betreibern 
und sonstigen Verantwortlichen und Veranstaltern ein-
zuhalten.

Bereichsspezifische Hygienerahmenkonzepte sind ins-
besondere erforderlich für

1. den Betrieb eines Gaststättengewerbes nach dem 
Saarländischen Gaststättengesetz sowie den Be-
trieb sonstiger Gastronomiebetriebe jeder Art,

2. den Betrieb von Hotels, Beherbergungsbetrieben 
und Campingplätzen sowie die Zurverfügungstel-
lung jeglicher Unterkünfte,

3. den Probenbetrieb von Theatervorstellungen, 
Opern oder Konzerten,

4. den Kinobetrieb,

5. den Sportbetrieb,

6. die Durchführung sonstiger Veranstaltungen,

7. die Veranstaltung von Reisebusreisen,

8. die Erbringung von körpernahen Dienstleistungen.

§ 5a 
Testung

(1) Soweit in der Folge die Vorlage eines Nachweises 
über das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-
CoV-2-Virus vorgesehen ist, gelten die Voraussetzun-
gen für getestete Personen im Sinne des § 2 Nummer 6 
der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenver-
ordnung vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1).

(2) Nachweise nach § 2 Nummer 7 der COVID-
19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung sind den 
nach § 12 Absatz 1 dieser Verordnung genannten Be-
hörden im Rahmen ihrer Kontrolltätigkeit auf Verlan-
gen vorzuweisen.

§ 5b 
Immunisierte Personen

(1) Personen mit einem Nachweis über das Nichtvor-
liegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus im 
Sinne des § 5a Absatz 1 dieser Verordnung stehen ge-
mäß § 7 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnah-
menverordnung geimpfte Personen und genesene Per-
sonen gleich.
(2) Nachweise nach § 2 Nummer 3 und 5 der COVID-
19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung sind 
den nach § 12 Absatz 1 dieser Verordnung genannten 
Behörden im Rahmen ihrer Kontrolltätigkeit auf Ver-
langen vorzuweisen.

§ 6 
Kontaktbeschränkungen

(1) Private Zusammenkünfte im öffentlichen Raum, 
in privat genutzten Räumen und auf privat genutzten 
Grundstücken werden auf höchstens zehn gleichzeitig 
anwesende Personen begrenzt. Kinder bis 14 Jahre sind 
jeweils von der Höchstzahl ausgenommen.
Ansammlungen mit mehr als zehn Personen sind ver-
boten.
(2) Veranstaltungen, zu denen unter freiem Him-
mel nicht mehr als 250 Besucherinnen und Besucher 
gleichzeitig und in geschlossenen Räumen nicht mehr 
als 100 Besucherinnen und Besucher gleichzeitig zu er-
warten sind, können unter der Bedingung der Vorlage 
eines negativen SARS-CoV-2-Tests der Besucherinnen 
und Besucher stattfinden; dabei sind Veranstaltungen 
mit mehr als 20 anwesenden Personen unter Angabe 
des Veranstalters der Ortspolizeibehörde anzuzeigen. 
Der Veranstalter hat geeignete Maßnahmen zur voll-
ständigen Nachverfolgbarkeit nach Maßgabe des § 6 
Absatz 1 des Saarländischen COVID-19-Maßnahmen-
gesetzes zu treffen und besondere infektionsschutz-
rechtliche Auflagen zu beachten. Von den Maßgaben in 
Satz 1 und 2 ausgenommen sind:
1. Veranstaltungen und Zusammenkünfte, die dem 

Betrieb von Einrichtungen, die nicht nach dieser 
Verordnung untersagt sind, zu dienen bestimmt 
sind; die für den Betrieb der jeweiligen Einrichtung 
geltenden Hygienevorschriften sind einzuhalten,

2. Veranstaltungen und Zusammenkünfte, die so ge-
staltet sind, dass sie jeweils ausgehend von einer 
Bezugsperson nur den familiären Bezugskreis nach 
§ 1 Absatz 2 umfassen sowie höchstens Angehöri-
ge eines weiteren Haushalts.

Der Mindestabstand nach Maßgabe dieser Verordnung 
ist bei allen Veranstaltungen und Zusammenkünften 
wo immer möglich einzuhalten.
(3) Abweichend von Absatz 2 sind Veranstaltungen und 
Zusammenkünfte mit einer höheren Personenzahl nur 
dann zulässig, wenn für deren Durchführung ein drin-
gendes und unabweisbares rechtliches oder tatsächli-
ches Bedürfnis besteht. Darüber hinaus kann die zu-
ständige Ortspolizeibehörde in besonders begründeten 
Fällen auf Antrag eine höhere Personenzahl zulassen.

https://www.corona.saarland.de
https://www.corona.saarland.de
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Der Mindestabstand nach Maßgabe dieser Verordnung 
ist bei allen Veranstaltungen und Zusammenkünften 
wo immer möglich einzuhalten.

(4) Das Selbstorganisationsrecht des Landtages, der 
Gebietskörperschaften und sonstiger Körperschaften, 
Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechts so-
wie die Tätigkeit der Gerichte bleiben unberührt. Dies 
gilt auch für die Tätigkeit der Parteien, Wählergruppen 
und Vereinigungen im Sinne des Artikels 9 Absatz 3 
des Grundgesetzes mit der Maßgabe, dass bei Veran-
staltungen und Zusammenkünften der Mindestabstand 
nach § 1 Absatz 1 Satz 3 einzuhalten ist sowie weitere 
veranstaltungsspezifische Hygienemaßnahmen umge-
setzt werden.

(5) Für Bestattungen und standesamtliche Trauungen 
gelten, vorbehaltlich weiterer ortspolizeilicher Vor-
gaben, Absatz 1 und 2 entsprechend. Von der Orts-
polizeibehörde sollen Ausnahmegenehmigungen erteilt 
werden, soweit dies im Einzelfall aus infektionsschutz-
rechtlicher Sicht vertretbar ist.

(6) Gottesdienste und gemeinsame Gebete sind unter 
freiem Himmel, in Kirchen, Moscheen, Synagogen so-
wie in sonstigen Räumlichkeiten, die zur Grundrechts-
ausübung gemäß Artikel 4 des Grundgesetzes genutzt 
werden, zulässig, wenn die aus Infektionsschutzgrün-
den gebotene Begrenzung der Teilnehmerzahl nach 
Maßgabe des Mindestabstandes nach § 1 Absatz 1 
Satz 3 sowie die besonderen Schutz- und Hygienerege-
lungen gewährleistet sind. Die Betretungsbeschränkun-
gen des § 4 Absatz 1 finden keine Anwendung.

(7) Versammlungen im Sinne des Versammlungsgeset-
zes sind zulässig, sofern der Mindestabstand der Teil-
nehmer nach § 1 Absatz 1 Satz 3 sichergestellt wird und 
besondere infektionsschutzrechtliche Auflagen beach-
tet werden. Sie müssen ortsfest oder als Standkundge-
bung stattfinden. Die Versammlungsbehörde kann im 
Einzelfall Ausnahmen von Satz 2 erteilen, wenn dies 
nach epidemiologischen Gesichtspunkten vertretbar 
ist.

(8) Für geimpfte Personen und genesene Personen gel-
ten die Ausnahmen von der Beschränkung von Zusam-
menkünften nach § 8 Absatz 1 und 2 in Verbindung mit 
§ 2 Nummer 2 und 4 der COVID-19-Schutzmaßnah-
men-Ausnahmenverordnung.

§ 7 
Betriebsuntersagungen und -beschränkungen 

sowie Schließung von Einrichtungen

(1) Für den Betrieb eines Gaststättengewerbes nach 
dem Saarländischen Gaststättengesetz, den Betrieb 
sonstiger Gastronomiebetriebe jeder Art und den Be-
trieb von Betriebskantinen und Mensen gelten unter 
Einhaltung des Hygienerahmenkonzepts für den Be-
trieb eines Gaststättengewerbes nach dem Saarländi-
schen Gaststättengesetz sowie den Betrieb sonstiger 
Gastronomiebetriebe jeder Art nach § 5 Absatz 3 Satz 3 
Nummer 1 die folgenden Maßgaben:

1. Eine Bewirtung ist ausschließlich an Tischen mit 
festem Sitzplatz und unter Beschränkung auf Grup-
pen von bis zu zehn Personen pro Tisch zulässig, 
im Innenbereich müssen Gäste einen negativen 
SARS-CoV-2-Test nach Maßgabe des § 5a vorle-
gen können,

2. die Abgabe und Lieferung von mitnahmefähigen 
Speisen und Getränken für den Verzehr nicht an 
Ort und Stelle ist zulässig,

3. der Betrieb von Betriebskantinen und Mensen im 
Innenbereich, wenn die Arbeitsabläufe im Betrieb 
eine Schließung nicht zulassen, insbesondere wenn 
der Verzehr mitnahmefähiger Speisen und Geträn-
ke an anderer Stelle nicht zumutbar ist, ist zulässig,

4. der Betrieb von Rastanlagen an Bundesautobahnen 
und gastronomische Betriebe an Autohöfen sind 
zulässig.

(2) Verboten ist die Erbringung sexueller Dienstleis-
tungen im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 des Prostitu-
iertenschutzgesetzes vom 21. Oktober 2016 (BGBl. I 
S. 2372), zuletzt geändert durch Artikel 5 Absatz 1 des 
Gesetzes vom 9. März 2021 (BGBl. I S. 327), sowie die 
Ausübung des Prostitutionsgewerbes im Sinne des § 2 
Absatz 3 des Prostituiertenschutzgesetzes.
(3) Die Erbringung körpernaher Dienstleistungen, bei 
denen nicht dauerhaft eine Mund-Nasen-Bedeckung 
im Sinne von § 2 getragen werden kann, ist nur ge-
stattet für Kundinnen und Kunden, die einen negativen 
SARS-CoV-2-Test nach Maßgabe des § 5a vorlegen 
können, und unter Beachtung der Auflagen zur Hygi-
ene nach § 5. Die Pflicht zur Vorlage eines Testergeb-
nisses nach Satz 1 gilt nicht im Gesundheitsbereich 
bei der Erbringung medizinischer oder therapeutischer 
Leistungen.
(4) Der Freizeit- und Amateursportbetrieb einschließ-
lich des Betriebs von Tanzschulen ist zulässig in der 
Form von:
1. kontaktfreiem Sport im Außenbereich,
2. Kontaktsport im Außenbereich, kontaktfreiem 

Sport im Innenbereich und Kontaktsport im Innen-
bereich, sofern alle Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer einen negativen SARS-CoV-2-Test nach Maß-
gabe des § 5a vorlegen können. Von der Testpflicht 
ausgenommen sind Minderjährige.

Zuschauer sind nach den Maßgaben der § 6 Absätze 2  
und 3 erlaubt.
(4a) Der Wettkampf- und Trainingsbetrieb des Berufs-
sports und von Sportlerinnen und Sportlern des Olym-
piakaders, des Perspektiv-Kaders, der Nachwuchska-
der, des paralympischen Kaders und des Landeskaders 
ist uneingeschränkt zulässig. Zuschauer sind nach den 
Maßgaben der § 6 Absätze 2 und 3 erlaubt.
(5) Zu schließen sind Institutionen und Einrichtungen, 
soweit sie der Freizeitgestaltung dienen, wie der Be-
trieb von insbesondere Clubs und Diskotheken, Frei-
zeitaktivitäten im Innenbereich und ähnliche Einrich-
tungen.
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Von der Schließung ausgenommen sind

1. öffentliche Spielplätze,

2. Wildparks, Zoos,

2a. Freizeitparks und Anbieter von Freizeitaktivitäten 
im Außenbereich, unter der Bedingung der Vorlage 
eines negativen SARS-CoV-2-Tests nach Maßgabe 
des § 5a,

3. Bibliotheken,

4. Museen, Galerien, Gedenkstätten,

5. Theater, Konzerthäuser und Opernhäuser und Ki-
nos, unter der Bedingung der Vorlage eines nega-
tiven SARS-CoV-2-Tests nach Maßgabe des § 5a 
der Besucherinnen und Besucher,

6. geeignete, kontaktfreie Angebote zur kulturellen 
Betätigung in Gruppen im Innen- und Außenbe-
reich durch darauf ausgerichtete Einrichtungen, 
wobei bei Angeboten im Innenbereich bei den Teil-
nehmenden der Nachweis über das Nichtvorliegen 
einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus erfor-
derlich ist, von der Testpflicht ausgenommen sind 
Minderjährige,

7. abweichend von Satz 1 kontaktfreien Sport, Fit-
nessstudios und vergleichbare Sporteinrichtungen 
jeweils im Außenbereich, sofern die notwendigen 
Hygienemaßnahmen nach § 5 eingehalten und 
Kontakte zwischen Kunden vermieden werden;  
abweichend von Satz 1 kann kontaktfreies Trai-
ning im Innenbereich von Sportstätten wie Fitness-
studios oder vergleichbaren Sporteinrichtungen 
unter Beachtung der Hygienemaßnahmen nach § 5 
durchgeführt werden, wenn der Nachweis eines 
negativen SARS-CoV-2-Tests nach Maßgabe des 
§ 5a geführt wird,

8. Wettannahmestellen privater Anbieter; die Räum-
lichkeiten dürfen lediglich zur Abwicklung des 
Wettgeschäfts betreten werden, wenn der Nach-
weis eines negativen SARS-CoV-2-Tests nach 
Maßgabe des § 5a geführt wird; eine erneute Be-
dienung einer Kundin oder eines Kunden darf frü-
hestens zwei Stunden nach bereits erfolgter Bedie-
nung stattfinden,

9. Strandbäder und Freibäder, Schwimm- und Spaß-
bädern unter der Bedingung der Vorlage eines 
negativen SARS-CoV-2-Tests nach Maßgabe des 
§ 5a der Besucherinnen und Besucher und unter 
Anwendung des Hygienerahmenkonzepts für 
Schwimmbäder,

10. Thermen und Saunen, unter der Maßgabe, dass die 
Höchstzahl der Personen, die sich in der Einrich-
tung aufhält, auf die Hälfte der sonst dort zugelas-
senen Besucherhöchstzahl beschränkt ist und unter 
der Bedingung der Vorlage eines negativen SARS-
CoV-2-Tests nach Maßgabe des § 5a; der Betreiber 
hat sicherzustellen, dass in den einzelnen Räumen 
der Mindestabstand eingehalten wird,

11. Spielhallen und Spielbanken unter der Bedingung 
der Vorlage eines negativen SARS-CoV-2-Tests 
nach Maßgabe des § 5a der Besucherinnen und Be-
sucher.

(6) Übernachtungsangebote sowie hoteltypische gastro-
nomische Angebote zu privaten touristischen Zwecken 
sind unter Einhaltung des Hygienerahmenkonzepts für 
den Betrieb von Hotels, Beherbergungsbetrieben und 
Campingplätzen sowie die Zurverfügungstellung jeg-
licher Unterkünfte nach § 5 Absatz 3 Satz 3 Nummer 2 
mit der Maßgabe zulässig, dass die Gäste bei Anrei-
se den Nachweis eines negativen SARS-CoV-2-Tests 
nach § 5a führen. Bei mehrtägigen Aufenthalten ist der 
Testnachweis alle 48 Stunden erneut zu führen.
Werden ausschließlich Gäste beherbergt, die beruflich 
veranlasst oder aus unabweisbaren persönlichen Grün-
den anreisen, gilt die Maßgabe des Erfordernisses eines 
negativen SARS-CoV-2-Tests nach Satz 1 nicht; hier ist 
der hoteltypische Betrieb zulässig. Sofern jedoch auch 
touristische Reisende beherbergt werden, gelten die 
Maßgaben für alle beherbergten Gäste.
Die Zulässigkeit weiterer darüber hinausgehender An-
gebote in den Betrieben richtet sich nach den Vorschrif-
ten dieser Verordnung.
Die Durchführung von touristischen Reisebusreisen, 
Schiffsreisen oder ähnlichen Angeboten ist unter der 
Bedingung der Vorlage eines negativen SARS-CoV-2-
Tests nach Maßgabe des § 5a der Teilnehmenden ge-
stattet. Bei mehrtägigen Reisen oder Angeboten haben 
die Teilnehmenden alle 48 Stunden den Nachweis eines 
negativen SARS-CoV-2-Tests nach § 5a zu führen.
(7) Den Betreibern von Verkaufsstellen im Sinne des 
Saarländischen Gesetzes zur Regelung der Ladenöff-
nungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – LÖG Saarland) 
vom 15. November 2006 (Amtsbl. S. 1974), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 6 Nummer 2 des Gesetzes vom 
11. November 2020 (Amtsbl. I S. 1262), sowie dem 
Gaststättengewerbe nach dem Saarländischen Gast-
stättengesetz vom 13. April 2011 (Amtsbl. I S. 206), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 12. Juni 2012 
(Amtsbl. I S. 156), und sonstigen Gastronomiebetrie-
ben jeder Art sind der Verkauf, die Lieferung und Ab-
gabe von alkoholhaltigen Getränken in der Zeit von 
1.00 bis 6.00 Uhr untersagt.
(8) Die Ortspolizeibehörden werden ermächtigt, auf 
belebten Plätzen und Straßen den Verzehr von alkoho-
lischen Getränken zu untersagen.
(9) Die zuständige Ortspolizeibehörde kann in atypi-
schen Einzelfällen auf Antrag Ausnahmegenehmigun-
gen erteilen, soweit dies aus Sicht des Infektionsschut-
zes unbedenklich ist und der Zweck dieser Verordnung 
gewahrt wird. Die Ausnahmegenehmigung kann zeit-
lich befristet werden.

§ 8 
Einrichtungen für Menschen mit Behinderung

Die Beschäftigung und Betreuung in Einrichtungen 
gemäß dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch ist ge-
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stattet und zulässig, sofern der Leistungserbringer ein 
Infektionsschutz-, Hygiene- und Reinigungskonzept 
vorhält, das auch die Fahrdienste umfasst und sich an 
den Empfehlungen der Bundesregierung zum Arbeits-
schutz in Zeiten der Corona-Pandemie „Arbeitsschutz-
standard SARS-CoV-2“ in der aktuell gültigen Fassung 
orientiert. Die Maßgaben der SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzverordnung (Corona-ArbSchV) in der jeweils 
gültigen Fassung finden Anwendung. Es sind geeignete 
Maßnahmen zur vollständigen Kontaktnachverfolgung 
nach Maßgabe des § 6 Absatz 1 des Saarländischen 
COVID-19-Maßnahmengesetzes vom 22. Januar 2021 
(Amtsbl. I S. 220) und zum Einhalten des Mindestab-
standes nach § 1 Absatz 1 Satz 3 sicherzustellen. Für 
die Einhaltung und Fortschreibung des Konzepts ist der 
Leistungserbringer verantwortlich. Nähere Einzelhei-
ten hierzu regelt das Handlungskonzept des Saarlandes 
zum Infektionsschutz und zum gleichzeitigen Schutz 
vulnerabler Gruppen im Bereich der Eingliederungs-
hilfe im Rahmen der Corona-Pandemiemaßnahmen in 
der jeweils gültigen Fassung. Im Übrigen wird auf die 
Regelungen für den Bereich der Eingliederungshilfe in 
§ 9 verwiesen.

§ 8a 
Einrichtungen der Sozial- und Jugendhilfe sowie 

vergleichbare soziale Einrichtungen und Angebote
(1) Der Betrieb von Einrichtungen der Sozial- und Ju-
gendhilfe sowie vergleichbarer Einrichtungen und An-
gebote ist gestattet. § 8 Satz 1 bis 4 gilt entsprechend 
den spezifischen Anforderungen der Sozial- und Ju-
gendhilfe.
(2) Die Durchführung von Maßnahmen nach § 11 
SGB VIII eintägig oder mehrtägig auch mit Übernach-
tungen für Kinder und Jugendliche nach § 1 Absatz 5 
Nummer 7 des Kinder- und Jugendförderungsgeset-
zes vom 1. Juni 1994, zuletzt geändert durch das Ge-
setz vom 28. Oktober 2008 (Amtsbl. S. 2053), ist in 
festen Gruppen mit bis zu 30 Personen zuzüglich des 
Betreuungspersonals erlaubt. Dabei müssen die Hygi-
enemaßnahmen nach den Empfehlungen des Robert 
Koch-Instituts sowie in Anlehnung an die Verordnung 
zu Hygienerahmenkonzepten auf der Grundlage dieser 
Verordnung eingehalten werden. Im Übrigen gelten die 
Regelungen für Beherbergungsbetriebe entsprechend. 
Die Teilnehmenden müssen bei Anreise den Nachweis 
eines negativen SARS-CoV-2-Tests nach § 5a führen. 
Bei mehrtägigen Aufenthalten ist der Testnachweis alle 
48 Stunden erneut zu führen.

§ 9 
Einrichtungen zur Pflege, Vorsorge- und 

Rehabilitationseinrichtungen, Krankenhäuser und 
weitere Leistungsbereiche

(1) Das Betreten von Einrichtungen der teilstationä-
ren Tages- und Nachtpflege ist zulässig, sofern der 
Träger der teilstationären Einrichtungen der Tages- 
und Nachtpflege ein Infektionsschutz-, Hygiene- und 
Reinigungskonzept vorhält, das auch die Fahrdienste 
umfasst und sich an den Empfehlungen der Bundes-

regierung zum Arbeitsschutz in Zeiten der Corona- 
Pandemie „Arbeitsschutzstandard SARS-CoV-2“ in 
der aktuell gültigen Fassung orientiert. Für die Einhal-
tung und Fortschreibung des Konzepts ist der Träger 
verantwortlich. Weiter findet § 5b Anwendung auf Be-
sucher der Einrichtungen.

Die Zurverfügungstellung von Betreuungsgruppen-
angeboten für Pflegebedürftige wird erlaubt, sofern 
die Vorgaben des Musterhygieneschutzkonzepts des 
Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie eingehalten werden. Dies ist den für die An-
erkennung von Angeboten zur Unterstützung im Alltag 
zuständigen Landkreisen und dem Regionalverband 
vor Wiederaufnahme der Betreuungstätigkeit schrift-
lich zu bestätigen. Die Zuständigkeiten gemäß § 12 
dieser Verordnung bleiben hiervon unberührt.

(2) Besuche in Einrichtungen nach den §§ 1a und 1b 
des Saarländischen Wohn-, Betreuungs- und Pflege-
qualitätsgesetzes sind im Rahmen eines Besuchskon-
zepts zulässig. Das Besuchskonzept muss mindestens 
einen täglichen Besuch von zwei Besucherinnen oder 
Besuchern aus zwei Hausständen ermöglichen. Hierzu 
erlässt das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frau-
en und Familie unter Berücksichtigung des aktuellen 
Infektionsgeschehens Richtlinien, die insbesondere 
Festlegungen zur Anzahl und Dauer der Besuche, zum 
Kreis der Besucher, zur Registrierung der Besucher so-
wie Maßnahmen zur Sicherstellung der Einhaltung des 
Mindestabstandes nach § 1 Absatz 1 Satz 3 und zum 
Schutz der Bewohner und des Personals vor Infektio-
nen enthalten können. Weiter findet § 5b Anwendung 
auf Besucher der Einrichtungen.

(3) Für den Betrieb von Krankenhäusern, Vorsorge- 
und Rehabilitationseinrichtungen werden nachstehen-
de Maßnahmen angeordnet:

1. Es sind geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um 
den Eintrag von Coronaviren zu erschweren, Pa-
tienten und Personal zu schützen und persönliche 
Schutzausrüstung einzusparen. Bei der Auswahl 
der Maßnahmen sind auch patientenbezogene As-
pekte zu berücksichtigen.

2. Die Krankenhäuser und Rehabilitationseinrichtun-
gen haben auf der Basis der unterschiedlichen bau-
lichen Voraussetzungen, des differenzierten Versor-
gungsauftrags und der unterschiedlichen Aufgaben 
in ambulanter, tagesklinischer und stationärer Ver-
sorgung ein Hygienekonzept unter Einbindung der 
zuständigen Gesundheitsämter zu erstellen und 
soweit erforderlich fortlaufend zu aktualisieren. 
Dabei haben sie die Vorgaben der jeweils gültigen 
Nationalen Teststrategie SARS-CoV-2 und die Vor-
gaben der saarländischen Teststrategie sowie die 
jeweils aktuellen Hinweise des RKI zur Testung 
von Patienten auf Infektionen mit dem neuartigen 
Coronavirus SARS-CoV-2 zu beachten.

3. Die Einrichtungen haben jedem Patienten die Mög-
lichkeit eines täglichen Besuchs von einer Stunde 
und von einer Person einzuräumen. Dabei sind die 
Besuchszeiten so einzurichten, dass auch berufstä-
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tigen Angehörigen ein Besuch ermöglicht wird. Ein 
Besuch ist nur bei negativem Antigentest, bestätigt 
durch ein Saarlandzertifikat gemäß § 5a, möglich. 
Alle Besucher müssen namentlich bei der Einrich-
tung registriert sein. Für den Besuch sind geeignete 
Schutzmaßnahmen einzuhalten und eine Hygiene-
unterweisung ist regelmäßig durchzuführen.

4. § 5b findet Anwendung für die Mitarbeitenden mit 
der Auflage, entsprechend ihrem Einsatzbereich 
bei der Dienstausübung die Hygienevorgaben ein-
zuhalten und die persönliche Schutzausrüstung zu 
tragen. Weiter findet § 5b Anwendung auf Besu-
cher der Einrichtungen.

5. In Abweichung von diesem grundsätzlichen Be-
suchsrecht in den Krankenhäusern und den Rehabi-
litationseinrichtungen kann dieses bei einem aktu-
ellen Ausbruchsgeschehen in der Einrichtung oder 
einer Sieben-Tages-Inzidenz größer 50 im Saar-
land von den Einrichtungen selbst eingeschränkt 
werden. Ausgenommen von dieser Möglichkeit 
der Einschränkung des Besuchsrechts sind aller-
dings medizinisch oder ethisch-sozial angezeigte 
Besuche, wie zum Beispiel Besuche bei Patienten 
mit schwersten Erkrankungen, Besuche auf Kin-
derstationen oder bei Geburten, bei Palliativ- und 
Demenzpatientinnen und -patienten, für die Be-
gleitung bei Aufklärungsgesprächen bei risiko-
behafteten Eingriffen und Behandlungen oder für 
seelsorgerische Besuche. Die Begleitung Sterben-
der muss jederzeit gewährleistet sein.

(4) Von den Betretungsverboten der Absätze 1 bis 3 
sind Betretungen zum Zweck der Rechtspflege und der 
sozialleistungsrechtlichen Bedarfsermittlung durch So-
zialleistungsträger ausgenommen.
(5) In Einrichtungen nach § 1a des Saarländischen 
Wohn-, Betreuungs- und Pflegequalitätsgesetzes vom 
6. Mai 2009 (Amtsbl. S. 906), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 22. August 2018 (Amtsbl. I 
S. 674), sind mittels PoC-Antigentest zweimal wö-
chentlich auf das Vorliegen einer Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 zu testen
1. alle Bewohnerinnen und Bewohner, sofern gesund-

heitliche Einschränkungen einer Testung nicht ent-
gegenstehen,

2. alle im Dienst befindlichen Beschäftigten ein-
schließlich aller Ehrenamtlichen und Leiharbeit-
nehmerinnen und Leiharbeitnehmer in besonderen 
Wohnformen für Menschen mit Behinderung ge-
mäß dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch.

In Einrichtungen für volljährige Menschen mit Pflege- 
und Unterstützungsbedarf sind alle im Dienst befindli-
chen Beschäftigten einschließlich aller Ehrenamtlichen 
und Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer 
mindestens dreimal pro Woche zu testen.
Sofern Bewohnerinnen und Bewohner immunisierte 
Personen im Sinne des § 5b Absatz 1 dieser Verordnung 
sind oder die Einrichtung eine mindestens 90-prozenti-
ge Quote immunisierter Bewohnerinnen und Bewohner 
im Sinne des § 5b Absatz 1 dieser Verordnung aufweist, 

besteht die Testverpflichtung nach Satz 1 nur noch ein-
mal alle zwei Wochen.
Sofern die im Dienst befindlichen Beschäftigten ein-
schließlich aller Ehrenamtlichen und Leiharbeitnehmer 
immunisierte Personen im Sinne des § 5b Absatz 1 die-
ser Verordnung sind, besteht die Testverpflichtung nach 
Satz 1 und Satz 2 nur einmal pro Woche. Satz 3 und 4 
gelten nicht in Einrichtungen, in denen Infektionen mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorliegen.
Von den Testpflichten nach Satz 1 und 2 ist befreit, wer 
den Nachweis über das Nichtvorliegen einer Infektion 
mit dem SARS-CoV-2-Virus führt, sofern die dem 
Nachweis zugrunde liegende Abstrichentnahme nicht 
länger als 24 Stunden zurückliegt.
Besucherinnen und Besuchern der in Satz 1 und Satz 2 
genannten Einrichtungen ist der Zutritt nur gegen Vor-
lage eines Nachweises über das Nichtvorliegen einer 
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus zu gestatten.
Im Falle der Testung innerhalb der Einrichtung ist den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und den Besuche-
rinnen und Besuchern das Ergebnis nach Maßgabe des 
§ 5a zu bestätigen.
Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Rettungs-
dienstes des Zweckverbandes für Rettungsdienst und 
Feuerwehralarmierung Saar (ZRF), die die genannten 
Einrichtungen aufsuchen, wird in Abweichung der Vor-
gaben zur täglichen Testung eine PoC-Testung der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter von dreimal wöchentlich 
vorgegeben, wenn sie in Vollschutz ihrer persönlichen 
Schutzausrüstung die Einrichtungen betreten. Die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter haben einen entspre-
chenden Nachweis mit sich zu führen. § 5b findet mit 
der Maßgabe Anwendung, dass die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des ZRF die Einrichtungen mit FFP2- 
Maske und Schutzhandschuhen betreten.
Beschäftigte im Bereich der Pflege, der Eingliede-
rungshilfe sowie der Kinder- und Jugendhilfe erhalten 
einen Anspruch auf Durchführung eines PCR-Tests im 
saarländischen Testzentrum nach Beendigung einer be-
hördlich angeordneten Absonderung oder Quarantäne.
(6) Personen, die Aufgaben der Rechtspflege wahrneh-
men, sowie Beamte des Polizei- und Justizvollzugs-
dienstes im Rahmen ihrer Dienstausübung sind von 
den Testpflichten nach den Absätzen 2, 3 und 5 mit 
der Maßgabe freigestellt, dass ihnen Zutritt aufgrund 
einer durch ihren Dienstherrn ausgestellten Bescheini-
gung über das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem 
SARS-CoV-2-Virus zu gewähren ist, wenn die zu-
grunde liegende Testung nicht länger als 24 Stunden 
zurückliegt. Wird eine Bescheinigung des Dienstherrn 
nicht vorgelegt, wird ein Test von der Einrichtung vor-
genommen; in diesem Fall gelten Absatz 5 Satz 5 und 
6 entsprechend. Bei der dienstlich veranlassten Be-
gleitung dringender medizinischer Notfälle sowie bei 
sonstiger dienstlich veranlasster Eilbedürftigkeit ist der 
Zutritt ohne Nachweis über das Nichtvorliegen einer 
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus zu gestatten.
(7) Alle Beschäftigten einschließlich aller Ehrenamt-
lichen und Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitneh-
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mern nach Absatz 5 Satz 1 müssen beim Kontakt mit 
den Bewohnerinnen und Bewohnern eine Maske der 
Standards FFP2 oder Masken höherer Standards tragen.

§ 10 
Hochschulen, Berufsakademien und 

wissenschaftliche Forschungseinrichtungen; 
Staatliche Prüfungen, Ausbildungsgänge sowie 

Fortbildungen

(1) Der Hochschulbetrieb der Universität des Saarlan-
des, der Hochschule für Technik und Wirtschaft des 
Saarlandes, der Hochschule der Bildenden Künste Saar 
und der Hochschule für Musik Saar einschließlich des 
Studien-, Lehr- und Prüfungsbetriebs in Präsenzform 
ist unter der Maßgabe der Einhaltung von Hygiene-
maßnahmen nach den Empfehlungen des RKI und der 
Berücksichtigung der aktuellen Pandemiepläne der je-
weiligen Hochschule gestattet. Der Präsenzunterricht 
erfolgt unter Vorlage eines negativen SARS-CoV-2-
Test nach Maßgabe des § 5a. Bei der Durchführung 
des Lehrbetriebs sind Online-Angebote zu berück-
sichtigen. Nähere Bestimmungen zur Anpassung von 
Lehre, Studium und Prüfungen können von der für die 
jeweilige Hochschule zuständigen Aufsichtsbehörde 
erlassen werden. Ausgenommen von der Untersagung 
des Präsenzunterrichts nach § 28b Absatz 3 Satz 3 des 
Infektionsschutzgesetzes sind die von der zuständigen 
Behörde festzulegenden praktischen Ausbildungsantei-
le an Hochschulen.

(2) Die Hochschulen können im jeweiligen Einzelfall 
im Einvernehmen mit den betroffenen Studierenden 
entscheiden, ob sie mündliche Prüfungen per Video-
konferenz durchführen. Hierfür können auch die gän-
gigen kommerziellen Systeme genutzt werden, wobei 
die Sicherheit sowie die Identitätsfeststellung zu ge-
währleisten sind.

(3) Die Prüfungsämter sind angehalten, die Bearbei-
tungszeiten laufender Qualifizierungsarbeiten, insbe-
sondere Hausarbeiten, Bachelor-, Master- und Staats-
examensarbeiten, entsprechend anzupassen.

(4) Absatz 1 gilt entsprechend für im Saarland staat-
lich anerkannte Hochschulen in freier Trägerschaft, für 
staatlich anerkannte Berufsakademien und für wissen-
schaftliche Forschungseinrichtungen im Saarland.

(5) Staatliche Prüfungen bleiben von dieser Verord-
nung unberührt und können unter Beachtung der im 
Einzelfall erforderlichen Infektionsschutzmaßnahmen 
durchgeführt werden. Dasselbe gilt für Präsenzveran-
staltungen im Rahmen staatlicher Ausbildungsgänge 
und Fortbildungen. Die näheren Bestimmungen trifft 
die jeweils zuständige Aufsichtsbehörde.

(6) Eignungs- und Kenntnisprüfungen sowie Studier-
fähigkeitstests in den Bereichen Medizin, Pharmazie 
und Psychotherapie können unter Beachtung der erfor-
derlichen Infektionsschutzmaßnahmen durchgeführt 
werden. Die Teilnahme in Präsenzform kann von der 
Vorlage eines negativen SARS-CoV-2-Tests nach Maß-
gabe des § 5a abhängig gemacht werden.

§ 11 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Num-
mer 24 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig den Ge- oder Verboten des § 2 
Absatz 2, 3 und 4 sowie der §§ 4 bis 10 oder des § 13 
zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 73 Absatz 2 
des Infektionsschutzgesetzes mit einer Geldbuße bis zu 
fünfundzwanzigtausend Euro geahndet werden.

(3) Eine Strafbarkeit, insbesondere nach den §§ 74, 75 
des Infektionsschutzgesetzes, bleibt unberührt.

§ 12 
Zuständige Behörden

(1) Zuständig für die Ausführung und Durchsetzung 
dieser Verordnung, des § 28b des Infektionsschutz-
gesetzes und von Rechtsverordnungen auf der Grund-
lage des § 28b Absatz 6 sowie des § 28c des Infek-
tionsschutzgesetzes sind vorbehaltlich anderweitiger 
Regelungen in dieser Verordnung die Ortspolizeibe-
hörden und unbeschadet von § 1 der Verordnung über 
Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz vom 
12. September 2016 (Amtsbl. I S. 856), zuletzt geändert 
durch die Verordnung vom 22. April 2021 (Amtsbl. I 
S. 1050), ergänzend die Vollzugspolizei; dies umfasst 
auch die Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften die-
ser Verordnung, der Vorschriften des § 28b des Infekti-
onsschutzgesetzes und der Vorschriften von Rechtsver-
ordnungen auf der Grundlage des § 28b Absatz 6 sowie 
des § 28c des Infektionsschutzgesetzes. Zuständige 
Verwaltungsbehörden für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach dieser Verordnung 
sind die Gemeindeverbände. Die Ortspolizeibehörden 
und die Vollzugspolizei werden ermächtigt, bei Verstö-
ßen gegen die bußgeldbewehrten Vorschriften des § 2 
Absatz 2 Verwarnungen zu erteilen und Verwarnungs-
gelder in Höhe von 50 Euro zu erheben.

(2) Die Vollzugspolizei leistet Amts- und Vollzugshilfe; 
die polizeilichen Gefahrenabwehraufgaben nach dem 
Saarländischen Polizeigesetz bleiben unberührt und 
bestehen weiterhin fort.

(3) Als zuständige Behörde zur Durchführung der 
Coronavirus-Einreiseverordnung wird hinsichtlich 
§ 6 Absatz 3 Nummer 1 Alternative 2 der Corona-
virus-Einreiseverordnung das Ministerium für Sozia-
les, Gesundheit, Frauen und Familie, im Übrigen die 
zuständige Ortspolizeibehörde bestimmt. Zuständige 
Verwaltungsbehörden für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach der Coronavirus-Ein-
reiseverordnung sind die Gemeindeverbände. Die Vor-
schriften nach der Verordnung über die Zuständigkeiten 
nach dem Infektionsschutzgesetz vom 12. September 
2016 (Amtsbl. I S. 856), zuletzt geändert durch die Ver-
ordnung vom 22. April 2021 (Amtsbl. I S. 1050), blei-
ben unberührt.
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§ 13 
Sonderregelung für Gebiete mit besonderem 

Infektionsgeschehen

(1) Übersteigt die Anzahl der Neuinfektionen mit dem 
SARS-CoV-2-Virus innerhalb eines Zeitraums von sie-
ben Tagen pro 100 000 Einwohner in einem Landkreis 
oder im Regionalverband Saarbrücken an drei auf-
einanderfolgenden Tagen den Wert von 200 (Sieben- 
Tages-Inzidenz), ist es in dem jeweiligen Landkreis 
oder dem Regionalverband den Einwohnerinnen und 
Einwohnern untersagt, sich aus einem Umkreis von 
mehr als 15 Kilometern der Wohnanschrift oder der 
Anschrift des gewöhnlichen Aufenthaltes für tagestou-
ristische Ausflüge hinauszubegeben.

(2) Die in den Landkreisen oder dem Regionalver-
band Saarbrücken auftretenden Inzidenzen werden zur 
Bestimmung des nach Absatz 1 Satz 1 maßgeblichen 
Schwellenwertes täglich von den Gesundheitsämtern 
an das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen 
und Familie gemeldet. Das Ministerium für Soziales, 
Gesundheit, Frauen und Familie stellt die Überschrei-
tung des Grenzwertes nach Absatz 1 Satz 1 fest und 
macht dies im Amtsblatt des Saarlandes bekannt. Die 
Einschränkung nach Absatz 1 Satz 1 tritt am Tag nach 
der Bekanntmachung in Kraft. Das Ministerium für So-
ziales, Gesundheit, Frauen und Familie kann von der 
Feststellung und Bekanntmachung mit den Folgen des 
Absatzes 1 absehen, wenn die Überschreitung der oben 
genannten Sieben-Tages-Inzidenz auf einem lokalisier-
ten und klar eingrenzbaren Infektionsgeschehen, insbe-
sondere in einzelnen Betreuungs- oder Pflegeeinrich-
tungen, Gemeinschaftsunterkünften oder Betrieben, 
beruht, die Infektionsketten bekannt sind und weiter-
gehende Beschränkungen für den Landkreis oder den 
Regionalverband Saarbrücken oder deren Teilgebiete 
aus Gründen des Infektionsschutzes nicht geboten sind.

(3) Wird der Grenzwert von 200 Neuinfektionen pro 
100 000 Einwohner für einen Zeitraum von fünf auf-
einanderfolgenden Tagen unterschritten, stellt das Mi-
nisterium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
dies fest und macht es im Amtsblatt bekannt. Die Ein-
schränkung nach Absatz 1 Satz 1 tritt am Tag nach der 
Bekanntmachung außer Kraft.

§ 13a 
Geltungsvorrang des Bundesrechts

Die Regelungen nach dieser Verordnung gelten vorbe-
haltlich der vorrangigen Geltung des § 28b des Infek-
tionsschutzgesetzes und von Rechtsverordnungen der 
Bundesregierung auf der Grundlage des dortigen Ab-
satzes 6 sowie des § 28c des Infektionsschutzgesetzes.

§ 14 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 11. Juni 2021 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Bekämpfung der 
Corona-Pandemie vom 2. Juni 2021 (Amtsbl. I S. 1508) 
außer Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 24. Juni 2021 
außer Kraft.

Artikel 2
Verordnung zum Schulbetrieb und zum Betrieb 

sonstiger Bildungseinrichtungen sowie zum Betrieb 
von Kindertageseinrichtungen während der 

Corona-Pandemie

Kapitel 1
Schulbetrieb und Betrieb von 

Kindertageseinrichtungen, 
Kindergroßtagespflegestellen und 

heilpädagogischen Tagesstätten während der 
Corona-Pandemie

§ 1 
Schulbetrieb während der Corona-Pandemie

(1) Zur Gewährleistung des Schulbetriebs sind alle 
Schulen verpflichtet, die Vorgaben des „Musterhy-
gieneplans Saarland zum Infektionsschutz in Schu-
len im Rahmen der Corona-Pandemiemaßnahmen“ 
vom 7. August 2020 in der jeweils geltenden Fassung 
(https://corona.saarland.de/DE/service/downloads/_
documents/hygienekonzepte/dld_hygienemassnah-
menschule-2020-07-03.pdf) einzuhalten. Dieser er-
gänzt den gemäß § 36 Infektionsschutzgesetz von der 
jeweiligen Schule zu erstellenden Hygieneplan um 
weitere Vorgaben zur Pandemiebekämpfung.
Die in dieser Verordnung getroffenen Regelungen und 
die Vorgabe des „Musterhygieneplans Saarland zum 
Infektionsschutz in Schulen im Rahmen der Corona-
Pandemiemaßnahmen“ gehen der SARS-CoV-2-Ar-
beitsschutzverordnung vom 21. Januar 2021 (BAnz AT 
22.01.2021 V1) im Schulbereich (§§ 1 bis 1b) vor als 
abweichende Regelungen im Sinne des § 1 Absatz 2 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung beziehungs-
weise konkretisieren die Umsetzung der in der SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzverordnung getroffenen Vorgaben 
für den Schulbereich.
(2) Im Anwendungsbereich des § 28b Absatz 3 des In-
fektionsschutzgesetzes ist der Präsenzschulbetrieb aus-
schließlich nach den Maßgaben des § 28b Absatz 3 des 
Infektionsschutzgesetzes und von Rechtsverordnungen 
der Bundesregierung auf der Grundlage des dortigen 
Absatzes 6 sowie des § 28c des Infektionsschutzgeset-
zes sowie den in dieser Verordnung getroffenen weiter-
gehenden Vorgaben zulässig. Die Geltung der Maßga-
ben des § 28b Absatz 3 des Infektionsschutzgesetzes 
wird durch das Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Frauen und Familie bekannt gemacht. Ausgenommen 
von der Untersagung des Präsenzunterrichts nach § 28b 
Absatz 3 Satz 3 des Infektionsschutzgesetzes sind die 
vom Ministerium für Bildung und Kultur festzulegen-
den Klassen- und Jahrgangsstufen. Die Testobliegen-
heit nach § 28b Absatz 3 Satz 1 des Infektionsschutz-
gesetzes kann auch durch Vorlage eines anderweitigen 
Nachweises über das Nichtvorliegen einer Infektion 
mit dem SARS-CoV-2-Virus geführt werden. Die Re-

https://corona.saarland.de/DE/service/downloads/_documents/hygienekonzepte/dld_hygienemassnahmenschule-2020-07-03.pdf
https://corona.saarland.de/DE/service/downloads/_documents/hygienekonzepte/dld_hygienemassnahmenschule-2020-07-03.pdf
https://corona.saarland.de/DE/service/downloads/_documents/hygienekonzepte/dld_hygienemassnahmenschule-2020-07-03.pdf
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gelung des § 28b Absatz 3 Satz 1 findet neben den 
Lehrkräften auch auf alle anderen an der Schule tätigen 
Personen Anwendung; Satz 4 gilt entsprechend.

(3) Im Falle einer stabilen Unterschreitung des Schwel-
lenwertes von 100 auf Landesebene (auf der Basis der 
durch das Robert Koch-Institut veröffentlichten Anzahl 
der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen, Sie-
ben-Tages-Inzidenz) findet in den Landkreisen, in de-
nen der Anwendungsbereich von § 28b Absatz 3 des In-
fektionsschutzgesetzes betreffend die Einschränkungen 
des Präsenzschulbetriebs nicht eröffnet ist, schulischer 
Präsenzunterricht im Vollbetrieb statt; das Nähere re-
gelt das Ministerium für Bildung und Kultur.

(4) Ist der Anwendungsbereich des § 28 Absatz 3 des 
Infektionsschutzgesetzes in Bezug auf die Einschrän-
kung des Präsenzunterrichts in einem Landkreis nicht 
eröffnet, ist jedoch die Vorgabe des Absatzes 3 einer 
stabilen Unterschreitung des Schwellenwertes von 100 
auf Landesebene noch nicht erfüllt, erfolgt der Präsenz-
schulbetrieb weiterhin eingeschränkt wie im Folgenden 
dargestellt:

1. Für die Schülerinnen und Schüler, die sich im 
zweiten Halbjahr der Gymnasialen Oberstufe an 
Gemeinschaftsschulen und Gymnasien befinden, 
findet schulischer Präsenzunterricht statt. Gleiches 
gilt für die entsprechende Jahrgangsstufe an beruf-
lichen Schulen, wobei die Beschulung standortab-
hängig auch im Wechselmodell erfolgen kann.

2. Die Schülerinnen und Schüler der Abschlussklas-
sen in den Fachoberschulen, den Fachschulen, der 
Berufsfachschulen, der höheren Berufsfachschulen 
und der Berufsschulen werden im Wechsel zwi-
schen schulischem Präsenzunterricht und der Be-
schulung im „Lernen von zu Hause“ beschult.

3. In den Grundschulen, Förderschulen und in den 
Klassenstufen 5 bis 10 der Gymnasien und den 
Klassenstufen 5 bis 11 der Gemeinschaftsschulen 
erfolgt die Beschulung im Wechsel zwischen schu-
lischem Präsenzunterricht und der Beschulung im 
„Lernen von zu Hause“. Die weiteren Vorgaben 
trifft das Ministerium für Bildung und Kultur.

(5) Die Schulpflicht bleibt für alle Schülerinnen und 
Schüler unberührt, auch wenn der Präsenzschulbetrieb 
eingeschränkt ist.

(6) Von der Teilnahme am Präsenzunterricht werden 
auf Antrag befreit

1. Schülerinnen und Schüler, die nach näherer Maß-
gabe des Ministeriums für Bildung und Kultur als 
vulnerabel zu betrachten sind oder mit als vulnera-
bel zu betrachtenden Personen in einem Haushalt 
leben; die Vulnerabilität ist durch ärztliches Attest 
nachzuweisen;

2. Schülerinnen und Schüler, die den Zutrittsbe-
schränkungen nach § 28b Absatz 3 Satz 1 des In-
fektionsschutzgesetzes unterliegen (Abmeldung 
vom Präsenzunterricht).

Die Befreiung gilt nicht für die Teilnahme an schriftli-
chen und mündlichen Prüfungen sowie für die nach den 
schulrechtlichen Vorgaben in Präsenzform zu erbrin-
genden Leistungsnachweise. Insoweit sind besondere 
Schutzmaßnahmen zu treffen; das Nähere regeln der 
„Musterhygieneplan Saarland zum Infektionsschutz 
in Schulen im Rahmen der Corona-Pandemiemaßnah-
men“ sowie das Ministerium für Bildung und Kultur.
(7) Sofern der Präsenzunterricht wegen der in den Ab-
sätzen 4 und 5 genannten Vorgaben beziehungsweise 
aufgrund der Vorgaben des § 28b Absatz 3 Satz 2 oder 
3 des Infektionsschutzgesetzes eingeschränkt ist sowie 
für Schülerinnen und Schüler, die nach Absatz 6 oder 
aus Infektionsschutzgründen aufgrund einer entspre-
chenden Quarantäneanordnung nicht am Präsenzunter-
richt teilnehmen, erfüllt die Schule ihren Bildungs- und 
Erziehungsauftrag durch ein pädagogisches Angebot 
im „Lernen von zu Hause“. Die Schulpflicht wird in 
diesen Fällen durch die Wahrnehmung des pädagogi-
schen Angebots und das Nachkommen der damit ver-
bundenen Verpflichtungen im „Lernen von zu Hause“ 
erfüllt.
(8) Bis einschließlich der Klassenstufe 6 der allgemein-
bildenden Schulen wird an der Schule im Vormittags-
bereich ein angepasstes pädagogisches Angebot vorge-
halten für Schülerinnen und Schüler, die im Falle der 
Einschränkung des Präsenzschulbetriebs für die Phase 
des „Lernens von zu Hause“ eine entsprechende Be-
treuung benötigen, die keinen geeigneten häuslichen 
Arbeitsplatz haben oder für die die häusliche Lern-
situation nicht ausreichend förderlich ist. Bei Bedarf 
wird am Nachmittag ein Angebot im Rahmen des frei-
willigen und gebundenen Ganztags gewährleistet. Ab 
der Klassenstufe 7 der weiterführenden Schulen wird 
bei Bedarf ein schulischer Arbeitsplatz zur Verfügung 
gestellt für Schülerinnen und Schüler, die keinen ge-
eigneten häuslichen Arbeitsplatz haben; ein angepass-
tes pädagogisches Angebot kommt auch in Betracht 
für Schülerinnen und Schüler, für die die häusliche 
Lernsituation nicht ausreichend förderlich ist. Im An-
wendungsbereich des § 28b Absatz 3 des Infektions-
schutzgesetzes wird im Sinne eines Angebots nach den 
Sätzen 1 bis 3 von der Möglichkeit nach § 28b Absatz 3 
Satz 5 Gebrauch gemacht; das Nähere regelt das Minis-
terium für Bildung und Kultur.
(9) Personen, die weder an der Schule tätig noch Schü-
lerin oder Schüler sind und sich nicht nur kurzfristig 
oder ohne Kontakt zu den der Schule angehörigen Per-
sonen auf dem Schulgelände aufhalten, ist der Zutritt 
zum Schulgelände nur erlaubt, wenn sie einen Nach-
weis über das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem 
SARS-CoV-2-Virus vorweisen oder einen Test über 
das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-
CoV-2-Virus bei Zutritt durchführen.
(10) Über die Zutrittsverbote nach § 28b Absatz 3 
Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes und nach Absatz 6 
sind im Eingangsbereich des Geländes der Schule Hin-
weise anzubringen.
(11) Die an den weiterführenden Schulen vorgesehenen 
Abschlussprüfungen werden in Präsenzform durch-
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geführt. Die Regelungen der Absätze 4 und 5 Satz 1 
kommen dabei für die an den Prüfungen teilnehmenden 
Schülerinnen und Schüler nicht zur Anwendung. Schü-
lerinnen und Schüler, bei denen bei einer Testung am 
Vortag der Prüfung oder am Prüfungstag mindestens 
basierend auf einem Antigen-Schnelltest (§ 5a VO-CP) 
das Ergebnis das Vorliegen einer Infektion mit dem 
SARS-CoV-2-Virus anzeigt, sind nicht zur Teilnahme 
an dem für den Tag vorgesehenen Prüfungsteil berech-
tigt. Bei einer engen Kontaktperson, für die durch die 
Gesundheitsbehörde eine Quarantäne ausgesprochen 
wurde, besteht ein Recht zur Teilnahme an dem für den 
Tag vorgesehenen Prüfungsteil, wenn sie am Prüfungs-
tag einen Nachweis über das Nichtvorliegen einer In-
fektion mit dem SARS-CoV-2-Virus mittels eines am 
Tag der Prüfung durchgeführten und von der Schule 
beaufsichtigten Antigen-Schnelltests erbringt.

(12) Die Dienstpflicht der Lehrkräfte gilt fort. Über die 
Art und Weise der Erfüllung entscheidet im Falle des 
eingeschränkten Präsenzschulbetriebs nach Absatz 4 
oder nach § 28b Absatz 3 die Schulleitung nach den 
besonderen standortbezogen organisatorischen Gege-
benheiten.

§ 1a 
Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes

(1) Im Präsenzangebot der Schule besteht für alle Schü-
lerinnen und Schüler – auch für die Schülerinnen und 
Schüler der Grundschule – sowie für Lehrkräfte und 
das sonstige pädagogische Personal der Schule für den 
gesamten schulischen Betrieb in den Klassen-, Unter-
richts- und Betreuungsräumen im Vor- und Nachmit-
tagsbereich (ab dem 14. Juni 2021 mit Ausnahme des 
Sportunterrichts) eine grundsätzliche Verpflichtung 
zum Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes in Form einer 
medizinischen Gesichtsmaske (OP-Maske). Statt eines 
solchen Mund-Nasen-Schutzes können auch Masken 
der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder höherer 
Standards (ohne Ausatemventil) getragen werden.

(2) Auch für Schülerinnen und Schüler mit Unterstüt-
zungsbedarf im Bereich geistige Entwicklung ist das 
Tragen eines solchen Mund-Nasen-Schutzes verpflich-
tend, soweit die Schülerinnen und Schüler dies können. 
Bei Schülerinnen und Schülern mit Unterstützungsbe-
darf Hören kommen als Schutzmaßnahme alternativ 
ausnahmsweise Visiere oder durchsichtige Masken an-
stelle eines Mund-Nasen-Schutzes infrage.

(3) Die Pflicht zum Tragen eines Mund-Nasen-Schut-
zes gilt, soweit dem im Einzelfall keine medizinischen 
Gründe entgegenstehen. Dies ist in geeigneter Weise, 
in der Regel durch ein ärztliches Attest, glaubhaft zu 
machen.

(4) Darüber hinaus entscheiden die Lehrkräfte, inwie-
fern unter Berücksichtigung pädagogisch-didaktischer 
Gründe und der Verstärkung anderer Schutzmaßnah-
men eine situationsbezogene kurzzeitige Ausnahme 
von der Pflicht zum Tragen des Mund-Nasen-Schut-
zes gewährt werden kann. In diesem Sinne sind den 
Schülerinnen und Schülern während des Ablegens des 

schriftlichen Teils der Abschlussprüfungen kurzzeitige 
individuelle Tragepausen zu ermöglichen; das Nähere 
zum Infektionsschutz bei der Durchführung der Ab-
schlussprüfungen regelt das Ministerium für Bildung 
und Kultur.

(5) Nähere Einzelheiten regelt der „Musterhygieneplan 
Saarland zum Infektionsschutz in Schulen im Rahmen 
der Corona-Pandemiemaßnahmen“.

§ 2 
Kindertageseinrichtungen, 

Kindergroßtagespflegestellen und  
heilpädagogische Tagesstätten

(1) Beim Betrieb der nach § 45 des Achten Buches 
 Sozialgesetzbuch (SGB VIII) erlaubnispflichtigen Kin-
dertageseinrichtungen und der nach § 43 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) erlaubnispflich-
tigen Kindergroßtagespflegestellen und der heilpäd-
agogischen Tagesstätten sind die „Empfehlungen des 
Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frauen und 
 Familie zum Infektionsschutz in Kindertageseinrich-
tungen im Rahmen der Corona-Pandemiemaßnahmen“ 
in der jeweils geltenden Fassung (https://www.saar-
land.de/msgff/DE/portale/landesjugendamt/service/
formularelja/downloads.html) zu berücksichtigen. Der 
gemäß § 36 des Infektionsschutzgesetzes erstellte Hy-
gieneplan ist um weitere Hygienevorschriften gemäß 
den oben genannten Empfehlungen zu ergänzen.

(2) Betreuung in Präsenzform in den nach § 45 
SGB VIII erlaubnispflichtigen Kindertageseinrichtun-
gen und den nach § 43 SGB VIII erlaubnispflichtigen 
Kindergroßtagespflegestellen ist jenseits eines Not-
betriebs ausschließlich nach Maßgabe des § 28b Ab-
satz 3 Satz 9 in Verbindung mit Satz 3 und 5 bis 7 des 
Infektionsschutzgesetzes und von Rechtsverordnungen 
der Bundesregierung auf der Grundlage des § 28b Ab-
satz 6 sowie des § 28c des Infektionsschutzgesetzes 
zulässig. Von der Möglichkeit, die Einrichtung von 
Notbetreuungen im Sinne des § 28b Absatz 3 Satz 9 
in Verbindung mit Satz 5 des Infektionsschutzgesetzes 
zuzulassen, wird Gebrauch gemacht, das Nähere regelt 
das Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und 
Familie.

§ 3 
Vorbereitung für Nichtschülerinnen und 
Nichtschüler auf die Abschlussprüfungen

(1) Einrichtungen, die Maßnahmen zur Vorbereitung 
auf die Prüfungen zum Erwerb des Hauptschulab-
schlusses oder des mittleren Bildungsabschlusses im 
allgemeinbildenden Bereich für Nichtschülerinnen und 
Nichtschüler anbieten, können diesen Betrieb aufneh-
men, wenn sie dabei die Vorgaben des Infektionsschut-
zes, wie sie für den Schulbereich gelten, erfüllen; § 1 
Absatz 2 und § 1a gelten entsprechend.

(2) § 1 Absatz 3 und 4 ist entsprechend anwendbar.

https://www.saarland.de/msgff/DE/portale/landesjugendamt/service/formularelja/downloads.html
https://www.saarland.de/msgff/DE/portale/landesjugendamt/service/formularelja/downloads.html
https://www.saarland.de/msgff/DE/portale/landesjugendamt/service/formularelja/downloads.html
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Kapitel 2 
Pflegeschulen und Schulen  
für Gesundheitsfachberufe

§ 4 
Präsenzunterricht

(1) Im Anwendungsbereich des § 28b Absatz 3 des In-
fektionsschutzgesetzes ist der Präsenzschulbetrieb in 
Pflegeschulen und Schulen für Gesundheitsfachberufe 
ausschließlich nach den Maßgaben des § 28b Absatz 3 
des Infektionsschutzgesetzes und von Rechtsverord-
nungen der Bundesregierung auf der Grundlage des 
dortigen Absatzes 6 sowie des § 28c des Infektions-
schutzgesetzes sowie den in dieser Verordnung getrof-
fenen weitergehenden Vorgaben zulässig. Die Geltung 
der Maßgaben des § 28b Absatz 3 des Infektionsschutz-
gesetzes wird durch das Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit, Frauen und Familie bekannt gemacht. Ausge-
nommen von der Untersagung des Präsenzunterrichts 
nach § 28b Absatz 3 Satz 4 des Infektionsschutzgeset-
zes sind die Abschlussklassen im letzten Ausbildungs-
jahr vor der staatlichen Abschlussprüfung.

(2) Der Unterricht nach Maßgabe des Absatzes 1 findet 
in den Klassen der Pflegeschulen und Schulen für Ge-
sundheitsfachberufe unter Einhaltung der einschlägigen 
Hygieneregeln und Empfehlungen des Robert Koch-
Instituts sowie unter Berücksichtigung der Hygiene-
pläne der jeweiligen Schule statt. Die Präventionsmaß-
nahmen in Schulen während der COVID-19- Pandemie 
des Robert Koch-Instituts, die unter der Adresse www.
rki.de/DE/Content/ InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/
Praevention-Schulen.html veröffentlicht sind, finden 
in ihrer jeweils geltenden Fassung entsprechende An-
wendung.

Die Regelungen zum Tragen eines Mund-Nasen- 
Schutzes nach § 1a Absatz 1 bis 5 gelten entsprechend.

(3) Sofern der Präsenzunterricht wegen der in Absatz 1 
genannten Vorgaben oder aufgrund der Vorgaben des 
§ 28b Absatz 3 Satz 2 oder 3 des Infektionsschutzge-
setzes eingeschränkt ist sowie für Schülerinnen und 
Schüler, die aus Infektionsschutzgründen aufgrund 
einer entsprechenden Quarantäneanordnung nicht am 
Präsenzunterricht teilnehmen, vermittelt die Schule die 
Ausbildungsinhalte im häuslichen Umfeld durch di-
gitale oder anderer geeignete Unterrichtsformate. Der 
Träger der praktischen Ausbildung hat nach Absprache 
mit der Schule die Auszubildenden für diese Zeit frei-
zustellen.

(4) An der Schule tätigen Personen sowie Schülerinnen 
und Schülern ist der Zutritt zum Schulgelände und die 
Teilnahme am Präsenzschulbetrieb nur gestattet, wenn 
sie wöchentlich im Umfang der an der Schule hierzu be-
reitgestellten Kapazitäten bis zu zweimal wöchentlich 
an einer Testung auf das Nichtvorliegen einer Infektion 
mit dem SARS-CoV-2-Virus teilnehmen oder in dem-
selben Umfang anderweitig einen Nachweis gemäß 
§ 5b der Saarländischen Verordnung zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie über das Nichtvorliegen einer 
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus erbringen. Das 
Zutrittsverbot besteht, soweit der Testung im Ausnah-

mefall keine zwingenden Gründe entgegenstehen. Dies 
ist durch ein ärztliches Attest nachzuweisen. Anderen 
Personen, die sich nicht nur sehr kurzfristig oder ohne 
Kontakt zu den der Schule angehörigen Personen auf 
dem Schulgelände aufhalten, ist der Zutritt zum Schul-
gelände nur gestattet, wenn sie einen Nachweis über 
das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-
CoV-2-Virus vorweisen oder einen Test über das Nicht-
vorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus 
bei Zutritt durchführen. Über die Zutrittsverbote sind 
im Eingangsbereich des Geländes der Schule entspre-
chende Hinweise anzubringen.
(5) Die Regelungen zum Tragen eines Mund-Nasen-
Schutzes nach § 1a Absatz 1 bis 5 gelten entsprechend. 
Soweit baulich oder schulorganisatorisch möglich, 
ist im Schulgebäude sowie auf dem Schulgelände der 
Mindestabstand von eineinhalb Metern zwischen Per-
sonen einzuhalten. Hierzu sind durch die Schulleitung 
organisatorische Maßnahmen zu treffen, insbesondere 
die Markierung von Wegführungen für eine geordnete 
Zuführung sowie die versetzte Planung der Anfangs-, 
End- und Pausenzeiten.
(6) Die Verordnung zur Sicherung der Ausbildungen 
in den Gesundheitsfachberufen während einer epide-
mischen Lage von nationaler Tragweite vom 10. Juni 
2020 (BAnz AT 12.06.2020 V1) gilt für die Ausbil-
dung und Prüfung in der Krankenpflegehilfe nach der 
Verordnung zur Durchführung der Ausbildung und 
Prüfung in der Krankenpflegehilfe vom 1. Juli 2004 
(Amtsbl. S. 1418), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 15. März 2017 (Amtsbl. I S. 476), in Verbindung 
mit § 59 Absatz 2 Satz 1 des Pflegeassistenzgesetzes 
vom 24. Juni 2020 (Amtsbl. I S. 529) sowie für die Aus-
bildung in der Altenpflegehilfe nach der Ausbildungs- 
und Prüfungsverordnung für den Altenpflegehilfeberuf 
vom 9. September 2003 (Amtsbl. S. 2518), zuletzt ge-
ändert durch die Verordnung vom 24. November 2015 
(Amtsbl. I S. 894), in Verbindung mit § 59 Absatz 1 
Satz 1 des Pflegeassistenzgesetzes entsprechend.

§ 5 
Prüfungsverfahren

(1) In Pflege- und Gesundheitsfachberufen ist die 
Durchführung von gesetzlich vorgeschriebenen münd-
lichen und schriftlichen Prüfungen unter Einhaltung 
der infektionsschutzrechtlichen Maßgaben grundsätz-
lich zulässig.
(2) Praktische Prüfungen können unter Einhaltung der 
infektionsschutzrechtlichen Maßgaben durchgeführt 
werden. Gegenüber dem Landesamt für Soziales – 
Zentralstelle für Gesundheitsberufe – ist anzuzeigen, 
wenn die praktische Prüfung auf Grundlage der ein-
schlägigen berufsrechtlichen Regelungen als Simula-
tionsprüfung durchgeführt wird.

§ 6 
Durchführung von Weiterbildungen

Die Regelungen der §§ 4 und 5 gelten für Weiterbildun-
gen auf Grundlage des Gesetzes über die Weiterbildung 
in den Gesundheits- und Altenpflegefachberufen und 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Praevention-Schulen.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Praevention-Schulen.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Praevention-Schulen.html
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die Ausübung des Berufs der Hebamme und des Ent-
bindungspflegers vom 25. November 1998 (Amtsbl. 
1999 S. 142), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
11. November 2015 (Amtsbl. I S. 878), in der jeweils 
geltenden Fassung entsprechend.

Kapitel 3 
Öffentliche und private Bildungseinrichtungen 

im außerschulischen Bereich

§ 7 
Außerschulische Bildungsveranstaltungen

(1) Der Unterricht an außerschulischen Bildungsein-
richtungen im privaten und öffentlichen Bereich ist in 
Präsenzform untersagt. Satz 1 gilt entsprechend für die 
Durchführung außerschulischer Bildungsveranstaltun-
gen. Von dieser Regelung ausgenommen sind folgende 
Bildungsmaßnahmen, sofern diese unter Einhaltung 
von Hygienemaßnahmen nach den Empfehlungen 
des Robert Koch-Instituts sowie in Anlehnung an den 
„Musterhygieneplan Saarland zum Infektionsschutz 
in Schulen im Rahmen der Corona-Pandemiemaßnah-
men“ durchgeführt werden können:

1. die berufliche Aus-, Weiter- und Fortbildung sowie 
die Integrationskurse und die Ausbildung von Ret-
tungssanitäterinnen und Rettungssanitätern nach 
der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung 
von Rettungssanitäterinnen und Rettungssanitätern 
vom 7. Juli 1995 (Amtsbl. S. 823), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 der Verordnung vom 24. November 
2015 (Amtsbl. I S. 894), in der jeweils geltenden 
Fassung sowie die damit zusammenhängenden 
Prüfungen,

2. die pädagogisch begleitete Seminararbeit für Frei-
willige nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz 
(JFDG) und dem Bundesfreiwilligendienstgesetz 
(BFDG), unter der Bedingung der Vorlage eines 
Nachweises über das Nichtvorliegen einer Infek-
tion mit dem SARS-CoV-2-Virus der Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer,

3. die nicht unter Nummer 1 aufgeführten Bildungs-
angebote der Einrichtungen der allgemeinen Wei-
terbildung, unter der Bedingung der Vorlage eines 
Nachweises über das Nichtvorliegen einer Infek-
tion mit dem SARS-CoV-2-Virus der Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer.

(2) Des Weiteren sind außerschulische Bildungsveran-
staltungen, die der Durchführung von Maßnahmen zur 
Verhütung übertragbarer Krankheiten, beispielswei-
se von Corona-Infektionen, zu dienen bestimmt sind, 
in Präsenzform zulässig. Hierzu zählen insbesonde-
re Schulungen von Personal in Impfzentren, mobilen 
Impfteams, Corona-Testzentren sowie Einrichtungen 
des öffentlichen Gesundheitsdienstes, in denen medizi-
nische Untersuchungen, Präventionsmaßnahmen oder 
ambulante Behandlungen durchgeführt werden, die im 
Zusammenhang mit Maßnahmen zur Verhütung von 
SARS-CoV-2-Infektionen sowie dessen Verbreitung 
erfolgen.

(3) Der Betrieb von Fahrschulen, Fahrlehrerausbil-
dungsstätten und sonstigen im fahrerischen Bereich tä-
tigen Bildungseinrichtungen in Präsenzform (theoreti-
scher und praktischer Fahrschulunterricht) ist nur nach 
Vorlage eines Nachweises über das Nichtvorliegen 
einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus gestattet. 
Es gelten das Abstandsgebot nach § 1 Absatz 1 Satz 3 
sowie die Pflicht, eine medizinische Gesichtsmaske 
(OP-Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 
oder FFP2 oder höherer Standards zu tragen. Während 
des praktischen Unterrichts gilt das Erfordernis des 
Mindestabstandes nicht, sofern dieses nicht eingehalten 
werden kann. Es dürfen sich höchstens zwei Fahrschü-
lerinnen oder Fahrschüler und die Fahrlehrerin oder der 
Fahrlehrer sowie während der Fahrprüfung zusätzlich 
die Prüfungspersonen im Fahrzeug aufhalten. In Fällen 
einer Ausbildung einer Fahrlehreranwärterin oder eines 
Fahrlehreranwärters ist deren zusätzliche Mitnahme 
während einer Ausbildungsfahrt zulässig. Die Sätze 1 
bis 4 gelten für die Angebote von Flugschulen entspre-
chend. Erste-Hilfe-Kurse der anerkannten Stellen nach 
§ 68 der Fahrerlaubnisverordnung sind in Präsenzform 
zulässig, wenn diese unter Einhaltung von Hygiene-
maßnahmen nach den Empfehlungen des Robert Koch-
Instituts sowie in Anlehnung an den „Musterhygie-
neplan Saarland zum Infektionsschutz in Schulen im 
Rahmen der Corona-Pandemiemaßnahmen“ über ein 
ausreichendes Hygienekonzept verfügen. Erste- Hilfe-
Kurse anderer Anbieter können zugelassen werden, 
wenn diese unter Einhaltung von Hygienemaßnahmen 
nach den Empfehlungen des Robert Koch-Instituts so-
wie in Anlehnung an den „Musterhygieneplan Saar-
land zum Infektionsschutz in Schulen im Rahmen der 
Corona-Pandemiemaßnahmen“ über ein ausreichendes 
Hygienekonzept verfügen.

(4) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 2 ist der Be-
trieb von im Bereich der Jagd und Fischerei tätigen 
Bildungseinrichtungen in Präsenzform nur nach Vorla-
ge eines Nachweises über das Nichtvorliegen einer In-
fektion mit dem SARS-CoV-2-Virus und unter Einhal-
tung von Hygienemaßnahmen nach den Empfehlungen 
des Robert Koch-Instituts sowie in Anlehnung an den 
„Musterhygieneplan Saarland zum Infektionsschutz 
in Schulen im Rahmen der Corona-Pandemiemaßnah-
men“ zulässig, sofern ein dringendes öffentliches Inte-
resse besteht.

(5) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 2 ist der Be-
trieb von Hundeschulen unter Einhaltung von Hygi-
enemaßnahmen nach den Empfehlungen des Robert 
Koch-Instituts außerhalb geschlossener Räume zu-
lässig, sofern die maximale Teilnehmerzahl von zehn 
Personen nicht überschritten wird. Ein angemessenes 
Schutz- und Hygienekonzept ist der zuständigen Orts-
polizeibehörde vorzulegen.

§ 8 
Saarländische Verwaltungsschule

(1) Die Saarländische Verwaltungsschule kann in ihren 
Räumlichkeiten Präsenzunterricht zur Prüfungsvor-
bereitung für die Ausbildungslehrgänge, deren Zwi-
schen- und Abschlussprüfung im Jahre 2021 terminiert 
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sind, unter Beachtung der geltenden Hygiene- und 
Schutzmaßnahmen im unbedingt notwendigen Umfang 
durchführen.
(2) Mündliche, praktische und schriftliche Prüfungen 
können unter Beachtung der geltenden Hygiene- und 
Schutzmaßnahmen durchgeführt werden.

Kapitel 4

§ 9 
Dienstleister, die Eingliederungen  

in Arbeit erbringen
(1) Dienstleister, die Leistungen zur Eingliederung 
in Arbeit nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB II) oder Maßnahmen der aktiven Arbeitsför-
derung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB III) umsetzen, dürfen ihren Betrieb bei Sicher-
stellung der Maßgaben der §§ 1 und 2 der Verordnung 
zur Bekämpfung der Corona-Pandemie und unter der 
Einhaltung von Hygienemaßnahmen nach den Emp-
fehlungen des Robert Koch-Instituts fortführen.
(2) Bei allen Präsenzveranstaltungen ist insbesondere 
zu beachten, dass
1. die Gruppengröße in Abhängigkeit der verfügbaren 

Räumlichkeiten und unter Einhaltung des Mindest-
abstandes nach der Verordnung zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie zu wählen ist und

2. im Übrigen bei Unterrichtsveranstaltungen die be-
sonderen Schutz- und Hygienevorkehrungen in 
Anlehnung an den „Musterhygieneplan Saarland 
zum Infektionsschutz in Schulen im Rahmen der 
Corona-Pandemiemaßnahmen“, insbesondere im 
Hinblick auf die Regelungen zum Tragen einer 
Mund-Nasen-Bedeckung sowie zur Raumhygiene, 
eingehalten werden müssen.

Kapitel 5

§ 10 
Musik-, Kunst- und Schauspielunterricht

(1) Der künstlerische Unterricht ist in Präsenzform
1. als Einzelunterricht,
2. als Gruppenunterricht, wenn die Teilnehmerinnen 

und Teilnehmer den Nachweis über das Nichtvor-
liegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus 
erbringen, und unter Einhaltung von Hygienemaß-
nahmen nach den Empfehlungen des Robert Koch-
Instituts sowie in Anlehnung an den „Musterhygi-
eneplan Saarland zum Infektionsschutz in Schulen 
im Rahmen der Corona-Pandemiemaßnahmen“

zulässig. Von der Testpflicht ausgenommen sind Min-
derjährige.
(2) Zulässig sind geeignete, kontaktfreie Angebote zur 
kulturellen Betätigung in Gruppen im Innen- und Au-
ßenbereich durch darauf ausgerichtete Einrichtungen, 
wobei bei Angeboten im Innenbereich bei den Teilneh-

menden der Nachweis über das Nichtvorliegen einer 
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus erforderlich ist. 
Von der Testpflicht ausgenommen sind Minderjährige.

Kapitel 6

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Num-
mer 24 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig den Ge- oder Verboten der §§ 5 
bis 10 dieser Verordnung zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 73 Absatz 2 
des Infektionsschutzgesetzes mit einer Geldbuße bis zu 
fünfundzwanzigtausend Euro geahndet werden.

(3) Eine Strafbarkeit, insbesondere nach den §§ 74, 75 
des Infektionsschutzgesetzes, bleibt unberührt.

(4) Zuständig für die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach dieser Verordnung sind die 
Gemeindeverbände.

§ 12 
Geltungsvorrang des Bundesrechts

Die Regelungen nach dieser Verordnung gelten vorbe-
haltlich der vorrangigen Geltung des § 28b des Infek-
tionsschutzgesetzes und von Rechtsverordnungen der 
Bundesregierung auf der Grundlage des dortigen Ab-
satzes 6 sowie des § 28c des Infektionsschutzgesetzes.

§ 13 
Testungen und immunisierte Personen

(1) Personen mit dem Nachweis über das Nichtvor-
liegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus im 
Sinne des § 5a Absatz 1 der Verordnung zur Bekämp-
fung der Corona-Pandemie stehen gemäß § 3 und § 7 
der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenver-
ordnung vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1) 
geimpften Personen und genesenen Personen gleich.

(2) Nachweise nach § 2 Nummer 3 und 5 der COVID-
19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung sind 
den nach § 12 Absatz 1 der Verordnung zur Bekämp-
fung der Corona-Pandemie genannten Behörden im 
Rahmen ihrer Kontrolltätigkeit auf Verlangen vorzu-
weisen.

§ 14 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 11. Juni 2021 in Kraft 
und mit Ablauf des 24. Juni 2021 außer Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verord-
nung zum Schulbetrieb und zum Betrieb sonstiger Bil-
dungseinrichtungen sowie zum Betrieb von Kinderta-
geseinrichtungen vom 2. Juni 2021 (Amtsbl. I S. 1508, 
1516) außer Kraft.
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Artikel 3 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 11. Juni 2021 in Kraft.

Saarbrücken, den 10. Juni 2021

Die Regierung des Saarlandes:

Der Ministerpräsident
Hans

Die Ministerin für Wirtschaft, Arbeit,  
Energie und Verkehr

In Vertretung 
Streichert-Clivot

Der Minister für Finanzen und Europa
Der Minister der Justiz

Strobel

Der Minister für Inneres, Bauen und Sport
In Vertretung 

Strobel

Die Ministerin für Soziales, Gesundheit,  
Frauen und Familie

Bachmann

Die Ministerin für Bildung und Kultur
Streichert-Clivot

Der Minister für Umwelt und Verbraucherschutz
Jost

Begründung

Allgemeines
Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich welt-
weit verbreitet. Eine Infektion mit dem Virus kann die 
potentiell tödliche Covid-19-Erkrankung verursachen. 
Besonders ältere Menschen und solche mit vorbeste-
henden Grunderkrankungen sind von schweren und 
tödlichen Krankheitsverläufen betroffen. Die Letali-
tät der Erkrankung ist aber auf diese Personengruppen 
nicht beschränkt. Am 11. März 2020 hat die Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) das Ausbruchsgesche-
hen als Pandemie bewertet.
Das Ziel der durch diese Verordnung getroffenen Maß-
nahmen ist es, auch wenn die Lage sich entspannt und 
viele Öffnungsschritte möglich sind, nach wie vor die 
Bevölkerung vor der Infektion mit dem SARS-CoV-
2-Virus zu schützen, dadurch die Verbreitung der 
Krankheit COVID-19 zu verhindern und eine Überlas-
tung des Gesundheitssystems infolge eines ungehemm-
ten Anstiegs von Infektionen und Krankheitsfällen zu 
vermeiden. Ihre Rechtsgrundlage finden die getrof-

fenen Maßnahmen in § 32 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 28 Absatz 1, §§ 28a, 29 des Infektionsschutzgesetzes 
(IfSG).

Gemäß § 28a Absatz 3 Satz 1 und 2 IfSG sind Ent-
scheidungen über Schutzmaßnahmen zur Eindämmung 
der Corona-Pandemie insbesondere an dem Schutz 
von Leben und Gesundheit und der Funktionsfähig-
keit des Gesundheitssystems auszurichten, wobei dies 
grundsätzlich unter Berücksichtigung des jeweiligen 
Infektionsgeschehens regional bezogen auf die Ebe-
ne der Landkreise, Bezirke oder kreisfreien Städte an 
den Schwellenwerten nach Maßgabe von § 28a Ab-
satz 3 Satz 4 bis 12 IfSG erfolgen muss, soweit Infek-
tionsgeschehen innerhalb eines Landes nicht regional 
übergreifend oder gleichgelagert sind. Gemäß § 28a 
Absatz 3 Satz 9 IfSG sind bei einer bundesweiten Über-
schreitung eines Schwellenwertes von über 50 Neuin-
fektionen je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben 
Tagen bundesweit abgestimmte, umfassende und auf 
eine effektive Eindämmung des Infektionsgeschehens 
abzielende Schutzmaßnahmen anzustreben.

Dieses Ziel erklärt sich daraus, dass ein anhaltend ho-
hes Niveau an Neuinfektionen zur Folge hätte, dass in 
den Gesundheitsämtern bundesweit und so auch im 
Saarland eine vollständige Kontaktnachverfolgung 
nicht mehr gewährleistet werden kann, was die un-
gehinderte und diffuse Ausbreitung des Virus begüns-
tigt. Dies geht mit einer drohenden Überlastung des 
Gesundheitssystems einher, der es zum Schutze von 
Leib und Leben unbedingt vorzubeugen gilt. Neben 
die reine Morbidität und Mortalität durch Coronaviren 
tritt bei einer absehbaren pandemiebedingten Beein-
trächtigung der gesundheitlichen Versorgung die Mor-
bidität und Mortalität dadurch, dass auch Patienten mit 
anderen Erkrankungen nicht mehr ausreichend versorgt 
werden können.

Diesen Gefahren für Leib und Leben der Bürgerinnen 
und Bürger ist von Seiten des Staates in Wahrnehmung 
seines verfassungsrechtlichen Schutzauftrags effek-
tiv zu begegnen, wobei die Einschränkungen zur Zeit 
etwas gelockert werden können. Eine Abhilfe durch 
bloßen Ausbau der medizinischen Versorgungskapazi-
täten ist hierzu kein adäquates Mittel, zumal es bereits 
an einem präventiv wirkenden Ansatz fehlt. Ungeach-
tet dessen ist die Kapazität der Krankenhäuser ist auf 
der Grundlage von Leistungsdaten auf ein normales 
Krankheitsgeschehen in der Bevölkerung ausgelegt. 
Zwar wurden die Intensivbehandlungsplätze in den 
vergangenen Monaten soweit wie möglich ausgebaut. 
Der limitierende Faktor zum Betrieb dieser Kapazitä-
ten ist jedoch das erforderliche qualifizierte Personal, 
das nicht in dem zur Verfügung stehenden Zeitraum in 
ausreichender Weise aufgestockt werden kann.

Ein Schutz vor den Gefahren einer Ausbreitung der 
Covid-19-Erkrankung sowohl für den Einzelnen als 
auch für die Gesellschaft und Volkswirtschaft als sol-
che kann und muss dadurch gewährleistet werden, dass 
die Verbreitung des SARS-CoV-2-Virus weiterhin ein-
gedämmt wird. Dies kann aufgrund der medizinischen 
Erkenntnisse über die Eigenschaften des Virus und 
seiner Übertragungswege im Wesentlichen nur durch 
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Reduzierungen menschlicher Kontakte erfolgen. Der 
Hauptübertragungsweg für SARS-CoV-2 ist die respi-
ratorische Aufnahme virushaltiger Partikel. Jeder zwi-
schenmenschliche Kontakt birgt daher ein Infektionsri-
siko. Das Virus kann bereits übertragen werden, bevor 
die Infizierten Symptome entwickeln. Dies erschwert 
die Kontrolle der Ausbreitung. Ebenso ist eine Über-
tragung bei Personen, die gar keine Symptome entwi-
ckeln, bislang wissenschaftlich nicht ausgeschlossen. 
Im Rahmend der nationalen Impfstrategie ein wöchent-
liches Testangebot in Schulen, Kinderbetreuungsein-
richtungen, Unternehmen und auch durch Kommunen, 
mögliche Infektionen frühzeitig entdeckt werden, um 
somit Infektionsketten zu verhindern. Durch die sog. 
Bürgertests, aber auch durch weitere Testmöglichkei-
ten, wird ein weiterer Weg gegangen, um die Ausbrei-
tung des Virus zu verlangsamen und zurückzuführen.

Solange die Anzahl der Impfungen noch keinen signi-
fikanten Wert über 60 Prozent der Gesamtbevölkerung 
erreicht hat, sind wir von einer mutmaßlichen Her-
denimmunität noch entfernt. Deshalb sind nach wie 
vor einschränkende Maßnahmen erforderlich, um die 
Anzahl der Infektionen auf einem niedrigen Niveau 
zu halten. Einschränkende Maßnahmen in diesem Sin-
ne sind allerdings nicht Schließungen und ähnliches, 
sondern verpflichtende Test beim Betreten bestimm-
ter Einrichtungen oder vor der Inanspruchnahme von 
Dienstleistungen.

Die Landesregierung hat die hierzu von ihr in Wahr-
nehmung ihres staatlichen Schutzauftrags ergriffenen 
Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie zu jedem 
Zeitpunkt im Ausgleich mit den zu wahrenden Frei-
heitsrechten der Bürgerinnen und Bürger an den infek-
tionsschutzrechtlichen Notwendigkeiten ausgerichtet. 
Weitreichende Einschränkungen des öffentlichen Le-
bens und der privaten Lebensgestaltung, die nach der 
ersten Verbreitung des SARS-CoV-2-Virus in der Bun-
desrepublik Deutschland und im Saarland zur Unter-
brechung eines sich rasch exponentiell entwickelnden 
Infektionsgeschehens notwendig geworden waren, 
konnten, nachdem sie Wirkung gezeigt hatten und in 
der Mitte des Jahres die klimatischen Bedingungen 
eine positive Entwicklung des Infektionsgeschehens 
begünstigten, in weiten Teilen aufgehoben werden. 
Über einen langen Zeitraum hinweg vermochten auf-
grund des außerordentlich verantwortungsbewussten 
Verhaltens der Bürgerinnen und Bürger die allgemei-
nen Schutz- und Hygienemaßnahmen (etwa die all-
gemein als „AHA-Regel“ bekannten Maßnahmen 
„Abstand halten, Hygieneregeln beachten und All-
tagsmaske tragen“) und gezielte Beschränkungen aus-
schließlich solcher Bereiche des öffentlichen Lebens, 
in denen im Rahmen der Freizeitgestaltung besonders 
infektionsgefährliche Verhaltensweisen und Kontakte 
auftreten (etwa das Zusammentreffen sehr großer Men-
schenmengen bei Großveranstaltungen, der längere 
gemeinsame Aufenthalt einer Vielzahl von Menschen 
in geschlossenen Räumen etc.) die Verbreitung des 
SARS-CoV-2-Virus hinreichend einzudämmen.

In den Wintermonaten 2020/2021 ist die Zahl der Neu-
infektionen hingegen wieder drastisch angestiegen. 
Das Ausmaß der Infektionsausbreitung bewegte sich 

durchgehend auf einem Niveau, das die medizinische 
Versorgung und damit die Gesundheit der Bevölke-
rung in erheblichem Maße gefährdete. Seit 15. Okto-
ber 2020 lag im Saarland die Sieben-Tage-Inzidenz 
pro 100 000 Einwohner über dem Wert von 50 und 
seit 24. Oktober 2020 durchgängig über dem Wert von 
100. In den Monaten November und Dezember waren 
trotz sukzessiver Verschärfungen der Maßnahmen zur 
Eindämmung der Infektionsausbreitung jeweils neue 
Höchststände an Neuinfektionen zu verzeichnen, die 
zeitweilig die Grenze von 450 Neuinfektionen pro Tag 
(9. Dezember 2020) überschritten und einen Trend zu 
exponentiellem Wachstum erkennen ließen. Das mit 
einer hohen Zahl an Neuinfektionen verbundene Risi-
ko eines zeitlich versetzten Anstiegs auch der Zahl der 
behandlungsbedürftig Erkrankten, insbesondere auch 
derer, die stationärer oder gar intensivmedizinischer 
Behandlung bedürfen, hatte sich bereits verwirklicht. 
Mitte Dezember 2020 mussten bereits 292 Personen 
stationär behandelt werden, davon 60 auf Intensivsta-
tionen. 21 Personen wurden beatmet.

Dieses Infektionsgeschehen ließ bei ungebremsten 
Fortgang eine Überlastung der saarländischen Ge-
sundheitsversorgung, insbesondere im stationären 
und intensivmedizinischen Bereich absehen. Die an-
gespannte Lage in den saarländischen Kliniken ver-
schärfte sich zunehmend. Nahezu flächendeckend 
wurde von grenzwertiger Auslastung insbesondere der 
intensivmedizinischen Kapazitäten und Einschränkung 
der Personalressourcen durch Mitarbeiterinfektionen 
und Quarantäne berichtet. Zumindest zeitweilige Ab-
meldungen im Zentralen landesweiten Bettenkapa-
zitätennachweis (ZLB) erhöhten den Druck auf die 
verbleibenden aufnahmebereiten Kliniken sowie den 
Rettungsdienst. Es kam zu einer Zuweisungslage für 
internistische, kardiologische, intensivmedizinische 
und infektiologische Behandlungskapazitäten. Die 
elektive Versorgung musste eingeschränkt werden. Die 
dringende Notwendigkeit der Eindämmung des Infek-
tionsgeschehens wurde zudem durch einen Anstieg der 
mit einer Covid-19-Erkrankung in Zusammenhang ste-
henden Todesfälle untermauert. Bereits am 13. Dezem-
ber 2020 wurden 336 Todesfälle gemeldet. Zwischen-
zeitlich lagen die Todeszahlen bundesweit regelmäßig 
um die 1 000 pro Tag, derzeit sinkt die Zahl aber so-
wohl im Bundesschnitt als auch im Saarland stetig.

Zwischenzeitlich zeigten die sukzessiv verschärften 
Einschränkungen des öffentlichen Lebens und Kon-
taktbeschränkungen erste Wirkungen. Am 03.03.2021 
wurden dem RKI 9.019 neue Fälle übermittelt. 
Deutschland lag die Inzidenz der letzten 7 Tage Ende 
Februar sowie Anfang März auf einem niedrigen Ni-
veau. Allerdings stieg sie im März bzw. April wieder 
an. Ursächlich hierfür sind insbesondere die neuen Vi-
rusvarianten, d. h. insbesondere die sog. britische und 
südafrikanische Varianten, die deutlich infektiöser sind 
als die bisherige Variante. Nach dem die Fallzahlen seit 
Mitte März kontinuierlich gestiegen sind, fallen sie 
nun aufgrund der landes- und bundesrechtlichen Maß-
nahmen seit einigen Wochen wieder. Derzeit liegt die 
Sieben-Tages-Inzidenz in allen Landkreisen und dem 
Regionalverband unter 30.
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Die Inzidenz der letzten 7 Tage liegt deutschlandweit 
bei 35 Fällen pro 100 000 Einwohner. Nach Angaben 
des RKI ist in Hinblick auf die vergangenen 7 Tage 
ein deutlicher Rückgang der Inzidenz zu verzeichnen. 
Letzte Woche lag die Inzidenz für das Saarland bei 
31,8, der Wert am 8. Juni 2021 beläuft sich auf 22,95. 
Demnach können in verschiedenen Bereichen sorgfäl-
tige und geprüfte Öffnungsschritte gegangen werden. 
So ist eine Zulassung von Veranstaltungen im Innen-
bereich von bis zu 100 Besucherinnen und Besuchern 
und im Außenbereich von bis zu 250 Besucherinnen 
und Besuchern wieder möglich.
Seit dem 23.05.2021 liegen gemäß der Zahlen des 
Robert Koch-Instituts alle saarländischen Landkreise 
unter dem Wert von Inzidenzwert von 100 Neuninfek-
tionen in den letzten 7 Tagen, sodass mittlerweile in 
allen Landkreisen das Saarland-Modell in der grünen 
Stufe wieder zum Tragen kommt.
In der 22. Kalenderwoche 2021 wurden im Saarland 
9 879 PCR-Tests durchgeführt, wobei die Positivrate 
4,87 Prozent betrug.
Aktuell sind 559 Personen aktiv an Covid-19 erkrankt. 
51 davon werden stationär, 20 davon intensivmedizi-
nisch behandelt, wobei 19 Personen beatmet werden 
müssen (Stand 8. Juni 2021).
Um eine sachgerechte medizinische Versorgung nach-
haltig sicherzustellen, ist es weiterhin zwingend not-
wendig, die intensivmedizinische Auslastung infolge 
der Behandlung von Patienten mit einem schweren 
Verlauf einer COVID-19-Erkrankung zurückzuführen 
und das Infektionsgeschehen insgesamt einzudämmen. 
Derzeit sind von insgesamt 5 917 Betten 4 562 Bet-
ten belegt, davon 51 mit Corona-Patienten (Stand 
08.06.2021). Von den 428 Intensivbetten sind 374 be-
legt, davon 20 mit Patienten mit einem schweren Ver-
lauf einer COVID-19-Erkrankung. Von den 310 Bet-
ten mit Beatmungsmöglichkeit sind derzeit (Stand 
08.06.2021) 185 belegt, davon 19 mit an COVID-19 
erkrankten Patienten.
Das SARS-CoV-2-Virus entwickelt sich dynamisch 
weiter. Bereits global in den ersten Monaten der Pan-
demie hatte sich eine SARS-CoV-2-Variante mit einer 
D614G Mutation durchgesetzt, die eine erhöhte Infek-
tiosität und Übertragbarkeit aufweist. Seit September 
2020 zirkuliert in Großbritannien eine SARS-CoV-2 
Variante VOC 202012/01 (Variant of Concern, year 
2020, month 12, variant 01) der Linie B1.1.7, die im 
Süden/Südosten des Landes innerhalb weniger Wo-
chen das ursprüngliche Virus verdrängt hat. Epidemio-
logische, klinische und Modellierungsuntersuchungen 
weisen auf eine deutlich höhere, bis zu 1,5-fache In-
fektiosität hin. Diese Virusvariante wurde bereits im 
Frühjahr in Deutschland und auch in vielen EU/EEA 
Nachbarstaaten (wie Frankreich, Belgien, Niederlande, 
Dänemark, Finnland, Island, Irland, Italien, Norwe-
gen, Portugal, Spanien und Schweden) nachgewiesen. 
Am 26. Januar 2021 wurden die ersten vier Fälle im 
Saarland nachgewiesen, womit sich der Verdacht auf 
das Vorliegen der Variante der Linie B.1.1.7 wissen-
schaftlicherseits erhärtet hat. Zwischenzeitlich sind 
deutlich mehr Fälle hinzugekommen. Aktuell (Stand 

07.06.2021) sind im Saarland bisher 8 519 Mutations-
fälle aufgetreten, davon 7 838 Fälle der Mutation aus 
UK und 657 Fälle der Mutation aus Südafrika.
2 907 B.1.1.7 und 241 B.1.351 Mutationsfälle gibt es 
im Regionalverband Saarbrücken, 493 B.1.1.7 Fälle 
und 104 B.1.351 Fälle sind es im Kreis Merzig- Wadern. 
1 194 B.1.1.7 und 56 B.1.351 Fälle sind im Kreis Neun-
kirchen aufgetreten, 1 467 B.1.1.7 und 91 B.1.351 Fäl-
le im Kreis Saarlouis und 576 B.1.1.7 und 88 B.1.351 
Fälle im Kreis St. Wendel. Im Saarpfalz-Kreis sind es 
1 201 B.1.1.7 und 77 B.1.351 Mutationsfälle.
Rückblickend auf die gesamte letzte Woche wurden 
Stand 7. Juni 2021 keine größeren Ausbruchsgesche-
hen in den Landkreisen und dem Regionalverband fest-
gestellt.
Die Krankenhausauslastung hat sich im Vergleich zu 
den Vortagen nicht verschärft. Die Situation in den 
Krankenhäusern ist zwar ernst, jedoch ist mittlerweile 
eine Entspannung der Kapazitäten im Vergleich zu den 
letzten Wochen zu beobachten.
Das Saarland ist tagesaktuell nach DIVI bundesweit 
gut aufgestellt. Auch bei anderen high und lowcare 
Betten gibt es freie Kapazitäten.
Hinzu tritt, dass auch ein Großteil des medizinischen 
Personals weiterhin -auch auf Grund bereits großflä-
chig durchgeführter Impfungen- unvermindert einsatz-
fähig ist.
Die Gesundheitsämter können die Kontaktnachver-
folgung sicherstellen und bestätigen den anhaltenden 
positiven Trend der Fallzahlen und Inzidenzen.
Insgesamt droht aktuell keine Überlastung des Gesund-
heitssystems im Saarland infolge eines ungehemmten 
Anstiegs von Infektionen und Krankheitsfällen, aller-
dings wird die Lage in den verschiedenen Bereichen 
des Gesundheitssystems kontinuierlich aufmerksam 
beobachtet.
Die Effekte der bisherigen Schutzmaßnahmen müssen 
stetig beobachtet werden und durch ein Fortdauern ei-
nes größeren Teils der Maßnahmen gesichert werden. 
Die Verbreitung der Virusvarianten muss weiterhin 
verlangsamt werden.
Ein dynamischer und exponentieller Anstieg der Neu-
infektionen lässt sich nach den wissenschaftlichen 
Modellrechnungen nur verhindern, wenn ein Repro-
duktionswert von zumindest 0,7 zeitnah und nachhaltig 
erreicht wird. Zum 23. März 2021 lag der Reprodukti-
onswert bundesweit bei 1,30, in den Bundesländern am 
16. März 2021 zwischen 1,15 bis 1,35. Im Saarland lag 
er zum 24. März 2021 bei 1,21. Im Saarland betrug der 
Sieben-Tage-Reproduktionswert am 28. Februar 2021 
0,96 und der Vier-Tage-Reproduktionswert am 1. März 
2021 0,77.
Derzeit beträgt der Sieben-Tage-Reproduktionswert 
aufgrund der im März und April getroffenen Maß-
nahmen deutschlandweit 0,76 und der Vier-Tage- 
Reproduktionswert 0,79 (aktuelle Meldung des RKI 
vom 07.06.2021). Im Saarland betrug der Sieben-Tage-
Reproduktionswert am 6. Juni 2021 0,88. Dies bedeu-
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tet, dass die Anzahl an Neuinfektionen derzeit weiter-
hin und stetig abnimmt. Der Reproduktionswert muss 
dauerhaft auf einen Betrag von 0,7 bis 0,8 gesenkt 
werden, damit das Fortschreiten der Infektion nicht zu 
einer Überlastung der Krankenhäuser und des gesam-
ten Gesundheitssystems führt.
Um das Ziel einer zeitnahen und nachhaltigen Absen-
kung der Neuinfektionen und der Reproduktionsrate zu 
erreichen und die dominante Verbreitung hochinfek-
tiöser Virusvarianten in dem erforderlichen Umfang 
auszubremsen, bedarf es weiterhin der Anordnung von 
Schutzmaßnahmen in den Bereichen, in denen mensch-
liche Kontakte im Rahmen eines volkswirtschaftlichen 
Gefüges unvermeidbar fortbestehen. Hierzu wird be-
reits seit einigen Wochen verstärkt getestet und diese 
Bemühungen werden künftig nochmals deutlich ge-
steigert werden. Mit Hilfe von Schnell- und Selbsttest 
werden die PCR-Tests flankierend unterstützt werden. 
Die saarländische Teststrategie wird hierzu stetig fort-
geschrieben und angepasst. Sowohl in Schulen als 
auch in Betrieben wird derzeit regelmäßig getestet. 
Eine Bescheinigung über das Testergebnis wird von 
entsprechenden Teststellen ausgestellt. Alle asympto-
matischen Bürgerinnen und Bürger haben mindestens 
einmal pro Woche die Möglichkeit einen kostenlosen 
Schnelltest einschließlich einer Bescheinigung über 
das Testergebnis in einem Testzentrum, bei einem Arzt 
oder in einer Apotheke, in Betrieben, in Schulen und 
sonstigen Stellen, die aufgrund der Verordnung ein 
testgestütztes Angebot anbieten können, durchführen 
zu lassen (sog. Bürgertest).
Die Landesregierung hält es daher im Bewusstsein um 
die Intensität der damit verbundenen Belastungen so-
wohl für den Einzelnen als auch das soziale und wirt-
schaftliche Gemeinwesen für zwingend geboten, die 
Beschränkungen zu lockern, aber gleichzeitig die Nut-
zung von gestatteten Einrichtungen oder Dienstleistun-
gen in vielen Bereichen an eine Testverpflichtung zu 
koppeln.
Die Fortgeltung vieler Maßnahmen ist vorerst weiter-
hin erforderlich, wenngleich nun beispielsweise im Be-
reich der Kontaktbeschränkungen, der Veranstaltungen 
und der Zutrittsbeschränkungen Lockerungen vorge-
nommen werden können.
Es ist aber weiterhin notwendig einer Entgleisung des 
Infektionsgeschehens aufgrund der Ausbreitung neuer 
Virusmutanten vorzubeugen.
Aufgrund der in den letzten Wochen nachhaltig sin-
kenden Sieben-Tages-Inzidenz sind Lockerungen in 
weiteren Bereichen möglich. So entfällt beispielsweise 
die Testpflicht im Außenbereich der Gastronomie und 
bei privaten Zusammenkünften im Außenbereich, Ver-
anstaltungen werden ermöglicht und Kontaktbeschrän-
kungen werden gelockert. Aufgrund einer Gesamt-
schau der aktuellen Lage, d. h. Sieben-Tages-Inzidenz, 
Hospitalisierungsrate und vieler weiterer Faktoren, die 
eine deutliche Verringerung der Infektionen und eine 
gemäßigte Entspannung im medizinischen Bereich er-
kennen lässt, wird daher die sog. Stufe grün des Saar-
land-Modells beibehalten und weitere Öffnungsschritte 
gegangen.

Die erneute zeitlich befristete Fortdauer der einschrän-
kenden Maßnahmen für weite Bereiche des privaten 
und öffentlichen Lebens ist weiterhin notwendig, um 
die Verbreitungsmöglichkeiten des Virus nachhaltig im 
erforderlichen Maß zu reduzieren bzw. auf einem nied-
rigen Niveau zu halten und im Ergebnis auch weiterhin 
verhältnismäßig. Handlungsleitendes Ziel muss gemäß 
§ 28a Abs. 3 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes indes 
der Schutz von Leben und Gesundheit und der Funkti-
onsfähigkeit des Gesundheitssystems sein. Folgerichtig 
stellt § 28a Absatz 6 Satz 2 und 3 des Infektionsschutz-
gesetzes die Berücksichtigung sonstiger Belange sowie 
Bereichsausnahmen einfachgesetzlich ausdrücklich 
unter den Vorbehalt, dass sie mit dem Ziel einer wirk-
samen Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 
vereinbar sind. Aufgrund der derzeitigen Entwicklung 
können Öffnungen veranlasst werden.

Dies entbindet den Verordnungsgeber nicht von der ver-
fassungsrechtlichen Verpflichtung, die in einem Span-
nungsverhältnis stehenden Verpflichtungen zum Schutz 
von Leben und Gesundheit einerseits und Wahrung in-
dividueller verfassungsrechtlich verbürgter Freiheiten 
andererseits im Wege sogenannter praktischer Konkor-
danz in weitgehenden Ausgleich zu bringen. Je größer 
und konkreter jedoch die Gefahr für Leib und Leben 
ist, desto weitreichender können die kollidierenden 
Grundrechte eingeschränkt werden. Aufgrund der zu-
vor dargestellten Senkung der Fallzahlen können aber 
die einschränkenden Maßnahmen teilweise gelockert 
werden. Auch dies basiert auf dem verfassungsrecht-
lich verankerten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit der 
Maßnahmen.

Da die Einschränkungen für den Bürger nicht unwe-
sentliche Beeinträchtigungen seiner Grundrechte be-
deuten, bedürfen sie, um dem Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit zu wahren, vor dem Hintergrund einer 
sich verändernden epidemiologischen Lage aber einer 
ständigen Rechtfertigungskontrolle, sodass sie fortlau-
fend neu auf ihre Verhältnismäßigkeit hin zu überprü-
fen sind. Dieser verfassungsrechtlichen Vorgabe trägt 
der Verordnungsgeber durch die kurze Geltungsdauer 
der Verordnung Rechnung.

Im Einzelnen

Artikel 1 (Verordnung zur Bekämpfung der 
Corona-Pandemie (VO-CP))

Zu § 1 (Grundsatz der Abstandswahrung)

Zur Prävention vor der Übertragung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 auf andere Menschen wird grundsätzlich 
das physisch soziale Verhalten von Personen zueinan-
der bestimmt. Kontakte sind grundsätzlich auf das er-
forderliche Mindestmaß zu beschränken, insbesondere 
zu Personen außerhalb der Angehörigen des eigenen 
Haushaltes zu reduzieren. Es wird hierbei empfohlen, 
den Kreis der Kontakte stets auf die gleichen Personen 
zu begrenzen (sog. „social bubble“) Die einzuhalten-
de räumliche Distanz zwischen anderen Personen wird 
generell auf eineinhalb Meter festgelegt. Dies ist stets 
einzuhalten, soweit die tatsächlichen (örtlichen) Ge-
gebenheiten es zulassen und es zumutbar ist. Von der 
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Verpflichtung zur Einhaltung des Mindestabstands aus-
genommen sind Kontakte zu Angehörigen des eigenen 
Haushaltes im Sinne einer häuslichen Gemeinschaft, 
Ehegatten, Lebenspartnern und Partnern einer nicht-
ehelichen Lebensgemeinschaft sowie Verwandte in 
gerader Linie. Diese Personen bilden den familiären 
Bezugskreis.

Zu § 2 (Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung)
Absatz 1
Das Tragen einer medizinischen Gesichtsmaske (OP-
Masken) oder auch Masken der Standards KN95/
N95 oder FFP2 oder höherer Standards Mund-Nasen- 
Bedeckung im öffentlichen Leben kann dazu beitragen, 
die Ausbreitung von COVID-19 in der Bevölkerung 
zu verlangsamen und Risikogruppen vor Infektionen 
zu schützen. Das RKI empfiehlt ein generelles Tragen 
einer Mund-Nasen-Bedeckung (MNB) in bestimmten 
Situationen im öffentlichen Raum als einen weiteren 
Baustein, um Risikogruppen zu schützen und den In-
fektionsdruck und damit die Ausbreitungsgeschwin-
digkeit von COVID-19 in der Bevölkerung zu reduzie-
ren. Diese Empfehlung beruht auf einer Neubewertung 
aufgrund der zunehmenden Evidenz, dass ein hoher 
Anteil von Übertragungen unbemerkt erfolgt, und zwar 
bereits vor dem Auftreten von Krankheitssymptomen. 
Durch eine Mund-Nasen-Bedeckung können infek-
tiöse Tröpfchen, die man zum Beispiel beim Sprechen, 
Husten oder Niesen ausstößt, abgefangen werden. Das 
Risiko, eine andere Person dadurch anzustecken, kann 
so verringert werden (Fremdschutz). Deshalb wird im 
Absatz 1 der Vorschrift das Tragen einer medizinischen 
Gesichtsmaske (OP-Masken) oder auch Masken der 
Standards KN95/N95 oder FFP2 oder höherer Stan-
dards im öffentlichen Raum bei jedem nicht nur kurz-
fristigen Kontakt mit nicht zum eigenen Haushalt ge-
hörenden Personen und bei einer Unterschreitung des 
Mindestabstandes von 1,50 Metern verbindlich vorge-
schrieben. Eine Ausnahme besteht, wenn eine gleich-
wertige Infektionsschutzmaßnahme den notwendigen 
Schutz gewährleistet. Kurzfristig hinsichtlich des Kon-
takts heißt insbesondere, dass bei einem Aneinander-
vorbeigehen oder einem bloßen Passieren keine Pflicht 
zum Tragen einer medizinischen Gesichtsmaske (OP-
Masken) oder auch Masken der Standards KN95/N95 
oder FFP2 oder höherer Standards besteht.
Die gesundheitlichen Gründe, die eine Ausnahme vom 
Tragen der medizinischen Gesichtsmaske (OP-Masken) 
oder auch Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 
oder höherer Standards rechtfertigen können, umfassen 
neben akuten Erkrankungen auch Behinderungen. Ent-
scheidend ist, ob durch die bestehende Einschränkung 
im Einzelfall das Tragen einer medizinischen Gesichts-
maske (OP-Masken) oder auch Masken der Standards 
KN95/N95 oder FFP2 oder höherer Standards in kör-
perlicher, seelischer oder geistiger Hinsicht unzumut-
bar erscheint.
Diese Gründe müssen nicht zwingend durch konkret 
definierte Unterlagen belegt werden, eine Glaubhaft-
machung reicht aus. Dazu können insbesondere auch 
ärztliche Atteste verwendet werden.

Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebensjah-
res, Personen, die ärztlich bescheinigt aufgrund einer 
gesundheitlichen Beeinträchtigung, einer ärztlich be-
scheinigten chronischen Erkrankung oder einer Be-
hinderung keine Atemschutzmaske tragen können und 
gehörlose und schwerhörige Menschen und Personen, 
die mit diesen kommunizieren, sowie ihre Begleitper-
sonen, sind von der Pflicht zum Tragen einer Mund-
Nasen-Bedeckung ausgenommen. Gehörlose und 
Schwerhörige würden ansonsten in ihrer Kommunika-
tion unverhältnismäßig stark eingeschränkt werden.

Die in Satz 1 normierte Verpflichtung gilt nur für Kun-
den und Besucher ab Vollendung des sechsten Lebens-
jahres, wobei Eltern und Sorgeberechtigte dafür Sorge 
zu tragen haben, dass ihre Kinder und Schutzbefohle-
nen dieser Verpflichtung nachkommen, sofern diese 
dazu in der Lage sind.

Absatz 2

Bei einer Infektion mit dem neuartigen Coronavirus 
kann man nach aktuellem Wissensstand schon ein bis 
drei Tage vor den ersten Symptomen ansteckend sein, 
und es gibt auch Krankheitsverläufe ganz ohne Symp-
tome. Daher ist es geboten, zu Gelegenheiten, bei de-
nen sich der empfohlene Abstand zu anderen Menschen 
nicht einhalten lässt, vorsorglich eine medizinische Ge-
sichtsmaske (OP-Masken) oder auch Masken der Stan-
dards KN95/N95 oder FFP2 oder höherer Standards zu 
tragen. Diese Bedeckung stellt zwar keine nachgewie-
sene Schutzfunktion für die Trägerin oder den Träger 
selbst dar, kann bei einer Infektion aber dazu beitragen, 
das Virus nicht an andere Menschen weiterzugeben. 
Zudem kann das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung 
generalpräventiv dazu beitragen, das Bewusstsein für 
einen achtsamen Umgang mit anderen zu stärken (Ab-
stand halten).

Gemäß Satz 1 sind medizinischen Gesichtsmaske (OP-
Masken) oder auch Masken der Standards KN95/N95 
oder FFP2 oder höherer Standards deshalb dort ver-
pflichtend zu tragen, wo sich Personen in öffentlichen 
Bereichen aufhalten und die Abstandsregeln nicht im-
mer leicht einzuhalten sind.

Nach Nummer 1 zählt insbesondere der öffentliche 
Verkehr in den genannten Verkehrsbereichen dazu. Bei 
Fähren und Fahrgastschiffen wird klarstellend die Ver-
pflichtung auf den Ein- und Ausstieg und insoweit, als 
der Mindestabstand von eineinhalb Metern nicht ein-
gehalten werden kann, begrenzt. Lediglich bei der Nut-
zung des öffentlichen Personenverkehrs sind entgegen-
stehende Gründe für das Tragen einer medizinischen 
Gesichtsmaske (OP-Masken) oder auch Masken der 
Standards KN95/N95 oder FFP2 oder höherer Stan-
dards nachzuweisen.

Nach Nummer 1a gilt die Pflicht zum Tragen einer 
medizinischen Gesichtsmaske (OP-Masken) oder auch 
Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder hö-
herer Standards auch für Personen bei der Nutzung von 
Kraftfahrzeugen, die nicht das Fahrzeug führen und die 
nicht unter § 6 Abs. 1 Satz 1 fallen. Sobald mehr als die 
nach § 6 Absatz 1 Satz 1 zulässigen Personen mitfah-
ren, müssen alle Personen, die nicht das Fahrzeug füh-



Amtsblatt des Saarlandes Teil I vom 10. Juni 2021 1587

ren, eine medizinische Gesichtsmaske (OP- Masken) 
oder auch Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 
oder höherer Standards tragen.

Das gleiche gilt in Nummer 2 für Besucher und Kun-
den während des Aufenthaltes auf Messen, Spezial-, 
Jahr- und Wochenmärkten sowie in Ladenlokalen und 
in den zugehörigen Wartebereichen und Warteschlan-
gen. Auch unmittelbar vor Ladenlokalen und auf den 
dazugehörigen Parkplätzen gilt die Pflicht zum Tragen 
einer medizinischen Gesichtsmaske (OP-Masken) oder 
auch Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder 
höherer Standards, denn auch dort kann es zu vielfälti-
gen Situationen kommen, in denen der Mindestabstand 
nicht immer gewährleistet werden kann und damit das 
Infektionsrisiko ansteigen könnte, so z. B. durch War-
teschlangen oder die geparkten Autos. Durch das Tra-
gen einer medizinischen Gesichtsmaske (OP-Masken) 
oder auch Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 
oder höherer Standards kann in solchen Situationen das 
Risiko einer Infektion wesentlich gemindert werden.

Nummer 3 regelt die Pflicht zum Tragen einer medizini-
schen Gesichtsmaske (OP-Masken) oder auch Masken 
der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder höherer Stan-
dards während des Aufenthaltes in der Gastronomie ab-
seits eines festen Platzes sowie auch bei der weiterhin 
möglichen Abholung oder Entgegennahme von Speisen 
und auch in Warteschlangen. Diese Regelung wurde 
aufgenommen, um die Anzahl weiterer Infektionen zu 
minimieren. Denn eine medizinische Gesichtsmaske 
(OP-Masken) oder auch Masken der Standards KN95/
N95 oder FFP2 oder höherer Standards schützt insbe-
sondere in Situationen, in denen kein Abstand gehalten 
werden kann. Nach Auffassung des Robert Koch-Insti-
tuts (RKI) könnte eine teilweise Reduktion der unbe-
merkten Übertragung von infektiösen Tröpfchen durch 
das Tragen von Mund-Nasen-Bedeckungen zu einer 
weiteren Verlangsamung der Ausbreitung beitragen. 
Dies betrifft die Übertragung im öffentlichen Raum, wo 
mehrere Menschen zusammentreffen und sich länger 
aufhalten oder der physische Abstand von mindestens 
1,5 m nicht immer eingehalten werden kann.

Nummer 3a regelt die Pflicht zum Tragen einer medizi-
nischen Gesichtsmaske (OP-Masken) oder auch Mas-
ken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder höherer 
Standards für die Gäste während des Aufenthalts in öf-
fentlich zugänglichen Bereichen von Hotels, Beherber-
gungsbetrieben, Campingplätzen und bei der sonstigen 
Zurverfügungstellung von Unterkünften. Die Masken-
pflicht gilt nicht im Frühstücksraum oder im Restau-
rant, wenn man einen festen Sitzplatz innehat, siehe 
hierzu auch Nummer 3 dieser Regelung. Genauso gilt 
die Maskenpflicht nicht auf der eigenen Campingplatz-
Parzelle, aber sie gilt in den Gemeinschaftsbereichen 
oder auf engen Wegen zwischen den Parzellen.

Nummer 4 regelt die Pflicht zum Tragen einer medizi-
nischen Gesichtsmaske (OP-Masken) oder auch Mas-
ken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder höherer 
Standards auch im Rahmen von zulässigen Veranstal-
tungen nach § 6 Absatz 3 und im Rahmen von Veran-
staltungen und Zusammenkünften von Parteien, Wäh-

lergruppen und Vereinigungen im Sinne des Artikels 9 
Absatz 3 des Grundgesetzes nach Absatz 5 Satz 2.

Nach Nummer 5 gilt das Gleiche auch für die Besucher 
von Gottesdiensten und gemeinsamen Gebeten unter 
freiem Himmel, in Kirchen, Moscheen, Synagogen so-
wie sonstigen Räumlichkeiten, die zur Grundrechtsaus-
übung gemäß Artikel 4 Grundgesetz genutzt werden.

Ebenso nach Nummer 6 bei Kunden von Erbringern 
körpernaher Dienstleistungen, wie z. B. in Friseurbe-
trieben, soweit die Natur der Dienstleistung dem nicht 
entgegensteht und nach Nummer 7 entsprechend bei 
Besuchern in Krankenhäusern, Vorsorge- und Rehabi-
litationseinrichtungen, bei Patienten und Besuchern in 
Arzt- und Psychotherapeutenpraxen, Psychologischen 
Psychotherapeutenpraxen, Kinder- und Jugendlichen 
Psychotherapeutenpraxen, Zahnarztpraxen, ambulanten 
Pflegediensten, den übrigen an der Patientenversorgung 
beteiligten ambulanten und stationären Einrichtungen 
des Gesundheitswesens sowie Gerade an den letztge-
nannten Orten ist auf den Schutz vulnerabler Gruppen 
besonderen Wert zu legen, weshalb auch dies als ange-
zeigte Maßnahme eines Fremdschutzes angesehen und 
auch für vordringlich notwendig erachtet wird.

Nummer 8 regelt die Pflicht zum Tragen einer medizi-
nischen Gesichtsmaske (OP-Masken) oder auch Mas-
ken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder höherer 
Standards für Personal in Gaststätten und sonstigen 
Gastronomiebetrieben, da hier zumindest in der Pha-
se der Abholung von Speisen und Getränken auch ein 
Kundenkontakt stattfindet, sowie von Hotels, Beher-
bergungsbetrieben, Campingplätzen und bei der sonsti-
gen Zurverfügungstellung von Unterkünften.

Nummer 9 regelt die Pflicht zum Tragen einer medizini-
schen Gesichtsmaske (OP-Masken) oder auch Masken 
der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder höherer Stan-
dards in geschlossenen Räumen, die öffentlich oder im 
Rahmen eines Besuchs- oder Kundenverkehrs zugäng-
lich sind. Nummer 9 dient hierbei als eine Auffang-
klausel, d. h. sie regelt nur die Fälle, die nicht bereits 
durch die Nummern 1 bis 8 geregelt sind. Öffentlich 
oder im Rahmen eines Besuchs- oder Kundenverkehrs 
zugänglich sind hierbei beispielsweise Ladenlokale, 
Kioske, Dienstleistungsbetriebe, Räumlichkeiten einer 
Versicherung und ähnliche Örtlichkeiten, deren Betrieb 
nicht durch diese Verordnung untersagt ist. Hierdurch 
soll die Anzahl weiterer Infektionen minimiert werden. 
Eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Masken) oder 
auch Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder 
höherer Standards mindert das Risiko einer Infektion 
insbesondere in Situationen, in denen kein Abstand 
gehalten werden kann. Nach Auffassung des Robert 
Koch-Instituts (RKI) könnte eine teilweise Reduktion 
der unbemerkten Übertragung von infektiösen Tröpf-
chen durch das Tragen von medizinischen Gesichts-
maske (OP-Masken) oder auch Masken der Standards 
KN95/N95 oder FFP2 oder höherer Standards zu einer 
weiteren Verlangsamung der Ausbreitung beitragen. 
Dies betrifft die Übertragung im öffentlichen Raum, 
wo mehrere Menschen zusammentreffen und sich län-
ger aufhalten oder der physische Abstand von mindes-
tens 1,5 m nicht immer eingehalten werden kann. Da in 
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geschlossenen Räumen die Durchlüftung nicht immer 
ausreichend gewährleistet werden kann, ist das Tragen 
einer medizinischen Gesichtsmaske (OP-Masken) oder 
auch Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder 
höherer Standards gerade hier ein notwendiges Mittel, 
um das Infektionsrisiko zu mindern.

Nach Nummer 10 ist in Arbeits- oder Betriebsstätten 
grundsätzlich eine medizinische Gesichtsmaske (OP-
Masken) oder auch Masken der Standards KN95/N95 
oder FFP2 oder höherer Standards zu tragen. Ausnah-
men hiervon sind nur auf der Grundlage einer aktuel-
len rechtskonformen Gefährdungsbeurteilung zulässig, 
welche die SARS-CoV-2-Regel des Arbeitsschutzes 
beachtet. Durch die getroffene Regelung in Nummer 10 
ist der gesamte Regelungsinhalt der neuen SARS-CoV-
2-Arbeitsschutz-Regel zu beachten. Im Rahmen der 
Aktualisierung werden alle Maßnahmen zum Infekti-
onsschutz in Arbeitsstätten sowie die gesundheitlichen 
Aspekte der Einzelfälle arbeitsmedizinisch bewertet. 
Das beinhaltet auch die Auswahl der geeigneten Maske 
oder PSA.

Arbeitsstätte ist jede ortsfeste und dauerhafte betrieb-
liche Einrichtung des Arbeitgebers, der dem Arbeit-
nehmer zugeordnet ist und die er mit einer gewissen 
Nachhaltigkeit, also fortdauernd und immer wieder 
aufsucht, nicht aber nur gelegentlich. Dazu gehören 
insbesondere Arbeitsräume in Gebäuden einschließlich 
Ausbildungsstätten, Arbeitsplätze auf dem Betriebsge-
lände im Freien, ausgenommen Felder, Weideflächen, 
Wälder und sonstige Flächen, die zu einem land- oder 
forstwirtschaftlichen Betrieb gehören und außerhalb 
seiner bebauten Fläche liegen, Baustellen, Verkaufs-
stände im Freien, die im Zusammenhang mit Ladenge-
schäften stehen und Wasserfahrzeuge (Boote,  Schiffe – 
angetrieben) und schwimmende Anlagen (Pontons 
etc. – ohne Antrieb) auf Binnengewässern. Zu einer 
Arbeitsstätte zählen auch Nebenräume und Flächen 
wie Verkehrswege, Lager-, Maschinen- und Nebenräu-
me, Sozial-, Pausen-, Bereitschafts-, Liege- oder Ru-
heräume und Räume für körperliche Ausgleichsübun-
gen, Umkleide-, Wasch-, Dusch- und Toilettenräume 
(Sanitärräume), und Sanitätsräume. Betriebsstätte ist 
jede feste Geschäftseinrichtung oder Anlage, die der 
Tätigkeit eines Unternehmens dient, insbesondere die 
Stätte der Geschäftsleitung, Zweigniederlassungen, 
Geschäftsstellen, Fabrikations- oder Werkstätten, Wa-
renlager, Ein- oder Verkaufsstellen. Aufgrund der vie-
len Personen, die in einer Arbeits- oder Betriebsstätte 
gleichzeitig tätig sein können, ist die Gefahr einer In-
fektion sehr hoch, wenn der Mindestabstand nicht ge-
währleistet werden kann. Dies ist vor allem außerhalb 
des festen Arbeitsplatzes anzunehmen, d. h. auf dem 
Weg zwischen Umkleiden, Sanitärräumen und den ver-
schiedenen Büro- oder Arbeitsräumen.

Als Ausnahme gilt der direkte Arbeitsplatz; dort kann 
auf das Tragen einer medizinischen Gesichtsmaske 
(OP-Masken) oder auch Masken der Standards KN95/
N95 oder FFP2 oder höherer Standards verzichtet wer-
den, wenn der Mindestabstand von 1,50 Meter einge-
halten wird oder wenn andere gleichwertige Infektions-
schutzmaßnahmen wie z. B. das Aufstellen ausreichend 
dimensionierter Trennwände, getroffen werden. Sog. 

Kinnschilde stellen keine ausreichenden gleichwerti-
gen Infektionsschutzmaßnahmen dar.

Die Regelungen der SARS-CoV-2-Arbeitsschutz-
verordnung (Corona-ArbSchV) vom 21. Januar 2021 
bleiben von den Regelungen der VO-CP zur Pflicht 
zum Tragen einer medizinischen Gesichtsmaske (OP- 
Masken) oder auch Masken der Standards KN95/N95 
oder FFP2 oder höherer Standards unberührt und gehen 
den in § 2 Absatz 2 VO-CP getroffenen Regelungen vor.

Um in den betroffenen Bereichen das Ansteckungsri-
siko zu verringern, ist die Verpflichtung zum Tragen 
qualitativ hochwertiger Schutzmasken unerlässlich. 
Einfache Mund-Nasen-Bedeckungen werden für die 
benannten Bereiche als nicht ausreichend erachtet.

Die medizinischen Gesichtsmasken, Mund-Nasen-
Schutz (MNS), oft auch OP-Masken genannt, zeichnen 
sich – im Gegensatz zu Alltagsmasken – durch genorm-
te Herstellungs- und Zertifizierungsprozesse aus. Auch 
werden je nach Maskentyp konkrete Anforderungen an 
die Filtrations- bzw. Filterleistung gestellt. Alle Mas-
kenarten schützen vor allem das Gegenüber vor abge-
gebenen infektiösen Tröpfchen des Mundschutzträgers 
in der Form, dass die ausgeatmete Luft auf einen Wi-
derstand trifft. Darüber hinaus verhindern sie eine Erre-
gerübertragung durch direkten Kontakt, beispielsweise 
mit kontaminierten Händen. Medizinische Gesichts-
masken sind Medizinprodukte und unterliegen damit 
dem Medizinprodukterecht. An Medizinprodukte wer-
den, anders als bei Alltagsmasken, besondere Ansprü-
che gestellt. Neben dem Medizinprodukterecht müssen 
sie der europäischen Norm EN 14683 genügen.“ Für 
Kinder existieren keine gesondert ausgewiesenen me-
dizinischen Masken; es können medizinische Masken 
in einer Größe verwendet werden, die ebenfalls Medi-
zinprodukte darstellen und für die die Norm EN 14683 
einschlägig ist.

KN95-Masken sind derzeit in Deutschland nur ver-
kehrsfähig, wenn sie die Prüfung nach dem Prüfgrund-
satz für Corona SARS-CoV-2 Pandemie Atemschutz-
masken (CPA) bestanden haben und eine Bescheinigung 
der Marktüberwachungsbehörde nach § 9 Absatz 3 der 
Verordnung zur Sicherstellung der Versorgung der Be-
völkerung mit Produkten des medizinischen Bedarfs 
bei der durch das Coronavirus SARS-CoV-2 verur-
sachten Epidemie (MedBVSV) vorliegt, die vor dem 
01.10.2020 ausgestellt wurde. Bei richtigem Sitz schüt-
zen KN95, FFP2 und höhere Masken auch den Träger 
der Maske selbst vor ausgeatmeten Tröpfen des Gegen-
übers.

Allgemein gilt, dass nicht die reine Erfüllung der ent-
sprechenden Norm ausreichend ist; erforderlich ist, 
dass es sich tatsächlich um ein Medizinprodukt bzw. 
Persönliche Schutzausrüstung (PSA) mit Nachweis des 
dazugehörigen EU-Konformitätsverfahrens handeln 
muss.

Masken jeder Kategorie mit einem Ausatemventil sind 
nicht zulässige Masken im Sinne dieser Verordnung, da 
sie Aeorosol des Tragenden ausstoßen und damit ein 
Infektionsrisiko für das Gegenüber besteht, wenn die-
ser seine Maske nicht korrekt trägt oder nur eine medi-
zinische Maske der Norm EN 14683 trägt.
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Absatz 3
Spiegelbildlich zu der Verpflichtung aus dem Absatz 2 
für alle Fahrgäste, Besucher und Kunden wird eine Si-
cherstellungspflicht für die Betreiber geregelt. Das Tra-
gen von medizinischen Gesichtsmaske (OP- Masken) 
oder auch Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 
oder höherer Standards und die Einhaltung von Hygie-
nemaßnahmen in den vorbenannten Einrichtungen sind 
erforderlich, um einen erneuten Anstieg der Infektio-
nen mit COVID-19 so gering wie möglich zu halten, 
da in diesen Bereichen von einer erhöhten Kundenfre-
quenz auszugehen ist, dies ist durch die Betreiber si-
cherzustellen
Die Verpflichtung umfasst auch das Personal, eine Aus-
nahme ist nur bei Vorliegen gesundheitlicher Gründe 
gestattet oder wenn gleichwertiger Infektionsschutz 
z. B. durch Spuckschutz, Scheiben oder konstant aus-
reichenden Abstand gewährleistet ist. Der Arbeitgeber 
hat darüber hinaus sicherzustellen, dass die arbeits-
schutzrechtlichen Bestimmungen eingehalten werden. 
Lediglich die Betreiber des öffentlichen Personenver-
kehrs haben auf das Tragen einer medizinischen Ge-
sichtsmaske (OP-Masken) oder auch Masken der Stan-
dards KN95/N95 oder FFP2 oder höherer Standards 
hinzuweisen, eine Sicherstellungspflicht besteht inso-
weit nicht.
Absatz 4
Gerade die Tatsache, dass derzeitig gerade nicht mehr 
eingrenzbar nachvollziehbar ist, wo sich Infektionsge-
schehen entwickelt hat bzw. es ein diffuses Infektions-
geschehen gibt, soll es den Ortspolizeibehörden mög-
lich sein, gerade an stark frequentierten Plätzen und 
Straßen der Städte und Gemeinden eine Pflicht zum 
Tragen einer Maske der Standards nach § 2 Absatz 1 
anzuordnen, weil dort vielfach Abstand nicht eingehal-
ten werden kann Es muss bei der gegenwärtigen hohen 
Inzidenzrate in saarländischen Kommunen und Krei-
sen jede Möglichkeit ergriffen werden können, eine 
Eindämmung des Infektionsgeschehens zu erreichen. 
Gerade an öffentlich zugänglichen Plätzen soll auch 
ein wirksamer Fremdschutz als Baustein der Eindäm-
mung für alle sich dort aufhaltenden Personen erreicht 
werden können.

Zu § 3 (Kontaktnachverfolgung)
Hinsichtlich der Pflicht zur Gewährleistung der Kon-
taktnachverfolgung wird auf das Saarländische CO-
VID-19-Maßnahmengesetz vom 22. Januar 2021 
(Amtsbl. I S. 220), insbesondere auf die §§ 6 bis 8, hin-
gewiesen, dass diese Thematik regelt. Darüber hinaus 
ist eine Kontaktnachverfolgung gemäß § 6 Absatz 2, 
§ 7 und § 8 des Saarländischen COVID-19-Maßnah-
mengesetzes im Falle des § 7 Absatz 6 Satz 3 beim Be-
such von Museen, Galerien und Gedenkstätten zu ge-
währleisten.

Zu § 4 (Betretungsbeschränkungen)
§ 4 regelt die Betreiberpflicht, eine Begrenzung der 
Zahl von Kunden und Besuchern sicherzustellen, um 

die weiterhin bestehenden Infektionsrisiken in Laden-
geschäften, Einrichtungen, Anlagen und Betrieben, die 
nicht untersagt sind, zu reduzieren. Damit wird der 
Grundsatz der Kontaktbeschränkung gemäß § 1 kon-
kretisiert. Eine Einhaltung des Mindestabstandes wird 
auch unabhängig von der Quadratmeteranzahl gewähr-
leistet, wenn der Betreiber lediglich den Zutritt von vier 
Kunden gestattet. Als im Publikumsverkehr zugängli-
chen Gesamtfläche gilt im Handel die Verkaufsfläche. 
Dies bedeutet eben nicht Lagerräume, Mitarbeiterräu-
me, Mitarbeitertoiletten, Büroräume. Maßgeblich ist 
die Fläche, auf der der Verkauf stattfindet. Auszugehen 
ist dabei von den Innenmaßen des Gebäudes und den 
Flächen, die für den Verkauf von Waren bestimmt sind, 
also alle zum Zweck des Verkaufs den Kunden zugäng-
liche Flächen. Dazu gehören aber die zugehörigen Gän-
ge, Treppen, Kassenzonen, Eingangsbereiche, Standflä-
chen für Einrichtungsgegenstände, wie Tresen, Kassen, 
Regale und Schränke, auch Einbauschränke, Schau-
fenster und Freiflächen (BVerwG Urt. v. 27.4.1990 – 4 C 
36.87). Einbezogen in die Verkaufsfläche eines Lebens-
mittel-Einzelhandelsbetriebs ist aber auch der Bereich 
nach der Kassenzone, in dem die Waren eingepackt und 
sonstige Nachbearbeitungsmaßnahmen getroffen wer-
den können (VGH Mannheim Urt. v. 13.7.2004 – 5 S 
1205/03, ZfBR 2005, 78). Eine überdachte Fläche zum 
Abstellen von Einkaufswagen außerhalb des Gebäudes 
eines Lebensmittelmarktes ist aber nicht Teil der Ver-
kaufsfläche (BVerwG, Urt. v. 9.11.2016 – 4 C 1/16). 
Die Betreiber oder sonstigen Verantwortlichen haben 
dafür zu sorgen, dass der Mindestabstand, insbeson-
dere im Ein- oder Ausgangsbereich, im Kassenbereich 
oder an Theken, eingehalten wird und dass der Einlass 
entsprechend den Vorgaben dieser Verordnung geregelt 
wird. Dies kann insbesondere durch Hinweisschilder 
oder Markierungen erfolgen.
Für Einkaufszentren ist die jeweilige Gesamtverkaufs-
fläche anzusetzen. Durch ein abgestimmtes Einlass-
management müssen Einkaufszentren und Geschäfte 
verhindern, dass es im Innenbereich von Einkaufspas-
sagen oder Einkaufszentren zu unnötigen Schlangen-
bildungen kommt.
Absatz 2 stellt klar, dass die Regelung des Absatzes 1 
nicht für den Betrieb eines Gaststättengewerbes nach 
dem Saarländischen Gaststättengesetz vom 13. April 
2011 (Amtsbl. I S. 206), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 20. Juni 2012 (Amtsbl. I S. 156) und den 
Betrieb sonstiger Gastronomiebetriebe jeder Art oder 
den Betrieb von Hotels, Beherbergungsbetrieben und 
Campingplätzen sowie die Zurverfügungstellung jeg-
licher Unterkünfte gilt. Es gelten die entsprechenden 
Beschränkungen der Rahmenhygienekonzepte nach 
Maßgabe des § 5.

Zu § 5 (Hygienekonzepte)
Absatz 1
Durch Absatz 1 werden sämtliche Betreiber oder sons-
tigen Verantwortlichen nicht nach der Rechtsverord-
nung untersagter Einrichtungen, Anlagen und Betriebe 
sowie Veranstalter verpflichtet, ein den spezifischen 
Anforderungen des jeweiligen Angebots entsprechen-
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des individuelles Schutz- und Hygienekonzept zu er-
stellen, das auf Verlangen der zuständigen Behörde 
vorzulegen ist. Damit wird sichergestellt, dass den wei-
terhin bestehenden Infektionsrisiken in Einrichtungen, 
Anlagen und Betrieben, die nicht untersagt sind, ent-
gegengewirkt wird.

Absatz 2

Mit der Aufzählung von Mindestanforderungen, die 
seitens des Verordnungsgebers an diese Schutz- und 
Hygienekonzepte gestellt werden, wird gleichzeitig 
sichergestellt, dass die wesentlichen Maßnahmen zur 
Vermeidung von Infektionen Berücksichtigung fin-
den. Zudem wird herausgestellt, dass den Betreibern 
und Verantwortlichen im Rahmen der Erarbeitung der 
Konzepte ein Rückgriff auf die einschlägigen Empfeh-
lungen des Robert Koch-Instituts und die Vorgaben der 
Arbeitsschutzbehörden und zuständigen Berufsgenos-
senschaften möglich ist, von deren Seite in einer Viel-
zahl der Fälle bereits taugliche Konzepte erarbeitet und 
zur Verfügung gestellt werden.

Absatz 3

Absatz 3 sieht vor, dass nähere und besondere Anfor-
derungen zu Schutz- und Hygienekonzepten vom Mi-
nisterium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
im Einvernehmen mit dem jeweils fachlich zuständigen 
Ressort im Verordnungswege bestimmt werden. Damit 
wird dem Umstand Rechnung getragen, dass Hygiene-
rahmenkonzepte, die rechtliche und bußgeldbewehrte 
Pflichten ihrer Adressaten begründen, Rechtssatzcha-
rakter aufweisen, aus dem sich verfassungsrechtliche 
und gesetzliche Voraussetzungen für ihren Erlass und 
ihre Verkündung ableiten.

Das Hygienekonzept für Gastronomiebetriebe regelt 
den Betrieb für sämtliche Gastronomiebetriebe, somit 
Restaurants, Speisegaststätten, Systemgastronomie, 
Cafés, Bistros, Eisdielen, Kantinen, Schankwirtschaf-
ten und Imbissstuben, unter Zugrundelegung des ak-
tuellen Infektionsgeschehens. Das Hygienekonzept 
bestimmt als Voraussetzung die Einhaltung geeigneter 
technischer, organisatorischer und persönlicher Infek-
tionsschutzmaßnahmen für Beschäftigte und Gäste und 
die Vergabe von Plätzen nach den Regelungen zu Kon-
taktbeschränkungen nach dieser Verordnung. Für die 
Öffnung der Verpflegungseinrichtungen des Studenten-
werks im Saarland e. V. als auch der sonstigen Hoch-
schulgastronomie gilt das Hygienerahmenkonzept ent-
sprechend.

Zudem besteht bereits ein Hygienerahmenkonzept für 
Beherbergungsbetriebe. Das Hygienerahmenkonzept 
der Landesregierung konkretisiert den Grundsatz der 
Kontaktbeschränkungen des § 1 dieser Verordnung für 
den Betrieb von Beherbergungsbetrieben und regelt 
zudem als weitere Voraussetzung die Einhaltung sons-
tiger geeigneter technischer, organisatorischer und per-
sönlicher Infektionsschutzmaßnahmen für Beschäftig-
te und Gäste. Für die Beherbergungsbetriebe gilt nach 
dem Hygienerahmenkonzept bei der Zimmerbelegung 
ebenfalls die Kontaktbeschränkung nach dieser Ver-
ordnung und auch der Betrieb von hoteleigenen Ein-

richtungen und Angeboten ist nur nach Maßgabe der 
übrigen Verordnung gestattet.
Auch für die Durchführung von professionellem Pro-
bebetrieb wird mit dem Hygienerahmenkonzept in die-
sem Bereich die Einhaltung erforderlicher besonderer 
Schutzmaßnahmen sichergestellt. Voraussetzung für die 
Aufnahme des Betriebs sind für die unterschiedlichen 
Bereiche der kulturellen Veranstaltungen in dem Rah-
menkonzept näher ausgeführte Schutzvorkehrungen.
Für den Betrieb von Kinos besteht auch ein Hygiene-
rahmenkonzept sowie auch für den Sportbetrieb.
Zudem werden der Veranstaltungsbranche mit dem Hy-
gienerahmenkonzept für Veranstaltungen, die nicht der 
Unterhaltung dienen, besondere Leitlinien an die Hand 
gegeben, die Ihnen die Einhaltung der bei Veranstaltun-
gen grundsätzlich zu beachtenden Schutzmaßnahmen 
erleichtern.
Auch für die Durchführung körpernahe Dienstleis-
tungen wird mit dem Hygienerahmenkonzept in die-
sem Bereich die Einhaltung erforderlicher besonderer 
Schutzmaßnahmen sichergestellt. Voraussetzung für die 
Aufnahme des Betriebs sind für die unterschiedlichen 
Bereiche der körpernahen Dienstleistungen in dem Rah-
menkonzept näher ausgeführte Schutzvorkehrungen.

Zu § 5a (Testungen)
Soweit in der Folge die Vorlage eines Nachweises über 
das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-
CoV-2-Virus vorgesehen ist, gelten die Voraussetzun-
gen für getestete Personen im Sinne des § 2 Nummer 6 
der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverord-
nung vom 8. Mai 2021. Die Begründung der COVID- 
19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung ist zu 
beachten.

Zu § 5b (Immunisierte Personen)
Dem Nachweis über das Nichtvorliegen einer Infek-
tion mit SARS-CoV-2-Virus im Sinne des § 5a Ab-
satz 1 dieser Verordnung stehen gemäß § 7 der CO-
VID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung 
geimpfte Personen und genesene Personen gleich. 
Die Begründung der COVID-19-Schutzmaßnahmen- 
Ausnahmenverordnung ist zu beachten.

Zu § 6 (Kontaktbeschränkungen)
Absatz 1
Private Zusammenkünfte im öffentlichen Raum, in pri-
vat genutzten Räumen und auf privat genutzten Grund-
stücken werden auf höchstens zehn gleichzeitig anwe-
sende Personen begrenzt.
Handwerkerleistungen, gewerbliche Dienstleistungen 
und ähnliches stellen keine privaten Zusammenkünfte 
dar.
Spaziergänge und Ausflüge von Kindergartengruppen 
und Schulen im Freien sowie die Nutzung öffentlicher 
Spielplätze und ähnlicher Einrichtungen sind unter 
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Beibehaltung der konstanten Gruppenzusammenset-
zung in Gruppenstärke zuzüglich Betreuungspersonal 
gestattet. Eine Durchmischung mit anderen Gruppen 
und Personal ist zu vermeiden. Durch den regelmäßi-
gen Aufenthalt an der frischen Luft wird die Abwehr 
der Kinder gestärkt und die Gefahr von Ansteckungen 
gemindert.

Eine Ansammlung liegt vor, wenn erkennbar nicht 
nur für einen kurzen Zeitraum Menschen zufällig zu-
sammentreffen, denen das gemeinsame Wollen des 
Zusammenseins und damit ein verbindender Zweck 
der Zusammenkunft fehlt. Charakteristisch für die An-
sammlung ist, dass eine Kontaktnachverfolgung nahe-
zu unmöglich ist. Hieraus ergibt sich die spezifische 
Gefahr, die eine Begrenzung der Personenzahl erfor-
derlich macht.

Begleitete Umgangskontakte, die dem Erhalt der Be-
ziehung zwischen fremduntergebrachten Kindern und 
ihren Eltern beziehungsweise dem Beziehungsaufbau 
dienen sollen, sind – auch in Begleitung einer pädago-
gischen Fachkraft – auch insbesondere im öffentlichen 
Raum möglich.

Absatz 2

Veranstaltungen, zu denen unter freiem Himmel nicht 
mehr als 250 Besucherinnen und Besucher gleichzeitig 
und in geschlossenen Räumen nicht mehr als 100 Be-
sucherinnen und Besucher gleichzeitig zu erwarten 
sind, können unter der Bedingung der Vorlage eines 
negativen SARS-CoV-2-Test der Besucherinnen und 
Besucher stattfinden. Personal und Darbietende gehö-
ren nicht zur Höchstzahl, diese bezieht sich nur auf Be-
sucherinnen und Besucher.

Veranstaltungen mit mehr als 20 anwesenden Besu-
cherinnen und Besucher sind unter Angabe des Ver-
anstalters der Ortspolizeibehörde anzuzeigen. Der Ver-
anstalter hat geeignete Maßnahmen zur vollständigen 
Nachverfolgbarkeit nach Maßgabe des § 6 Absatz 1 des 
Saarländischen Covid-19-Maßnahmengesetzes zu tref-
fen und besondere infektionsschutzrechtliche Auflagen 
zu beachten.

Von den Maßgaben in Satz 1 und 2 ausgenommen sind 
Veranstaltungen und Zusammenkünfte, die dem Be-
trieb von Einrichtungen, die nicht nach dieser Verord-
nung untersagt sind, zu dienen bestimmt sind. Hierzu 
gehören z. B. Handelsbetriebe, deren maximal erlaubte 
Besucherzahl sich nach § 4 richtet, aber Zusammen-
künfte in Firmen, wie Besprechungen usw. Die für den 
Betrieb der jeweiligen Einrichtung geltenden Hygiene-
vorschriften sind einzuhalten.

Auch von den Maßgaben in Satz 1 und 2 ausgenom-
men sind Veranstaltungen und Zusammenkünfte, die 
so gestaltet sind, dass sie jeweils ausgehend von einer 
Bezugsperson nur den familiären Bezugskreis nach § 1 
Absatz 2 umfassen sowie höchstens Angehörige eines 
weiteren Haushalts.

Der Mindestabstand nach Maßgabe dieser Verordnung 
ist bei allen Veranstaltungen und Zusammenkünften 
wo immer möglich einzuhalten.

Absatz 3
Abweichend von Absatz 2 sind Veranstaltungen und 
Zusammenkünfte mit einer höheren Personenzahl nur 
dann zulässig, wenn für deren Durchführung ein drin-
gendes und unabweisbares rechtliches oder tatsächli-
ches Bedürfnis besteht. Ein dringendes Bedürfnis be-
steht dann, wenn ein weiteres Zuwarten des Ablaufes 
dieser Verordnung nicht ratsam scheint: ein unabweis-
bares Bedürfnis besteht dann, wenn schwerwiegende 
rechtliche oder tatsächliche Nachteile drohen. Insbe-
sondere Gläubigerausschüsse, (Gesamt-) Betriebsrats-
versammlungen, zwingende Fortbildungsmaßnahmen, 
soweit sie nicht schon aus anderen Gründen zulässig 
sind oder auch Notmaßnahmen zur Abwehr von Schä-
den oder Gefahren von Leib und Leben oder Maßnah-
men zum Seuchenschutz (z. B. Bekämpfung der Ver-
breitung der Afrikanischen Schweinepest). Dabei sind 
weitere veranstaltungsspezifische Hygienemaßnahmen 
umzusetzen.
Darüber hinaus kann die zuständige Ortspolizeibehör-
de in besonders begründeten Fällen auf Antrag eine 
höhere Personenzahl zulassen, insbesondere wenn die 
Größe der Räumlichkeit und die Lüftungsmöglichkei-
ten dies ermöglichen, beispielsweise für Messen, Thea-
ter, Opern und Kongresse.
Der Mindestabstand nach Maßgabe dieser Verordnung 
ist bei allen Veranstaltungen und Zusammenkünften 
wo immer möglich einzuhalten.
Absatz 4
Das Selbstorganisationsrecht des Landtages, der Ge-
bietskörperschaften und sonstiger Körperschaften, Stif-
tungen und Anstalten des öffentlichen Rechts sowie die 
Tätigkeit der Gerichte bleibt unberührt. Dies gilt auch 
für die Tätigkeit der Parteien und der Gewerkschaften 
mit der Maßgabe, dass bei Veranstaltungen und Zusam-
menkünfte der Mindestabstand nach § 1 einzuhalten ist 
sowie weitere veranstaltungsspezifische Hygienemaß-
nahmen umgesetzt werden; die Anmietung von Räum-
lichkeiten, insbesondere Nebenzimmer von Gaststät-
ten, ist möglich, aber eine Bewirtung ist untersagt.
Absatz 5
Die Teilnahme an einer Bestattung und die damit ver-
bundene Ehrerbietung für den Verstorbenen stellt einen 
wesentlichen Baustein sozialen Miteinanders in einer 
Gesellschaft dar. Da die Bestattungsfeierlichkeit natur-
gemäß Anlass für viele Menschen sein kann, sich zu 
treffen und auch den Trauernden nahe zu sein, ist es vor 
dem Hintergrund der momentan noch bestehenden epi-
demischen Lage auch hier noch notwendig, die auch in 
den übrigen Lebensbereichen noch notwendigerweise 
bestehenden Kontaktbeschränkungen zu beachten, um 
durch die Verhinderung von Menschenansammlungen, 
welche grundsätzlich verboten sind, ein Infektionsrisi-
ko zu minimieren.
Auch im Rahmen der Bestattungen soll das Gebot der 
Abstandswahrung insbesondere zwischen Personen, 
welche nicht zum familiären Bezugskreis gehören und 
weitere infektionsrechtliche Auflagen, wie beispiels-
weise die Ermöglichung der Kontaktnachverfolgung 
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hinsichtlich der an der Bestattung teilnehmenden Per-
sonen (§ 3 Absatz 1) Beachtung finden. Da die Zahl, 
der an einer Bestattung teilnehmenden Personen, sich 
an den übrigen Veranstaltungen orientiert, soll es den 
Ortspolizeibehörden in diesem Rahmen immer möglich 
sein, auf dem in ihrer Kommune befindlichen Friedhof 
gegebenenfalls eine Begrenzung bzw. Erhöhung der 
Personenzahl festzulegen, um ausgehend von den spe-
zifischen räumlichen Gegebenheiten das Abstandsge-
bot und eine infektionsrechtlich unbedenkliche Durch-
führung der Bestattung gewährleisten zu können.

Da gerade die Teilnahme an einer Bestattung und da-
mit die Erweisung der letzten Ehre für den Verstorben 
für Personen außerhalb des engen Bezugskreises und 
auch die Bezeugung der Ehrerbietung für die Hinter-
bliebenen zur Trauerbewältigung von entscheidender 
Bedeutung sein kann und auch ein nicht mehr nachhol-
bares persönliches Bedürfnis der an einer Bestattung 
teilnehmenden Personen darstellt, soll darüber hinaus 
immer die Möglichkeit der Beantragung einer Ausnah-
megenehmigung für den spezifischen Einzelfall bei der 
Ortspolizeibehörde des Bestattungsortes eröffnet sein, 
welche unter Beachtung der infektionsrechtlichen Lage 
entsprechend entscheidet. Auch für die standesamtliche 
Trauung kann eine Ausnahmegenehmigung in gleicher 
Weise beantragt werden.

Absatz 6

Im Sinne der Beachtung des Grundrechts auf Religions-
ausübung erfolgt die Regelung, nach der Gottesdienste 
und gemeinsame Gebete in Kirchen, Moscheen, Syn-
agogen und in Häusern anderer Glaubens- oder Welt-
anschauungsgemeinschaften zulässig sind, wenn die 
aus Infektionsschutzgründen gebotene Begrenzung 
der Teilnehmerzahl nach Maßgabe des Mindestab-
standes nach § 1 Absatz 1 Satz 3 sowie die besonderen 
Schutz- und Hygieneregelungen gewährleistet sind. 
Die Religionsgemeinschaften und religiösen Verbän-
de haben sich dazu gemeinsam mit den Ländern und 
dem Bund auf entsprechende Maßnahmen für Gesund-
heits- und Infektionsschutz bei der Durchführung von 
Gottesdiensten und religiösen Handlungen während 
der Corona- Pandemie verständigt. Der Mindestabstand 
sowie weitere Schutz- und Hygieneregelungen müssen 
eingehalten werden. Der Gemeindegesang ist zulässig. 
Der Chorgesang und die Begleitung durch Instrumen-
tengruppen ist unter Einhaltung der Hygieneregeln, 
insbesondere des Mindestabstands, zulässig. Die Be-
tretungsbeschränkungen des § 4 dieser Verordnung fin-
den daneben hingegen keine zusätzliche Anwendung.

Gottesdienste und gemeinsame Gebete sind unter frei-
em Himmel, in Kirchen, Moscheen, Synagogen sowie 
in sonstigen Räumlichkeiten, die zur Grundrechts-
ausübung gemäß Artikel 4 des Grundgesetzes genutzt 
werden, zulässig, wenn die aus Infektionsschutzgrün-
den gebotene Begrenzung der Teilnehmerzahl, die Ab-
standsregeln sowie die besonderen Schutz- und Hygie-
neregelungen gewährleistet sind. Veranstaltungen und 
Unterricht zur Vorbereitung auf besondere Anlässe, die 
im Zusammenhang mit der Grundrechtsausübung nach 
Artikel 4 GG stehen, sind auch in Präsenzform zulässig.

Gottesdienste und sonstige religiöse Veranstaltungen 
sind nach Maßgabe des § 3 Absatz 1 Satz 2 Nr.4 von 
der Pflicht zur Sicherstellung der Möglichkeit einer 
Kontaktnachverfolgung ausgenommen.

Absatz 7

Das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit ist in unse-
rer Demokratie ein hohes Gut und steht unter beson-
derem Schutz des Grundgesetzes. Zum Ausgleich des 
Spannungsverhältnisses zwischen Infektionsschutz, 
hergeleitet aus dem Grundrecht auf Leben und Gesund-
heit gemäß Art. 2 Abs. 2 des Grundgesetzes, und der 
Versammlungsfreiheit nach Art. 8 des Grundgesetzes 
bedarf es differenzierter Regelungen, um im Rahmen 
einer verhältnismäßigen Abwägung nach den Grund-
sätzen praktischer Konkordanz zu einem sachgerech-
ten Ausgleich zwischen beiden Verfassungsgütern zu 
gelangen.

Das Bundesverfassungsgericht (Ablehnung einstweili-
ge Anordnung vom 07. April 2020 – 1 BvR 755/20; Ab-
lehnung einstweilige Anordnung vom 09. April 2020 – 
1 BvQ 29/20) sowie zahlreiche Fachgerichte (vgl. 
beispielsweise Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, 
Beschluss vom 09. April 2020 – 20 NE 20.688, Juris-
Rn. 52; Thüringer Oberverwaltungsgericht, Beschluss 
vom 09. April 2020 – 3 EN 238/20, Juris-Rn. 68 f.) ha-
ben in ihren Entscheidungen betont, dass die diversen 
Grundrechtseinschränkungen durch die Maßnahmen 
zur Eindämmung der Pandemie vor dem Hintergrund 
der Befristung der Maßnahmen gerechtfertigt sind, 
jedoch auch der fortlaufenden Evaluierung bedürfen. 
Das Bundesverfassungsgericht hat zudem die Bedeu-
tung des Grundrechts auf Versammlungsfreiheit bei der 
Anwendung der Regelungen zur Eindämmung der Pan-
demie betont (BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des 
Ersten Senats vom 15. April 2020 – 1 BvR 828/20 –, 
Juris-Rn. 13 f.) Grundrechtseinschränkungen müssen 
einer stetigen Prüfung und Neubewertung unterzogen 
werden. Dem soll mit der vorliegenden Regelung Rech-
nung getragen werden. Entsprechende Versammlungen 
sollten dabei im Saarland bei Beachtung bestehender 
Infektionsrisiken unter engen Voraussetzungen zuläs-
sig sein: Versammlungen unter freiem Himmel müssen 
als Standkundgebung stattfinden, der Mindestabstand 
der Teilnehmer (eineinhalb Meter) muss sichergestellt 
sein und besondere infektionsschutzrechtliche Aufla-
gen sind zu beachten (z. B. Maskenpflicht, Befristung 
der Versammlungsdauer, Höchstteilnehmerzahl). In 
begründeten Einzelfällen können die Versammlungs-
behörden unter Beachtung des Infektionsschutzes Aus-
nahmen von der grundsätzlichen Verpflichtung, eine 
Standkundgebung abzuhalten, erteilen und Versamm-
lungen in Form eines Aufzugs zulassen.

Absatz 8

Für geimpfte Personen und genesene Personen gelten 
die Ausnahmen von der Beschränkung von Zusammen-
künften nach § 8 Absatz 1 und 2 in Verbindung mit § 2 
Nummer 2 und 4 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung. Ist die Zahl der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer für private Zusammenkünfte so-
wie für ähnliche soziale Kontakte beschränkt, bleiben 
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geimpfte und genesene Personen bei der Ermittlung der 
Zahl unberücksichtigt.

Zu § 7 (Betriebsuntersagungen und Schließungen 
von Einrichtungen)
Absatz 1
Der Betrieb eines Gaststättengewerbes nach dem Saar-
ländischen Gaststättengesetz, der Betrieb sonstiger 
Gastronomiebetriebe jeder Art und der Betrieb von 
Betriebskantinen und Mensen ist unter Einhaltung des 
Hygienerahmenkonzeptes für den Betrieb eines Gast-
stättengewerbes nach dem Saarländischen Gaststätten-
gesetz sowie den Betrieb sonstiger Gastronomiebetrie-
be jeder Art nach § 5 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 mit den 
Maßgaben zulässig, dass eine Bewirtung ausschließ-
lich an Tischen mit festem Sitzplatz, unter Beschrän-
kung auf Gruppen von bis zu zehn Personen pro Tisch, 
zulässig ist. Sofern die Bewirtung im Innenbereich er-
folgt müssen alle Gäste einen negativen SARS-CoV-
2-Test nach Maßgabe des § 5a vorlegen. Wer nur kurz 
und vorübergehend den Innenbereich betritt, beispiels-
weise zum Toilettengang, muss keinen Nachweis vor-
legen. Eine Bewirtung darf ausschließlich an Tischen 
mit festem Sitzplatz erfolgen, damit insbesondere der 
Alkoholausschrank in geordneten Bahnen verläuft und 
unkontrollierte Ansammlungen verhindert werden.
Die Abgabe und Lieferung von Speisen für den Verzehr 
nicht an Ort und Stelle nach Ziffer 2 ist zulässig. Die 
Regelung „nicht an Ort und Stelle“ soll Ansammlungen 
auf unmittelbar angrenzenden Straßen und Plätzen ver-
hindern, d. h. es soll im näheren Bereich der Gastrono-
mie nicht zu Menschenansammlungen kommen. Hier-
durch sollen gruppendynamische Prozesse vermieden 
werden, durch die sich die Wahrscheinlichkeit erhöht, 
dass man gegen die Regelungen dieser Verordnung ver-
stößt – so beispielsweise beim Konsum von Alkohol.
Der Betrieb von Betriebskantinen und Mensen im In-
nenbereich ist, wenn die Arbeitsabläufe im Betrieb 
eine Schließung nicht zulassen, insbesondere wenn der 
Verzehr mitnahmefähiger Speisen und Getränke an an-
derer Stelle nicht zumutbar ist, zulässig. Ein negativer 
SARS-CoV-2-Test nach Maßgabe des § 5a muss nicht 
vorgelegt werden; auch die weiteren Voraussetzungen 
der Ziffer 1 müssen hier nicht erfüllt sein.
Der Betrieb von Rastanlagen an Bundesautobahnen 
und gastronomische Betriebe an Autohöfen ist zuläs-
sig. Hierdurch soll insbesondere der Güter- und Waren-
verkehr gesichert werden, in dem die Fernfahrerinnen 
und Fernfahrer sich unterwegs versorgen können; dies 
gilt auch für weitere Berufsgruppen, wie z. B. Außen-
dienstler.
Absatz 2
Die Erbringung sexueller Dienstleistungen im Sinne 
des § 2 Absatzes 1 des Prostituiertenschutzgesetzes und 
in Prostitutionsstätten ist untersagt. Die hohen Zahlen 
neu gemeldeter Infektionen und vor allem der langsam, 
aber deutlich ansteigende Anteil positiver Testergeb-
nisse weisen darauf hin, dass die Epidemie in der Be-
völkerung eine weite Ausbreitung gefunden hat. Dies 

bedeutet, dass auch der Anteil der asymptomatisch er-
krankten Personen kontinuierlich steigt. Gerade asym-
ptomatisch erkrankte Menschen können dadurch un-
wissend zu einer Verbreitung des SARS-CoV-2 Virus 
beitragen. Aufgrund des enorm steigenden Infektions-
geschehens müssen daher Kontakte daher auf ein Mini-
mum reduziert werden. Im Rahmen der Ausübung der 
Prostitution besteht aufgrund des engen Kontaktes zwi-
schen Personen unweigerlich ein erhöhtes Infektions-
risiko. In den genannten Betrieben oder Einrichtungen 
besteht darüberhinausgehend auch deshalb eine erhöh-
te Ansteckungsgefahr, weil dort eine größere Anzahl 
von Menschen regelmäßig in geschlossenen Räumen 
zusammenkommt und die Betriebskonzepte auf solche 
Zusammenkünfte angelegt sind.
Absatz 3
Die Erbringung körpernaher Dienstleistungen, bei de-
nen nicht dauerhaft eine Mund-Nasen-Bedeckung ge-
tragen werden kann, ist nur dann gestattet, wenn die 
Kundinnen und Kunden einen negativen SARS-CoV-2 - 
Test nach Maßgabe des § 5a vorlegen können. Hierzu 
gehören beispielsweise Bartrasuren oder gesichtskos-
metische Behandlungen. Satz 1 gilt nicht im Gesund-
heitsbereich bei der Erbringung medizinischer oder 
therapeutischer Leistungen, so beispielsweise bei logo-
pädischen oder ergotherapeutischen Leistungen.
Im Rahmen der zugelassenen Dienstleistungen müssen 
sowohl das Personals als auch die Kundinnen und Kun-
den medizinische Masken tragen.
Absatz 4
Freizeit- und Amateursportbetrieb und der Betrieb von 
Tanzschulen ist in Form von kontaktfreiem Sport im 
Außenbereich, auch auf Außensportanlagen, zulässig. 
Abweichend hiervon ist kontaktfreier Sport im Innen-
bereich sowie Kontaktsport im Außenbereich und im 
Innenbereich zulässig, sofern alle Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer einen negativen SARS-CoV-2-Test 
nach Maßgabe des § 5a vorlegen können. Die Mitglie-
der eines Haushaltes sind von der Testpflicht befreit, 
wenn sie nicht über den eigenen Haushalt hinaus die 
Innensportanlage nutzen oder den Kontaktsport auf der 
Außenanlage ausüben. Bei größeren Anlagen können 
auch Gruppen haushaltsfremder Personen die Außen-
anlagen zeitgleich nutzen, allerdings muss ein deutli-
cher großer Abstand zwischen den Gruppen bestehen. 
Die oben genannten Regelungen gelten sowohl für den 
Trainings- als auch für den Wettkampfbetrieb.
Minderjährige sind von der Testpflicht befreit.
Rehasport zählt als medizinisch notwendige sportliche 
Betätigungen nicht zur Ausübung von Sport im Sinne 
dieser Verordnung, da bei solch einer Betätigung der 
medizinische Charakter den sportiven Aspekt über-
wiegt. Als ärztlich verordnete Maßnahme für eine 
einzelne Person ist Rehasport grundsätzlich unter An-
leitung einer entsprechend ausgebildeten Person zu-
lässig. Eine entsprechend ausgebildete Person sind 
Heilmittelerbringer und Ausübende der Gesundheits-
fachberufe wie z. B. Physiotherapeuten und zertifizier-
te Rehasport-Trainer. Sofern die Leistung dieser Perso-
nen in einem Fitnessstudio erbracht wird, ist sie auch 
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dort zulässig, wenn dabei die hygiene- und infektions-
schutzrechtlichen Anforderungen beachtet werden, ins-
besondere der Mindestabstand von 1,5 Meter wo im-
mer möglich eingehalten und der körperliche Kontakt 
zwischen Therapeut und Patient auf das absolut nötige 
Minimum beschränkt wird. Der Reha-Sport kann nur 
zwischen Therapeut und Patient stattfinden. Weitere 
Patienten, insbesondere Reha-Sport-Gruppen, sind nur 
bei Vorlage eines negativen SARS-CoV-2-Tests pro 
Person zulässig.
Zum kontaktlosen Sport gehören klassischerweise In-
dividualsportarten wie zum Beispiel Laufen, Leicht-
athletik, Radfahren, Tennis, Golfen, Reiten und Hun-
desport, aber auch u. a. Mannschaftssportarten, wenn 
diese in einer kontaktlosen Trainingsform angeboten 
werden. Eine Ausnahme hiervon besteht für Personen 
des familiären Bezugskreises. Generell ist darauf zu 
achten, dass die Hygiene- und Desinfektionsmaßnah-
men eingehalten werden, vor allem bei der gemeinsa-
men Nutzung von Sport- und Trainingsgeräten wie bei-
spielsweise in der Leichtathletik.
Bei der Durchführung des Freizeit- und Amateursport-
betriebs soll, wenn immer möglich, der Mindestab-
stand eingehalten werden. Eine Ausnahme bildet der 
familiäre Bezugskreis. Zuschauer sind nach Maßgabe 
der § 6 Absätze 2 und 3 erlaubt. Begleitpersonen von 
Minderjährigen stehen Zuschauern gleich und sind da-
her im Innen- als auch im Außenbereich erlaubt, auch 
Sie müssen einen negativen Test nach § 5a VO_CP vor-
halten können.
Absatz 4a
Unter den Berufssport fallen und gleichzusetzen sind 
alle Kaderathletinnen und Kaderathleten (OK, PK, 
NK 1, NK 2, Landeskader und paralympischer Ka-
der) sowie die 1. bis 3. Ligen in allen olympischen und 
nicht-olympischen Sportarten, die vierte Liga im Män-
nerfußball sowie alle nationalen und internationalen 
Sportveranstaltungen, an denen professionelle Sportle-
rinnen und Sportlern teilnehmen.
Der Wettkampf- und Trainingsbetrieb des Berufssports 
und von Sportlerinnen und Sportlern des Olympia-
kaders, des Perspektiv-Kaders, der Nachwuchskader, 
des paralympischen Kaders und des Landeskaders ist 
uneingeschränkt ohne Testerfordernis zulässig. Die 
Nutzung muss in allen Fällen aus infektionsschutz-
rechtlicher Sicht vertretbar sein. Zuschauer sind nach 
Maßgabe der § 6 Absätze 2 und 3 erlaubt. Begleitperso-
nen von Minderjährigen stehen Zuschauern gleich und 
sind daher im Innen- als auch im Außenbereich erlaubt, 
auch Sie müssen einen negativen Test nach § 5a VO-
CP vorhalten können.
Absatz 5
Institutionen und Einrichtungen, soweit sie Freizeitge-
staltung dienen, sind aufgrund des Infektionsgeschehens 
untersagt, da sich in diesen Betrieben ein besonderes 
Infektionsrisiko verwirklicht. Hierzu gehören, Freizeit-
parks und Anbieter von Freizeitaktivitäten im Innen-
bereich, Clubs und Diskotheken, Wettvermittlungsstel-
len, Fitnessstudios und ähnliche Einrichtungen. Diese 
Maßnahmen sind dazu geeignet, die Kontakte auf ein 

Minimum zu reduzieren. Der Verordnungsgeber legt an 
dieser Stelle bewusst den Fokus auf das Merkmal der 
Freizeitgestaltung. Denn eine Vielzahl von Aktivitäten, 
die eine Zusammenkunft von Personen befördern und 
nicht zwingend notwendig sind, sollten aufgrund des 
enormen Infektionsgeschehens reduziert bzw. vermie-
den werden. Die Frequenzreduzierung ist ein wesentli-
ches Instrument, um das sehr diffuse Infektionsgesche-
hen des SARS-CoV-2 Virus wieder unter Kontrolle zu 
bekommen.
Ziel der Maßnahmen ist es, den derzeit zu verzeich-
nenden exponentiellen Anstieg Infektionsgeschehens 
auf eine wieder nachverfolgbare Größe zu senken, 
um so eine Überforderung des Gesundheitssystems 
zu vermeiden. Insbesondere auch die Schließung von 
Fitnessstudios ist zur Erreichung dieses Ziels geeig-
net, denn sie trägt zu der Kontaktreduzierung im Frei-
zeitbereich bei. Bei der von gesteigerten körperlichen 
Anstrengung geprägten Art der sportlichen Betätigung 
in geschlossenen Räumen ist regelmäßig der verstärk-
te und weiterreichende Ausstoß von möglicherweise 
infektiösen Aerosolen konkret zu befürchten. Die be-
stehenden Hygienekonzepte ändern nichts daran, dass 
in Fitnessstudios typischerweise eine größere Anzahl 
wechselnder Personen in geschlossenen Räumen zu-
sammenkommen. Auch für sonstige Institutionen und 
Einrichtungen, die der Freizeitgestaltung dienen, er-
geben sich mildere, gleichermaßen geeignete Mittel 
zur Eindämmung des Infektionsgeschehens nicht aus 
bloßen Beschränkungen deren Betriebs, etwa auf der 
Grundlage von Hygienekonzepten und deren behörd-
licher Durchsetzung. Es ist angesichts der derzeitigen 
Infektionsdynamik nicht davon auszugehen, dass diese 
Konzepte infektionsschutzrechtlich eine vergleichbare 
Effektivität aufweisen wie Betriebsschließungen. Dies 
gilt umso mehr, als gerade im Bereich der Freizeit-
gestaltung Abstands- und Hygieneregeln nur schwer 
einzuhalten und durchzusetzen sind. Unabhängig von 
der konkreten Ausgestaltung des Betriebs ist zudem 
zu berücksichtigen, dass auch die Öffnung von Sport- 
und Freizeiteinrichtungen für den Publikumsverkehr 
zwangsläufig zu weiteren Sozialkontakten führe, in-
dem Menschen sich, um zu den entsprechenden Ein-
richtungen zu gelangen, in der Öffentlichkeit bewegen 
und dort etwa in öffentlichen Verkehrsmitteln aufein-
anderträfen.
Spielplätze sind unter Beachtung des § 6 Absatz 1 
Satz 1 hiervon ausgenommen sowie Zoos, Wildparks 
und Bibliotheken.
Freizeitparks und Anbieter von Freizeitaktivitäten im 
Außenbereich sind von Satz 1 ausgenommen. Aller-
dings gilt dies nur unter der Bedingung der Vorlage 
eines negativen SARS-CoV-2-Tests nach Maßgabe des 
§ 5a.
Auch ausgenommen von Satz 1 sind Museen, Galerien 
und Gedenkstätten. 
Die Betriebsuntersagung für den Bereich des Freizeit-
verhaltens schließt eine Kooperation von kulturellen 
Einrichtungen mit Schulen und Kindergärten nach den 
dafür geltenden besonderen Hygieneschutzmaßnah-
men nicht aus.
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Der professionelle Probe- und Übungsbetrieb ist zu-
lässig.
Theater, Konzert- und Opernhäuser sowie Kinos kön-
nen unter der Bedingung der Vorlage eines negativen 
SARS-CoV-2-Tests für Besucherinnen und Besucher 
nach Maßgabe von § 5a wieder öffnen. Abweichend 
von § 6 gelten für Opernhäuser, Kinos usw. übergangs-
weise nur die Regelungen zur Betretungsbeschränkung 
nach § 4, d. h. hier sind übergangsweise mehr Personen 
pro Veranstaltung erlaubt, als § 6 dies vorsieht.
Auch ausgenommen von Satz 1 sind gemäß dem Be-
schluss des Verfassungsgerichtshofes des Saarlandes 
vom 1. März 2021 Wettannahmestellen privater An-
bieter. Die Räumlichkeiten dürfen nur zur Abwicklung 
des Wettgeschäfts betreten werden, wenn der Nachweis 
eines negativen SARS-CoV-2-Tests nach Maßgabe des 
§ 5a geführt wird. Eine erneute Bedienung einer Kun-
din oder eines Kunden darf frühestens zwei Stunden 
nach bereits erfolgter Bedienung stattfinden.
Abweichend von Satz 1 sind von der Schließung für 
kontaktfreien Sport Fitnessstudios und vergleichbare 
Sporteinrichtungen im Außenbereich ausgenommen, 
sofern die notwendigen Hygienemaßnahmen nach § 5 
eingehalten und Kontakte zwischen Kunden vermie-
den werden. Abweichend von Satz 1 können kontakt-
freie Trainings im Innenbereich von Sportstätten wie 
Fitnessstudios oder vergleichbaren Sporteinrichtungen 
unter Beachtung der Hygienemaßnahmen nach § 5 
durchgeführt werden, wenn der Nachweis eines nega-
tiven SARS-CoV-2-Test nach Maßgabe des § 5a vom 
gleichen Tag geführt wird,
Bei den Einzelterminen sind die notwendigen Hygiene-
maßnahmen einzuhalten und Kundenbegegnungen zu 
vermeiden. Rehasport-Leistungen sind unter den Vor-
aussetzungen des Absatz 5 zulässig.
Geeignete, kontaktfreie Angebote zur kulturellen Betä-
tigung im Innen- und Außenbereich durch darauf ausge-
richtete Einrichtungen, insbesondere auch Chorproben 
und die Nutzung von Blasinstrumenten im Probebetrieb 
mit ausreichendem Abstand – nicht aber Gesangs- oder 
Musikveranstaltungen -  sind zulässig. Die Gefahr von 
Infektionen ist durch die kontaktfreie Durchführung im 
Außenbereich minimiert. Bei Angeboten im Innenbe-
reich ist bei den Teilnehmenden der Nachweis über das 
Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-
2-Virus erforderlich. Von der Testpflicht ausgenommen 
sind Minderjährige. Derartige Angebote sind ebenso 
wie die Sportangebote u.a. auch für das Kindeswohl 
von großer Relevanz. Durch die Regelung wird zum 
einen die Durchführung bereits etablierte Freiluftange-
bote beispielsweise im Deutsch-Französischen Garten, 
im Rahmen des „Urwald vor den Toren der Stadt“, oder 
Ähnliches in einem kleinen Rahmen wieder möglich, 
zum anderen aber auch die – teilweise schon im letzten 
Jahr erprobte – Umstellung von bisher im Innenbereich 
bestehenden Angeboten auf einen geeigneten Rahmen 
im Außenbereich. Durch den entsprechenden Verweis 
in § 10 der Verordnung zum Schulbetrieb und zum Be-
trieb sonstiger Bildungseinrichtungen sowie zum Be-
trieb von Kindertageseinrichtungen während der Coro-

na-Pandemie sind geeignete Angebote auch durch die 
dort genannten künstlerischen Schulen ausdrücklich 
zulässig.

Strandbäder, Freibäder, Schwimm- und Spaßbäder, 
d. h. auch Hallenbäder, dürfen unter Maßgabe der 
entsprechenden Hygienerahmenkonzepte öffnen. Be-
sucherinnen und Besuchern ist nur Einlass zu gewäh-
ren unter der Bedingung der Vorlage eines negativen 
SARS-CoV-2-Tests nach Maßgabe des § 5a; hierbei ist 
auch § 5b zu beachten.

Thermen und Saunen, dürfen unter der Maßgabe, dass 
die Höchstzahl der Personen, die sich in der Einrich-
tung aufhält, auf die Hälfte der sonst dort zugelasse-
nen Besucherhöchstzahl beschränkt ist und unter der 
Bedingung der Vorlage eines negativen SARS-CoV-
2-Test nach Maßgabe des § 5a öffnen. Der Betreiber 
hat sicherzustellen, dass in den einzelnen Räumen der 
Mindestabstand eingehalten wird. Thermen und Sau-
nen in diesem Sinne sind reine Saunen- und Thermen-
betriebe.

In Saunen die zu Fitnessstudios oder Hotel gehören 
muss nur der Mindestabstand eingehalten werden.

Spielhallen und Spielbanken sind von der Schließung 
ausgenommen, wenn die Besucherinnen und Besucher 
einen negativen SARS-CoV-2-Test nach Maßgabe des 
§ 5a vorlegen.

Absatz 6

Übernachtungsangebote sowie hoteltypische gastro-
nomische Angebote zu privaten touristischen Zwecken 
sind unter Einhaltung des Hygienerahmenkonzeptes 
für den Betrieb von Hotels, Beherbergungsbetrieben 
und Campingplätzen sowie die Zurverfügungstellung 
jeglicher Unterkünfte nach § 5 Absatz 3 Satz 3 Num-
mer 2 mit den Maßgaben zulässig, dass die Gäste bei 
Anreise den Nachweis eines negativen SARS-CoV-2-
Tests nach § 5a führen. Bei mehrtägigen Aufenthalten 
ist der Testnachweis alle 48 Stunden erneut zu führen.

Werden ausschließlich Gäste beherbergt, die beruflich 
veranlasst oder aus unabweisbaren persönlichen Grün-
den anreisen, gelten die Maßgaben nach Satz 1 Ziffer 1 
und 2 nicht; hier ist der hoteltypische Betrieb zulässig. 
Sofern jedoch auch touristische Reisende beherbergt 
werden, gelten die Maßgaben für alle beherbergten 
Gäste.

Die Durchführung von touristischen Reisebusreisen, 
Schiffsreisen oder ähnlichen Angeboten ist unter der 
Bedingung der Vorlage eines negativen SARS-CoV-2-
Tests nach Maßgabe des § 5a der Teilnehmenden und 
der Einhaltung des Hygienerahmenkonzeptes gestat-
tet. Bei mehrtägigen Reisen oder Angeboten haben die 
Teilnehmenden alle 48 Stunden den Nachweis eines 
negativen SARS-CoV-2-Tests nach § 5a zu führen.

Sogenannte Dauercamper sind von der Regelung nicht 
betroffen, insbesondere, wenn sie einen Zweitwohnsitz 
angemeldet haben; sie wohnen weitestgehend stationär, 
so dass eine Nachverfolgbarkeit gewährleistet werden 
kann.
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Absatz 7
Betreibern von Verkaufsstellen im Sinne des Saarlän-
dischen Ladenöffnungsgesetzes wird der Verkauf und 
die Abgabe und Gastronomiebetrieben die Abgabe und 
Lieferung von alkoholhaltigen Getränken in der Zeit 
von 1.00 Uhr bis 6.00 Uhr untersagt. Hierdurch soll 
vermieden werden, dass – unter der enthemmenden 
Wirkung des Konsums alkoholhaltiger Getränke – 
größere Gruppen gegebenenfalls auch spontan zu-
sammenfinden, gemeinsam Alkohol konsumieren und 
dadurch das Risiko einer Infektion mit dem SARS-
CoV-2 Virus erhöht wird. Denn es steht zu befürchten, 
dass durch den Kauf und den damit verbundenen Kon-
sum von Alkohol zu späterer Stunde eine Zusammen-
kunft einer größeren Personenzahl insbesondere im 
öffentliche Raum wie bspw. in Parks befördert wird 
und sich damit das Ansteckungsrisiko mit dem SARS-
CoV-2 Virus erhöht.
Absatz 8
Die Ortspolizeibehörden werden ermächtigt, auf be-
lebten Plätzen und Straßen den Verzehr von alkoholi-
schen Getränken zu untersagen. Das Ziel ist es, größere 
Menschenansammlungen zu vermeiden und damit das 
Infektionsrisiko zu senken und um die Krankenhäuser 
zu entlasten. Der Mindestabstand und weitere Rege-
lungen könnten in dieser berauschten Situation höchst-
wahrscheinlich nicht immer eingehalten und befolgt 
werden, so dass das Infektionsrisiko deutlich ansteigen 
würde.
Absatz 9
Die zuständige Ortspolizeibehörde kann in atypischen 
Einzelfällen auf Antrag Ausnahmegenehmigungen er-
teilen, soweit dies aus Sicht des Infektionsschutzes un-
bedenklich ist und der Zweck dieser Verordnung ge-
wahrt wird. Die Ausnahmegenehmigung kann zeitlich 
befristet werden. Insbesondere können im Einzelfall 
karitative Einrichtungen unter Einhaltung der Hygie-
neregelungen zugelassen werden, wenn diese zur Ver-
sorgung von Menschen notwendig sind.

Zu § 8 (Einrichtungen für Menschen mit 
Behinderungen)
Den Menschen mit Behinderungen soll es ermöglicht 
werden, Einrichtungen wie die Werkstatt für Menschen 
mit Behinderung, Tagesförderstätten oder Tageszentren 
zu besuchen.
Um die Gefährdung von Menschen mit Behinderung 
gering zu halten müssen für jede Einrichtung Infekti-
onsschutz-, Hygiene- und Reinigungskonzepte vorge-
halten werden. Sollte ein Fahrdienst angeboten werden, 
ist das Konzept hierauf auszuweiten. Das vom Minis-
terium für Soziales, Gesundheit und Familie erstellte 
„Handlungskonzept des Saarlandes zum Infektions-
schutz und zum gleichzeitigen Schutz vulnerabler Grup-
pen im Bereich der Eingliederungshilfe im Rahmen der 
Corona-Pandemiemaßnahmen“ ist zu beachten. Im Üb-
rigen gelten die Empfehlungen der Bundesregierung 
zum Arbeitsschutz in Zeiten der Corona-Pandemie 
„Arbeitsschutzstandard SARS-CoV-2“ sowie die Maß-

gaben der “SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung – 
(Corona-ArbSchV)“ in der jeweils gültigen Fassung. 
Die Maßgaben zur Kontaktnachverfolgung im Saarlän-
dischen COVID-19-Maßnahmengesetz vom 22. Januar 
2021 (Amtsbl. I S. 220) und zum Mindestabstand sind 
zu beachten. Im Übrigen wird auf die Regelungen für 
den Bereich der Eingliederungshilfe in § 9 verwiesen.

Zu § 8a (Einrichtungen der Sozial- und Jugendhilfe 
sowie vergleichbare soziale Einrichtungen und 
Angebote)
Absatz 1
Einrichtungen der Sozial- und Jugendhilfe sowie 
vergleichbare Einrichtungen und Angebote sind ins-
besondere Einrichtungen der Gemeinwesenarbeit, 
Jugendzentren, Kinderhäuser, Beratungs- und Unter-
stützungsangebote und Selbsthilfegruppen sowie Frü-
he Hilfen. Es muss jeweils ein Hygieneplan vorliegen 
und umgesetzt sowie ein sozialpädagogisches Setting 
angeboten werden. Die für die Umsetzung dieser Ver-
ordnung zuständigen Behörden sind hierüber zu infor-
mieren. In diesen Einrichtungen findet eine wesentli-
che (Sozial-)Beratungs- und Unterstützungsleistung 
für Menschen in Notlagen oder zum präventiven Kin-
derschutz statt, die weiterhin – insbesondere in der der-
zeitigen Lage – erforderlich ist. § 8 Satz 1 bis 4 gilt 
entsprechend den spezifischen Anforderungen der So-
zial- und Jugendhilfe.
Absatz 2
Die Durchführung von Maßnahmen nach § 11 SGB 
VIII eintägig oder mehrtägig auch mit Übernachtun-
gen für Kinder und Jugendliche nach § 1 Abs. 5 Nr. 7 
des Kinder- und Jugendförderungsgesetzes ist in fes-
ten Gruppen mit bis zu 30 Personen zuzüglich des 
Betreuungspersonals erlaubt. Dabei müssen die Hy-
gienemaßnahmen nach den Empfehlungen des Robert 
Koch-Instituts sowie in Anlehnung an die Verordnung 
zu Hygienerahmenkonzepten auf der Grundlage dieser 
Verordnung eingehalten werden. Im Übrigen gelten die 
Regelungen für Beherbergungsbetriebe entsprechend. 
Die Teilnehmenden müssen bei Anreise den Nachweis 
eines negativen SARS-CoV-2-Tests nach § 5a führen. 
Bei mehrtägigen Aufenthalten ist der Testnachweis alle 
48 Stunden erneut zu führen. Sollten mehrere Gruppen 
die Übernachtungseinrichtung nutzen wollen, ist dies 
nur gestattet, wenn die Einrichtung (Zeltplatz oder bau-
lich fester Beherbergungsbetrieb) so groß ist, dass die 
Gruppen hierbei keinen Kontakt zueinander haben und 
sich der Kontakt zu den Mitgliedern der eigenen Grup-
pe, inklusive Betreuungspersonal, beschränken lässt.

Zu § 9 (Einrichtungen zur Pflege, Vorsorge- und 
Rehabilitationseinrichtungen, Krankenhäuser und 
weiterer Leistungsbereiche)
Absätze 1 bis 3
Menschen, die in Einrichtungen der teilstationären 
Tages- und Nachtpflege untergebracht sind oder Be-
treuungsgruppen besuchen, benötigen den besonderen 
Schutz, da sie oftmals an chronischen Erkrankungen 
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leiden und altersbedingt zu den Risikogruppen gehören. 
Gleiches gilt für Patienten und Mitarbeiter in Kranken-
häusern, Vorsorge- und Reha-Einrichtungen. Kranken-
häuser, Vorsorge- und Reha-Einrichtungen müssen für 
ihren Betrieb weitere Maßnahmen zur Gewährleistung 
des Schutzes ihrer Patienten und Mitarbeiter treffen.

Andererseits ist das Bedürfnis der Bewohner und Pati-
entinnen und Patienten nach direktem Kontakt zu ihren 
Angehörigen zu berücksichtigen. Daher sollen Besuche 
nunmehr wieder zulässig sein. In den Einrichtungen zur 
Pflege allerdings im Rahmen von Besuchskonzepten. 
Hierbei wird das Ministerium für Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie ermächtigt, Richtlinien zu er-
lassen, die mindestens Vorgaben zur Anzahl und Dauer 
der Besuche sowie Schutzmaßnahmen enthalten. Das 
Besuchskonzept muss mindestens einen täglichen Be-
such von zwei Besucherinnen oder Besuchern aus zwei 
Hausständen ermöglichen. Weitergehende Bestimmun-
gen zum Schutz der Bewohner sind möglich. Weiter-
hin müssen die Richtlinien das aktuelle Infektionsge-
schehen berücksichtigen. Dies ermöglicht eine flexible 
Anpassung an Veränderungen im Infektionsgeschehen, 
insbesondere bei lokalen Ereignissen.

Das Betreten von Einrichtungen der teilstationären Ta-
ges- und Nachtpflege ist zulässig, sofern der Träger der 
teilstationären Einrichtungen der Tages- und Nacht-
pflege ein Infektionsschutz-, Hygiene- und Reinigungs-
konzept vorhält, das auch die Fahrdienste umfasst und 
sich an den Empfehlungen der Bundesregierung zum 
Arbeitsschutz in Zeiten der Corona-Pandemie „Ar-
beitsschutzstandard SARS-CoV-2“ in der aktuell gül-
tigen Fassung orientiert. Für die Einhaltung und Fort-
schreibung des Konzepts ist der Träger verantwortlich. 
Weiter findet § 5b auf Besucherinnen und Besucher der 
Einrichtungen Anwendung.

Aufgrund der sinkenden Coronazahlen und höherer 
Durchimpfung in der Bevölkerung wird in den Kran-
kenhäusern und Rehabilitationseinrichtungen ein 
grundsätzliches Besuchsrecht für Besucher von Pa-
tientinnen und Patienten eingeführt. In den Kranken-
häusern und Rehabilitationseinrichtungen wird das Be-
suchsrecht so ausgestaltet, dass einer Person einmal am 
Tag und eine Stunde ein Besuch der Patientinnen und 
Patienten ermöglicht wird. Dieses kann nur bei einem 
akuten Ausbruchsgeschehen in der Einrichtung oder ei-
ner saarlandweiten Sieben-Tage-Inzidenz über 50 ein-
geschränkt werden. Voraussetzung für den Besuch ist 
unter anderem ein aktueller Antigentest. Als Nachweis 
gelten sowohl ein ärztliches Zeugnis oder ein elektroni-
sches oder in Papierform vorgelegtes Testergebnis. Der 
Nachweis kann in Papierform entsprechend des Mus-
ters des Saarlandes oder in elektronischer Form unter 
Angabe personenrelevanter Daten im Bereich Impfung 
erbracht werden,

Die Krankenhäuser und Rehabilitationseinrichtungen 
haben ein schriftliches Testkonzept zu erstellen und 
fortlaufend zu aktualisieren. Dabei haben sie die Vor-
gaben der jeweils gültigen Nationalen Teststrategie 
SARS-CoV-2 und die Vorgaben der saarländischen 
Teststrategie sowie die jeweils aktuellen Hinweise des 

RKI zur Testung von Patienten auf Infektionen mit dem 
neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 zu beachten.
Für vollständig geimpfte und genesene Besucher und 
Mitarbeitenden gilt der § 5b der Verordnung, Dies be-
deutet, diese Personen benötigen keinen Antigentest. 
Die Definition für vollständig Geimpfte und Genesene 
findet sich in § 2 Ziffer 2 bis 5 der COVID-19-Schutz-
maßnahmen-Ausnahmenverordnung – SchAusnahmV 
desBMG vom 08.05.2021.
Betriebskantinen können unter Einhaltung der Vor-
gaben nach § 5 für Beschäftigte der Krankenhäuser, 
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen. geöff-
net werden, wenn die Arbeitsabläufe im Betrieb eine 
Schließung nicht zulassen, insbesondere wenn der Ver-
zehr mitnahmefähiger Speisen und Getränke an ande-
rer Stelle nicht zumutbar ist, was in solchen Einrich-
tungen regelmäßig anzunehmen ist. Eine gemeinsame 
Mittagspause in einem engen Stationszimmer oder 
ähnliches sollte unter infektionsschutzrechtlicher Be-
trachtung vermieden werden.
Absatz 4:
Von den Betretungsverboten der Absätze 1 bis 3 sind 
Betretungen zum Zweck der Rechtspflege und der so-
zialleistungsrechtlichen Bedarfsermittlung durch So-
zialleistungsträger ausgenommen.
Absatz 5
In Einrichtungen nach § 1a des Saarländischen  Wohn-, 
Betreuungs- und Pflegequalitätsgesetzes vom 6. Mai 
2009 (Amtsbl. S. 906), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 22. August 2018 (Amtsbl. I S. 674) 
sind alle Bewohnerinnen und Bewohner mittels PoC-
Antigen-Test zweimal wöchentlich auf das Vorliegen 
einer Erkrankung mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
zu testen, mit Ausnahme bei Bewohnerinnen und Be-
wohnern, wenn gesundheitliche Einschränkungen dem 
entgegenstehen. Ebenfalls zweimal wöchentlich sind 
alle im Dienst befindlichen Beschäftigten einschließ-
lich aller Ehrenamtlichen und Leiharbeitnehmer in be-
sonderen Wohnformen für Menschen mit Behinderung 
gemäß dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch zu testen.
In Einrichtungen für volljährige Menschen mit Pflege- 
und Unterstützungsbedarf sind alle im Dienst befindli-
chen Beschäftigten einschließlich aller Ehrenamtlichen 
und Leiharbeiternehmer mindestens dreimal pro Wo-
che zu testen.
Von den Testpflichten nach Satz 1 und Satz 2 ist befreit, 
wer den Nachweis über das Nichtvorliegen einer Infek-
tion mit dem SARS-CoV-2-Virus führt, sofern die dem 
Nachweis zugrundeliegende Abstrichentnahme nicht 
länger als 24 Stunden zurückliegt.
Sofern die Bewohnerinnen und Bewohner selbst je-
weils im Sinne des § 5b dieser Verordnung einen voll-
ständigen Impfschutz aufweisen oder Genesene sind 
oder die Einrichtung eine mindestens 90-prozentige 
Quote immunisierter Bewohnerinnen und Bewohner 
im Sinne des § 5b Absatz 1 dieser Verordnung auf-
weist, besteht die Testverpflichtung nach Satz 1 für 
dies Personen nur noch einmal alle zwei Wochen. Ein 
vollständiger Verzicht auf die Testung ist für vulnerable 
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Personengruppen, insbesondere vor dem Hintergrund 
der Virusvarianten, noch nicht möglich, aber das Test-
intervall kann vergrößert werden.
Sofern die im Dienst befindlichen Beschäftigten ein-
schließlich aller Ehrenamtlichen und Leiharbeitnehmer 
selbst jeweils im Sinne des § 5b dieser Verordnung 
einen vollständigen Impfschutz aufweisen oder Gene-
sene sind, besteht die Testverpflichtung nach Satz 1 und 
Satz 2 nur einmal pro Woche. Ein vollständiger Ver-
zicht auf die Testung ist im Kontakt mit vulnerablen 
Personengruppen, insbesondere vor dem Hintergrund 
der Virusvarianten, noch nicht möglich, aber das Test-
intervall kann vergrößert werden.
Satz 3 und 4 gelten nicht in Einrichtungen, in den In-
fektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 aktuell 
vorliegen; hier muss strenger getestet werden.
Alle Besucherinnen und Besucher, die die in Satz 1 und 
Satz 2 genannten Einrichtungen ist der Zutritt nur ge-
gen Vorlage eines Nachweises über das Nichtvorliegen 
einer Infektion mit dem SARS-CoV2-Virus zu gestat-
ten. Als Nachweis gilt ein ärztliches Zeugnis oder ein 
Testergebnis nach Maßgabe des § 5a Absatz 1 über das 
Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-
2-Virus in schriftlicher oder elektronischer Form.
Im Falle der Testung innerhalb der Einrichtung ist den 
Mitarbeitern und den Besuchern das Ergebnis nach 
Maßgabe des § 5a zu bestätigen.
Personen, die zum Zwecke der Rechtspflege, der Seel-
sorge oder aus medizinischen oder therapeutischen 
Gründen an einem Tag mehrere Einrichtungen in ihrer 
jeweiligen Funktion besuchen, werden bei Betreten der 
ersten Einrichtung mittels PoC-Antigentest auf das Vor-
liegen einer Erkrankung mit dem Coronavirus SARS-
COV-2 getestet. Gleiches gilt für Fußpflegerinnen und 
Fußpfleger als auch für Friseurinnen und Friseure. Das 
Ergebnis ist der Person schriftlich zu bestätigen. Die 
schriftliche Bestätigung dient an diesem Tag zur Vorla-
ge bei Besuch weiterer Einrichtungen zur Vermeidung 
einer erneuten Testung am gleichen Tag.
Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Rettungs-
dienstes des Zweckverbands für Rettungsdienst und 
Feuerwehralarmierung Saar (ZRF), die die genannten 
Einrichtungen aufsuchen, wird in Abweichung der Vor-
gaben zur täglichen Testung, eine PoC-Testung der Mit-
arbeiter von dreimal wöchentlich vorgegeben, wenn sie 
in Vollschutz ihrer persönlichen Schutzausrichtung die 
Einrichtungen betreten. Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter haben einen entsprechenden Nachweis mit sich 
zu führen. Für die vollständig geimpften und genesenen 
Mitarbeiter/innen des ZRF ist es vertretbar sie von der 
Regeltestung auszunehmen. Ein erhöhtes Infektionsri-
siko wird aufgrund des Tragens einer FFP 2 Maske und 
von Schutzhandschuhen nicht gesehen.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Rettungs-
dienstes arbeiten bei der Erledigung ihrer Aufgaben auf 
der Grundlage eines dezidierten Hygienekonzeptes des 
ZRF. Dieses Hygienekonzept legt insbesondere fest in 
welchen Situationen die Rettungsdienstmitarbeiter 
in voller persönlicher Schutzausrüstung (PSA) Ihren 
Dienst zu verrichten haben. Dort wird auch geregelt, 

wie die Desinfektion des Rettungsmittels zu erfolgen 
hat. Auch eine genaue Vorgabe zur Handhabung von 
Antigen-Schnelltests hat der ZRF für seine Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter erstellt. Zudem sind mit täg-
lich steigender Impfquote der Rettungsdienstmitarbei-
ter diese grundsätzlich nicht vergleichbar mit einem 
Besucher in einer Einrichtung und stellen bei kurzem 
Kontakt zu nur einem einzelnen Bewohner eines Alten- 
und Pflegeheimes ein deutlich niedrigeres Infektions-
risiko dar, als die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Altenheime mit langem Kontakt zu einer Vielzahl von 
Bewohnerinnen und Bewohnern. Des Weiteren müssen 
die Rettungsdienstmitarbeiterinnen und -mitarbeiter in 
der jeweiligen Notsituation dringend in die jeweilige 
Einrichtung, so dass ein Abwarten auf einen Schnell-
test nicht immer möglich sein wird. Eine dreimal wö-
chentliche Testung gibt eine hohe Sicherheit, dass eine 
Infektion innerhalb der Inkubationszeit erkannt wird. 
Seitdem das Hygienekonzept des Rettungsdienstes in 
Kraft ist, gab es bei diesem noch keinen Ausbruch.

Beschäftigte im Bereich der Pflege, der Eingliederungs-
hilfe sowie der Kinder- und Jugendhilfe erhalten einen 
Anspruch auf Durchführung eines PCR-Tests in dem 
saarländischen Testzentrum nach Beendigung einer be-
hördlich angeordneten Absonderung oder Quarantäne.

Absatz 6

Die Regelung stellt einheitlich klar, dass Justiz- und 
Polizeibedienstete, die aus dienstlichen Gründen die 
in dieser Vorschrift benannten Einrichtungen betreten 
müssen, dann nicht vor Ort durch die Einrichtung auf 
das Nichtvorliegen einer SARS-CoV-2-Infektion ge-
testet werden müssen, wenn sie bereits innerhalb der 
letzten 24 Stunden auf Veranlassung des Dienstherrn 
negativ getestet wurden und dies durch den Dienstherrn 
bescheinigt ist. Wird in Ermangelung einer Bescheini-
gung vor Ort durch die Einrichtung getestet, wird das 
Ergebnis schriftlich durch die Einrichtung bescheinigt 
und kann in dem Fall, dass am selben Tag mehrere Ein-
richtungen aufgesucht werden, dort als Nachweis eines 
negativen Testergebnisses vorgelegt werden. Einer 
weiteren Testung bedarf es dann nicht. In jedem Fall ist 
in medizinischen Notfällen zur Abwendung einer Ge-
fahr für Leib und Leben der begleiteten Person (etwa 
Gefangene, in Gewahrsam genommene oder unterzu-
bringende Personen) zunächst auch ohne Testung der 
Zutritt zu gestatten.

Absatz 7

Alle Beschäftigten, einschließlich aller Ehrenamtlichen 
und Leiharbeitnehmer nach Absatz 5 Satz 1 und Satz 2 
müssen beim Kontakt mit den Bewohnerinnen und Be-
wohnern eine Maske mindestens des Standards FFP2 
tragen. Dies ist insbesondere dann erforderlich, wenn 
wie bei der direkten Pflege und ähnlichen Aktivitäten 
der Mindestabstand zu den Bewohnerinnen und Be-
wohnern nicht eingehalten werden kann. Eine Masken-
tragung ist nicht erforderlich, wenn die Personen nur 
einen beiläufigen Kontakt mit großem Abstand haben 
oder die Dauer des Kontakts, bei Einhaltung des Min-
destabstandes, nur kurzzeitig ist.
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Das Tragen hochwertiger FFP2-Masken beim Kontakt 
mit Bewohnerinnen und Bewohnern in Einrichtungen 
zur Pflege bietet ein probates Mittel zur Reduzierung 
von Ansteckungen. Masken jeder Kategorie mit einem 
Ausatemventil sind nicht zulässige Masken im Sinne 
dieser Verordnung, da sie Aerosol des Tragenden aus-
stoßen und damit ein Infektionsrisiko für das Gegenüber 
besteht, wenn dieser seine Maske nicht korrekt oder nur 
eine medizinische Maske der Norm EN 14683 trägt.
Allgemein gilt, dass nicht die reine Erfüllung der ent-
sprechenden Norm ausreichend ist; erforderlich ist, dass 
es sich tatsächlich um ein Medizinprodukt bzw. Persön-
liche Schutzausrüstung (PSA) mit Nachweis des dazu-
gehörigen EU-Konformitätsverfahrens handeln muss.
Bei FFP-Masken handelt es sich um partikelfilternde 
Halbmasken zum Fremd- und Eigenschutz. Wie auch 
medizinische Gesichtsmasken müssen FFP-Masken 
hohe Anforderungen von Gesetzen und technischen 
Normen einhalten. Dabei wird insbesondere die hohe 
Filterleistung des Maskenmaterials anhand der euro-
päischen Norm EN 149 getestet. Sie müssen in einem 
Konformitätsverfahren eine Baumusterprüfung nach 
der Verordnung über persönliche Schutzausrüstung 
durchlaufen. Bei FFP2-Masken handelt es sich um 
komplexe Produkte, die einen hohen Sicherheitsstan-
dard garantieren. Beispielsweise müssen FFP2-Masken 
mindestens 94 % der Testaerosole filtern. Sie bieten da-
her nachweislich einen deutlich wirksameren Schutz in 
Pandemiezeiten als einfache Alltagsmasken oder medi-
zinische Gesichtsmasken.

Zu § 10 (Staatliche Hochschulen)
Absatz 1 bis 3
Der Hochschulbetrieb der Universität des Saarlandes, 
der Hochschule für Technik und Wirtschaft des Saar-
landes, der Hochschule der Bildenden Künste Saar und 
der Hochschule für Musik Saar einschließlich des Stu-
dien-, Lehr- und Prüfungsbetriebs in Präsenzform ist 
unter der Maßgabe der Einhaltung von Hygienemaß-
nahmen nach den Empfehlungen des RKI und der Be-
rücksichtigung der aktuellen Pandemiepläne der jewei-
ligen Hochschule gestattet. 
Der Präsenzunterricht erfolgt unter Vorlage eines nega-
tiven SARS-CoV-2-Test nach Maßgabe des § 5a. 
Bei der Durchführung des Lehrbetriebs sind Online-
Angebote zu berücksichtigen. 
Nähere Bestimmungen zur Anpassung von Lehre, Stu-
dium und Prüfungen können von der für die jeweili-
ge Hochschule zuständigen Aufsichtsbehörde erlassen 
werden. Ausgenommen von der Untersagung des Prä-
senzunterrichts nach § 28b Absatz 3 Satz 3 des Infek-
tionsschutzgesetzes sind die von der zuständigen Be-
hörde festzulegenden praktischen Ausbildungsanteile 
an Hochschulen.
Absatz 4
Der Betrieb der privaten Hochschulen im Saarland 
wird dem Betrieb der staatlichen Hochschulen durch 
Verweis auf Absatz 1 gleichgestellt.

Absatz 5
Die Regelung dient der Klarstellung, dass der staatli-
che Ausbildungs-, Fortbildungs- und Prüfungsbetrieb 
von den Regelungen dieser Verordnung nicht erfasst 
ist und von den jeweiligen (obersten) Aufsichts-, Aus-
bildungs- bzw. Prüfungsbehörden – selbstredend unter 
Beachtung der Anforderungen des Infektionsschut-
zes – selbstständig organisiert und reguliert wird. Der 
Begriff „Ausbildungsgänge“ umfasst dabei sämtliche 
Formen der staatlichen Berufsausbildung unabhängig 
von der rechtlichen Ausgestaltung des Ausbildungsver-
hältnisses, also insbesondere Vorbereitungsdienste der 
Beamtenanwärter und Referendare sowie die Berufs-
ausbildung staatlicher Stellen in privatrechtlichen Aus-
bildungsverhältnissen.

Zu § 11 (Straftaten und Ordnungswidrigkeiten)
Definiert die Zuwiderhandlungen gegen die Vorschrif-
ten als Ordnungswidrigkeiten, soweit sich die entspre-
chenden Regelungen auf § 32 Absatz 1 i. V. m. § 28 
Absatz 1 Satz 1 IfSG stützen. Die Ahndungshöhe be-
stimmt sich nach einem gesondert erstellten Bußgeld-
katalog, um eine landeseinheitliche Verfahrensweise 
sicherzustellen.
Verstöße gegen die Verpflichtung, eine Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen, werden generell mit Bußgeld be-
droht. Bislang stellte lediglich das Versäumnis der Ver-
antwortlichen oder Betreiber eine Ordnungswidrigkeit 
dar, die mit einer Geldbuße bis zu 500,00 Euro geahn-
det werden konnte.
Die steigenden Infektionszahlen, die auch durch die 
zunehmende Leichtfertigkeit im Umgang mit zwingen-
den Hygieneregeln verursacht sind, bedingen eine an-
gemessene Reaktion des Verordnungsgebers.
Die generalpräventiven Effekte der individuellen Sank-
tionsandrohung, die alle in § 2 geregelten Fallgruppen 
betrifft, sollte ein Umdenken bewirken, so dass mit 
einem verminderten Anstieg der Infektionszahlen zu 
rechnen sein dürfte. Hinzu tritt die nicht zu unterschät-
zende Vorbildwirkung des Tragens von Masken in der 
Öffentlichkeit.

Zu § 12 (Zuständige Behörden)
Zuständig für die Ausführung und Durchsetzung dieser 
Verordnung, des § 28b des Infektionsschutzgesetzes 
und von Rechtsverordnungen auf der Grundlage des 
§ 28b Absatz 6 sowie des § 28c des Infektionsschutz-
gesetzes sind vorbehaltlich anderweitiger Regelungen 
in dieser Verordnung die Ortspolizeibehörden und 
unbeschadet von § 1 der Verordnung über Zuständig-
keiten nach dem Infektionsschutzgesetz vom 12. Sep-
tember 2016 (Amtsbl. I S. 856), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 22. April 2021 (Amtsbl. I S.1050), 
ergänzend die Vollzugspolizei; dies umfasst auch die 
Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften dieser Ver-
ordnung, der Vorschriften des § 28b des Infektions-
schutzgesetzes und der Vorschriften von Rechtsverord-
nungen auf der Grundlage des § 28b Absatz 6 sowie 
des § 28c des Infektionsschutzgesetzes. Zuständige 
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Verwaltungsbehörden für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach dieser Verordnung 
sind die Gemeindeverbände. Die Ortspolizeibehörden 
und die Vollzugspolizei werden ermächtigt, bei Verstö-
ßen gegen die bußgeldbewehrten Vorschriften des § 2 
Absatz 2 Verwarnungen zu erteilen und Verwarnungs-
gelder in Höhe von 50 Euro zu erheben.
Die Vollzugspolizei leistet Amts- und Vollzugshilfe; 
die polizeilichen Gefahrenabwehraufgaben nach dem 
Saarländischen Polizeigesetz bleiben unberührt und 
bestehen weiterhin fort.
Absatz 3 regelt die landesrechtlichen Zuständigkeiten 
zur Durchführung der Coronavirus-Einreiseverordnung.
Die Vorschriften nach der Verordnung über die Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz vom 
12. September 2016 (Amtsbl. I 2016, S. 856) bleiben 
unberührt.

Zu § 13 (Einschränkung des Bewegungsradius)
Übersteigt die Anzahl der Neuinfektionen mit dem 
SARS-CoV-2-Virus innerhalb eines Zeitraums von sie-
ben Tagen pro 100 000 Einwohner in einem Landkreis 
oder im Regionalverband Saarbrücken an drei auf-
einanderfolgenden Tagen den Wert von 200 (Sieben- 
Tages-Inzidenz), ist es in dem jeweiligen Landkreis 
oder dem Regionalverband den Einwohnerinnen und 
Einwohnern untersagt, sich aus einem Umkreis von 
mehr als 15 Kilometern der Wohnanschrift oder der 
der Anschrift des gewöhnlichen Aufenthaltes für tages-
touristische Ausflüge hinauszubegeben. Wohnanschrift 
oder Anschrift des gewöhnlichen Aufenthaltes bedeutet 
die tatsächliche Adresse, nicht nur die Kommune als 
solche. Tagestouristische Ausflüge sind aufgrund der 
hohen Infektionsgefahr aufgrund des Zusammentref-
fens vieler Tagestouristen an bestimmten Orten unter-
sagt, um eine exponentielle Weitertragung des Virus 
und eine sprunghafte Steigerung der Infektionszahlen 
während einer hohen Inzidenzrate zu vermeiden.
Ohne Einschränkung des Bewegungsradius bei einer 
solch hohen Inzidenz wäre eine wirksame Eindäm-
mung der Verbreitung des SARS-CoV-2-Virus und ins-
besondere der neuen Mutationen, die eine höhere In-
fektiosität aufweisen, erheblich gefährdet. Gerade auch 
jüngere Menschen infizieren sich leichter mit den Mu-
tationen. Damit besteht grundsätzlich die Gefahr einer 
Überlastung des Gesundheitswesens und eine konkrete 
Gefährdung der Gesundheit der Bevölkerung. Um das 
Infektionsrisiko zu mindern sind deshalb zeitlich und 
räumlich begrenzte Bewegungseinschränkungen ver-
hältnismäßig und notwendig.
Die in den Landkreisen oder dem Regionalverband 
Saarbrücken auftretenden Inzidenzen werden zur Be-
stimmung des nach Absatz 1 Satz 1 maßgeblichen 
Schwellenwertes täglich von den Gesundheitsämtern 
an das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen 
und Familie gemeldet.
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie stellt die Überschreitung des Grenzwertes nach 
Absatz 1 Satz 1 fest und macht dies im Amtsblatt des 

Saarlandes bekannt. Die Einschränkung nach Absatz 1 
Satz 1 tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie kann von der Feststellung und Bekanntma-
chung mit den Folgen des Absatzes 1 absehen, wenn 
die Überschreitung der oben genannten Sieben-Tages-
Inzidenz auf einem lokalisierten und klar eingrenz-
baren Infektionsgeschehen, insbesondere in einzelnen 
Betreuungs- oder Pflegeeinrichtungen, Gemeinschafts-
unterkünften oder Betrieben, beruht, die Infektions-
ketten bekannt sind und weitergehende Beschrän-
kungen für den Landkreis oder den Regionalverband 
Saarbrücken oder deren Teilgebiete aus Gründen des 
Infektionsschutzes nicht geboten sind. Damit soll ver-
hältnismäßig auf klar abgrenzbare Infektionsgeschehen 
reagiert werden können.
Wird der Grenzwert von 200 Neuinfektionen pro 
100 000 Einwohner für einen Zeitraum von fünf auf-
einanderfolgenden Tagen unterschritten, stellt das Mi-
nisterium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
dies fest und macht es wie zuvor im Amtsblatt bekannt. 
Die Einschränkung nach Absatz 1 Satz 1 tritt am Tag 
nach der Bekanntmachung außer Kraft.

Zu § 13a (Geltungsvorrang des Bundesrechts)
Die Regelungen nach dieser Verordnung gelten vorbe-
haltlich der vorrangigen Geltung des § 28b des Infek-
tionsschutzgesetzes und von Rechtsverordnungen der 
Bundesregierung auf der Grundlage des dortigen Ab-
satzes 6 sowie des § 28c des Infektionsschutzgesetzes.
Nach den allgemeinen verfassungsrechtlichen Normen 
bedeutet dies: Bundesrecht bricht Landesrecht und geht 
diesem vor.

Zu 14 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)
Diese Verordnung tritt am 11. Juni 2021 in Kraft und 
mit Ablauf des 24. Juni 2021 außer Kraft; gleichzei-
tig treten die bisherige Verordnung zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie vom 2. Juni 2021 außer Kraft. 
Gemäß § 4 des Saarländischen COVID-19-Maßnah-
mengesetzes vom 22. Januar 2021 tritt die Verordnung 
spätestens zwei Wochen nach ihrem Inkrafttreten außer 
Kraft, kann aber entsprechend der epidemiologischen 
Situation verlängert werden.

zu Artikel 2 
Begründung zur Verordnung zum Schulbetrieb 
und zum Betrieb sonstiger Bildungseinrichtungen 
sowie zum Betrieb von Kindertageseinrichtungen 
während der Corona-Pandemie
Kapitel 1
Zu § 1 (Schulbetrieb während der Corona-
Pandemie)
Zu Absatz 1:
Mit Beginn des neuen Schuljahres wurde der reguläre 
Schulbetrieb unter pandemischen Rahmenbedingun-
gen umgesetzt, dies unter Beachtung der erforderlichen 
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Hygieneregelungen. Zur Gewährleistung eines umfas-
senden Gesundheitsschutzes wurde ein neuer Muster-
hygieneplan zum 7. August 2020 erarbeitet und seit-
dem mehrfach angepasst. Der Musterhygieneplan zum 
Infektionsschutz in Schulen im Rahmen der Corona-
Pandemiemaßnahmen dient als Muster zur Ergänzung 
zu den schulischen Hygieneplänen nach § 36 i. V. m. 
§ 33 Infektionsschutzgesetz, die von den Schulträgern 
gemeinsam mit den Schulen umgesetzt werden. Der 
Musterhygieneplan beschreibt zum einen die Hygie-
nemaßnahmen für die Bereiche persönliche Hygiene, 
Raumhygiene, Reinigung, Infektionsschutz im Fach-
unterricht, Durchführung von Konferenzen und Ähn-
liches, Schülerbeförderung im freigestellten Schüler-
verkehr. Zudem erfolgen Vorgaben im Hinblick auf 
schulfremde Personen in der Schule und Veranstaltun-
gen, Schulfahrten und das Aufsuchen außerschulischer 
Lernorte, die Bildung fester Bezugsgruppen und das 
Lüften. Des Weiteren informiert er über die Vorgaben 
zum Umgang mit Personen mit einem höheren Risiko 
für einen schweren COVID19-Krankheitsverlauf.

Die in dieser Verordnung getroffenen Regelungen 
und die Vorgaben des Musterhygieneplans zum In-
fektionsschutz in Schulen gehen der SARS-Cov-
2-Arbeitsschutzverordnung im Schulbereich vor als 
abweichende Regelungen im Sinne des § 1 Abs. 2 
SARS-Cov-2-Arbeitsschutzverordnung beziehungs-
weise konkretisieren die Umsetzung der in der SARS-
Cov-2-Arbeitsschutzverordnung getroffenen Vorgaben 
für den Schulbereich.

Zu Absatz 2

Im Anwendungsbereich des § 28 b Absatz 3 des Infek-
tionsschutzgesetzes ist der Präsenzschulbetrieb abwei-
chend von Absatz 3 ausschließlich nach den in § 28b 
Absatz 3 des Infektionsschutzgesetzes getroffenen 
Maßgaben sowie den in dieser Verordnung getroffenen 
weitergehenden Vorgaben zulässig. Der Bundesgesetz-
geber hat Regelungen getroffen, die sich auf alle allge-
mein bildenden und berufsbildenden Schulen beziehen. 
Die Regelungsbereiche betreffen zum Einen die Zuläs-
sigkeit des Umfangs des zulässigen Präsenzunterrichts 
abhängig von Inzidenzwerten und zum Anderen die 
inzidenzunabhängige Voraussetzung der Umsetzung 
der Testpflicht als Voraussetzung für die Teilnahme am 
Präsenzunterricht.

Die Inzidenzunabhängige Voraussetzung der Umset-
zung der Testpflicht für die Teilnahme am Präsenz-
unterricht findet insofern auch für das in Absatz 3 ge-
schilderte Beschulungsszenario in den Landkreisen mit 
einer Inzidenz unterhalb des Schwellenwertes von 100 
Anwendung.

Um zu verdeutlichen, wann dieses Gesetz Geltung 
beansprucht, wird auf die entsprechende Bekanntma-
chung durch das Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Frauen und Familie verwiesen.

Das Saarland macht von der Möglichkeit nach § 28b 
Absatz 3 Satz 3 des Infektionsschutzgesetzes Ge-
brauch, entsprechende Klassen- und Jahrgangsstufen 
von der Untersagung des Präsenzunterrichts bei der 
Überschreitung des Schwellenwertes von 165 auszu-

nehmen. Die Festlegung erfolgt durch Erlass des Mi-
nisteriums für Bildung und Kultur.
Entsprechend der bisher geltenden Regelung wird 
festgestellt: Die Testobliegenheit nach § 28b Absatz 3 
Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes kann auch durch 
Vorlage eines anderweitigen Nachweises über das 
Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-
2-Virus im Sinne des § 5a der Verordnung zur Bekämp-
fung der Corona-Pandemie erfüllt werden.
Der Bundesgesetzgeber hat die Entscheidung, die Teil-
nahme am Präsenzbetrieb unter die Bedingung der 
Teilnahme an den Testungen zu stellen, für die Schüle-
rinnen und Schüler und Lehrkräfte getroffen. Im Sinne 
eines sinnvollen Infektionsschutzes an Schulen wird 
festgelegt, dass die Regelung entsprechend gilt für alle 
anderen an der Schule tätigen Personen. Die Testob-
liegenheit kann auch hier durch Vorlage eines ander-
weitigen Nachweises über das Nichtvorliegen einer 
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus erfüllt werden.
Zu Absatz 3
Im Hinblick auf die Darstellung der aktuellen pan-
demischen Lage wird auf die Darlegungen in der 
Begründung der Verordnung zur Änderung infekti-
onsrechtlicher Verordnungen zur Bekämpfung der Co-
rona-Pandemie verwiesen.
Mit dem insgesamt stark steigenden Infektionsgesche-
hen in den einzelnen Bundesländern und den damit 
verbundenen Befürchtungen, dass es an den Feiertagen 
und zum Jahreswechsel vermehrt zu sozialen Kontak-
ten und daher zu einem weiteren dramatischen Anstieg 
von SARS-CoV-2 Infektionen kommen kann, haben 
die Ministerpräsidenten der Länder gemeinsam mit der 
Bundeskanzlerin am 13. Dezember 2020 verschärfte 
Infektionsschutzmaßnahmen mit massiven Einschrän-
kungen im öffentlichen und gesellschaftlichem Leben 
beschlossen. Dabei sollten auch die Schulen ihrer ge-
samtgesellschaftlichen Verantwortung zur Eindäm-
mung der Corona-Pandemie gerecht werden und den 
Schulbetrieb und somit die sozialen Kontakte soweit 
wie möglich reduzieren.
Insofern wurde im Saarland ab Mittwoch, dem 16. De-
zember 2020 der Präsenzunterricht vor Ort für alle 
Klassen und Kurse bis zum 10. Januar 2021 ausgesetzt.
Anschließend hat sich gezeigt, dass die bis dahin er-
folgten Maßnahmen noch nicht ausgereicht haben, um 
die Dynamik des Infektionsgeschehens nachhaltig zu 
bremsen und das Ziel, die Nachverfolgbarkeit von In-
fektionsketten sicherzustellen und eine Überlastung 
des Gesundheitssystems zu verhindern, in absehbarer 
Zeit erreichen zu können. Zudem ist den Risiken der 
Virusmutationen mit erhöhtem Ansteckungspotential 
entgegenzuwirken. Im Übrigen wird auf die Darlegun-
gen in der Begründung der Verordnung zur Änderung 
infektionsrechtlicher Verordnungen zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie verwiesen. Die Ministerpräsi-
dent*innen der Länder haben daher gemeinsam mit der 
Bundeskanzlerin am 19. Januar 2021 einen Beschluss 
über die von den Ländern zu treffenden diesbezügli-
chen Vorsorgemaßnahmen gefasst. Die Maßnahmen 
umfassen unter anderem auch eine Verlängerung der 
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seit dem 16. Dezember geltenden Maßnahmen im Be-
reich der Kitas und Schulen bis Mitte Februar 2021. 
Diese Maßnahmen wurden zweimal verlängert bis 
zum 21. Februar 2021. Als einzige Ausnahme wurde 
entsprechend den genannten Beschlüssen der Minister-
präsidentenkonferenz der schulische Präsenzunterricht 
für die Schülerinnen und Schüler der Abschlussklas-
sen fortgesetzt. Im Bereich der allgemein bildenden 
Schulen gehörten hierzu die Jahrgangsstufen 12 der 
Gymnasien sowie die Jahrgangsstufe 9, 10 und 13 der 
Gemeinschaftsschulen. Gleiches galt für die entspre-
chenden Gruppen von Schülerinnen und Schülern an 
beruflichen Schulen. Die Abschlussklassen waren und 
sind vorrangig in den Blick zu nehmen, um die Prü-
fungsvorbereitung adäquat gestalten zu können. Dies 
gilt bei der Allgemeinen Hochschulreife insbesondere 
vor dem Hintergrund, dass die für dieses Abschluss-
verfahren geltenden Regelungen durch Vereinbarun-
gen auf Ebene der Kultusministerkonferenz festgelegt 
wurden. Diese gilt es, soweit auf dieser Ebene keine 
Abweichungen zugelassen werden, auch im Saarland 
einzuhalten, um die Anerkennungsfähigkeit der erlang-
ten Abschlüsse nicht in Frage zu stellen.
Am 10. Februar haben die Regierungschefinnen und 
-chefs der Länder und die Bundeskanzlerin eine grund-
sätzliche Verlängerung des Lockdowns bis zum 7. März 
beschlossen. Gleichzeitig unterstreicht der Beschluss, 
dass Öffnungen im Betreuungs- und Bildungsbereich 
eine hohe Priorität haben und die Länder im Rahmen 
ihrer Kultushoheit über die schrittweise Rückkehr zum 
Präsenzunterricht entscheiden.
Insofern erfolgte im Saarland der Wiedereinstieg in 
den Präsenzschulbetrieb nach den Winterferien an allen 
Grundschulen und im Primarbereich der Förderschu-
len. Die Beschulung erfolgt zunächst in Wechselmo-
dellen zwischen Präsenzunterricht und dem begleiteten 
„Lernen von zu Hause“.
Begleitet wird diese schrittweise Öffnung der Schulen 
dabei durch ein Paket von Hygiene- und Schutzmaß-
nahmen:
— vollumfängliche Maskenplicht für Schülerinnen 

und Schüler und Lehrkräfte
— Einhaltung des Abstandes von 1,5 m, die in der 

Konsequenz zur Teilung der Gruppen abhängig 
von der Größe des Raumes und der Anzahl der Mit-
glieder in einer Lerngruppe führt

— konsequente Einhaltung der Vorgaben zur regelmä-
ßigen Lüftung

Die Deutsche Gesellschaft für Pädiatrische Infektiolo-
gie und die Deutsche Gesellschaft für Krankenhaushy-
giene betonen in diesem Kontext, dass unter Auswei-
tung und Verbesserung der Hygieneregelungen vor Ort, 
Kitas und Schulen selbst bei hohen Infektionszahlen 
geöffnet bleiben können.
Bundesweite Expert*innen haben auch in den entspre-
chenden S3-Leitlinien zur Prävention und Kontrolle 
der SARS-CoV-2-Übertragung in Schulen einen Maß-
nahmenkatalog versammelt, die bei geöffneten Schulen 
das Infektionsrisiko vermindern und einen möglichst 

sicheren, geregelten und kontinuierlichen Schulbe-
triebs in Pandemiezeiten ermöglichen sollen. Viele der 
Maßnahmen, die im Saarland mit dem Musterhygiene-
plan umgesetzt wurden, sind hierin enthalten. Die Leit-
linien gelten explizit auch mit Blick auf die Corona-
Mutationen.

Als Ergänzung zu den vorgenannten Maßnahmen wur-
den freiwillige, nicht anlassbezogene Testungen unter 
ärztlicher Aufsicht für Schülerinnen und Schüler sowie 
alle in der Schule tätigen Personen angeboten. Mit den 
Testungen an über 300 Schulen im Land wird nicht nur 
die Sicherheit vor Ort erhöht, sondern es lassen sich 
gleichzeitig Entwicklungen des Infektionsgeschehens 
in anderen gesellschaftlichen Sektoren aufdecken. Da-
mit wird das Ziel möglichst umfassender Testungen im 
Land im Bereich der Schulen umgesetzt.

Aufgrund dieser umfassenden Maßnahmen waren Öff-
nungsschritte mit dem Ziel der schrittweisen Rückkehr 
zum Präsenzunterricht nicht nur vertretbar, sondern an-
gesichts der gravierenden drohenden Folgen einer fort-
dauernden Schulschließung für die Schülerinnen und 
Schüler (Anwachsen der Lernrückstände, Defizite in 
der sozial-emotionalen Entwicklung, fehlende Struktu-
ren für den Lernalltag, fehlende adäquate Vorbereitung 
auf Abschlüsse u. a.) geboten.

Es erfolgten insofern weitere Öffnungsschritte zum 
8. März und zum 15. März 2021. Die Schülerinnen und 
Schüler der Grundschulen sowie der Primarstufen der 
Förderschulen erhielten weiterhin Präsenzunterricht im 
Wechselbetrieb. Der Abiturjahrgang 2021 an den Gym-
nasien und Gemeinschaftsschulen wurde bis zum Ende 
des Halbjahres am 12. März die Schule in Vollpräsenz 
beschult. Das galt auch für die Schülerinnen und Schü-
ler an den Gemeinschaftsschulen und Förderschulen, 
die in diesem Jahr den Hauptschulabschluss (HSA) und 
den Mittleren Bildungsabschluss (MBA) anstreben.

Hinzu kamen ab dem 8. März 2021 die Jahrgangsstu-
fen 5 und 6 an den Gemeinschaftsschulen und Gym-
nasien sowie die entsprechenden Altersgruppen an den 
Förderschulen im Wechselunterricht. Auch die Schüle-
rinnen und Schüler des Abiturjahrgangs 2022 nahmen 
den Präsenzunterricht in Vollbeschulung auf. Sonder-
regelungen sind für die Oberstufengymnasien in Ab-
stimmung mit der Schulaufsicht möglich, ebenso an 
den Förderschulen.

An den beruflichen Schulen gingen die Schülerinnen 
und Schüler der Abschlussklassen der Fachoberschu-
len und der Fachschulen ab dem 8. März 2021 in den 
Wechselunterricht. Die Schülerinnen und Schüler des 
Abiturjahrgangs 2021 verblieben analog zu den Ge-
meinschaftsschulen und den Gymnasien weiterhin in 
Vollpräsenz. Hinzu kamen die Schülerinnen und Schüler 
des Abiturjahrgangs 2022, die abhängig von den räum-
lichen Kapazitäten und in Abstimmung mit der Schul-
aufsicht in Vollpräsenz oder im Wechsel unterrichtet 
wurden. Die Schülerinnen und Schüler der Abschluss-
klassen der Berufsfachschulen (Klassenstufe 11), der 
Höheren Berufsfachschulen und der Berufsschulen nah-
men den Unterricht im Wechselunterricht auf.
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Am 15. März 2021 sind auch die restlichen Jahrgangs-
stufen in den Wechselunterricht eingestiegen. Die Ab-
schlussklassen für den HSA und den MBA gingen mit 
den übrigen Schülerinnen und Schüler der Jahrgangs-
stufe, die keine Prüfung ablegen, in den Wechsel-
unterricht. Die Schülerinnen und Schüler des Abitur-
jahrgangs 2022 wurden weiter vollständig in Präsenz 
unterrichtet.

An den beruflichen Schulen begann am 15. März 2021 
für die Schülerinnen und Schüler aller weiteren Jahr-
gangsstufen analog zu den Gemeinschaftsschulen und 
Gymnasien der Wechselunterricht. Für kleine Gruppen 
(z. B. in Ausbildungsberufen mit wenigen Schülerinnen 
und Schüler) in allen Schulformen gilt, dass bei ausrei-
chender Raumkapazität auch eine Vollbeschulung statt-
finden kann, sofern der Abstand gewahrt bleibt.

Die seit dem 15. März 2021 aufgenommene Beschu-
lungssituation wurde in den Landkreisen, in denen 
das Infektionsschutzgesetzes mangels Erreichen 
des Schwellenwertes von 100 nicht zur Anwendung 
kommt, auf dieser landesrechtlichen Basis fortgesetzt.

Der Präsenzschulbetrieb erfolgt dabei eingeschränkt:

1. Für die Schülerinnen und Schüler, die sich im 
zweiten Halbjahr der Gymnasialen Oberstufe an 
Gemeinschaftsschulen und Gymnasien befinden, 
findet schulischer Präsenzunterricht statt. Gleiches 
gilt für die entsprechende Jahrgangsstufe an beruf-
lichen Schulen, wobei die Beschulung standortab-
hängig auch im Wechselmodell erfolgen kann.

2. Die Schülerinnen und Schüler der Abschlussklas-
sen in den Fachoberschulen, den Fachschulen, der 
Berufsfachschulen, der höheren Berufsfachschulen 
und der Berufsschulen werden im Wechsel zwi-
schen schulischem Präsenzunterricht und der Be-
schulung im „Lernen von zu Hause“ beschult.

3. In den Grundschulen, Förderschulen und in den 
Klassenstufen 5 bis 10 der Gymnasien und den 
Klassenstufen 5 bis 11 der Gemeinschaftsschulen 
erfolgt die Beschulung im Wechsel zwischen schu-
lischem Präsenzunterricht und der Beschulung im 
„Lernen von zu Hause. Die weiteren Vorgaben trifft 
das Ministerium für Bildung und Kultur.

Zurzeit entsprechen die Regelungen mit einer Sieben-
Tage-Inzidenz über 100 grundsätzlich denen einer Sie-
ben-Tage-Inzidenz unter 100.

Im Sinne des Saarlandmodells, das bei einem mo-
deraten Infektionsgeschehen mit einer Sieben-Tage-
Inzidenz stabil unter 100 einzelne Öffnungsschritte 
verknüpft mit der Vorlage eines negativen Tests vor-
sieht, werden die Reglungen zum Schulbetrieb für den 
Schwellenwert von einer Sieben-Tage-Inzidenz unter 
100 durch die Landesregierung dementsprechend an-
gepasst werden.

Insofern wird geregelt, dass, soweit das Infektions-
schutzgesetz unterhalb der in § 28 b Absatz 3 genann-
ten Schwellenwerte keine Anwendung findet, in den 
entsprechenden Landkreisen wieder schulischer Prä-
senzunterricht im Vollbetrieb stattfindet, wenn zusätz-

lich eine stabile Sieben-Tage-Inzidenz auf Landesebe-
ne vorliegt.
Ein stabiler Rückgang des Infektionsgeschehens im 
Saarland ist bereits erkennbar. Diese Reglung greift 
demnach ab dem 31.Mai 2021 mit Ende der Pfingst-
ferien.
Für die Schulen ist eine verlässliche Planungssicher-
heit für das restliche Schuljahr dringend geboten. Ins-
besondere für die Aufarbeitung der Lernrückstände, 
die Lernstandiagnostik und die Lerndiagnostik und die 
individuelle Förderung der Schülerinnen und Schüler 
ist der Präsenzunterricht unerlässlich. Zudem soll den 
Schülerinnen und Schülern wieder eine verlässliche 
Alltagsstruktur im Lernen und im sozialen Umgang 
während der Herausforderung in der Pandemie ermög-
licht werden. Daher muss schnellstmöglich ein vollum-
fänglicher Präsenzunterricht unter Pandemiebedingun-
gen für alle Schülerinnen und Schüler wieder einsetzen 
und eine individuelle Begleitung in der Schule in den 
Blick genommen werden.
Durch den umfassenden Musterhygieneplan ist ein 
strenger Infektionsschutz in den Schulen weiterhin ge-
währleistet. Er umfasst insbesondere die verpflichtende 
Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 zweimal in der Woche für alle Personen in der 
Schule, die Verpflichtung des Tragens eines Mundna-
senschutzes, das regelmäßige Lüften in Räumen, d. h. 
Stoßlüftung nach 10 bis 15 Minuten und Querlüftung 
nach 45 Minuten, die Erstellung eines Lüftungsproto-
kolls sowie die Einhaltung eines Abstandes von 1,5 m 
außerhalb des Unterrichts sowie die Festlegung des 
Jahrgangs als Kohorte. Zudem besteht ein Impfangebot 
für alle Lehrkräfte und alle weiteren Beschäftigten in 
der Schule.
Zu Absatz 4
Die Regelung sieht für den Fall, dass das Infektions-
schutzgesetz unterhalb der in § 28 b Absatz 3 genann-
ten Schwellenwerte keine Anwendung findet, aber eine 
stabile Sieben-Tage-Inzidenz auf Landesebene noch 
nicht erreicht wurde, der Präsenzschulbetrieb noch ein-
geschränkt, in der Regel in Form des Wechselmodells, 
stattfindet. Dadurch wird einem für die Schulen orga-
nisatorisch nicht zu bewältigenden mehrfachen Wech-
sel im Beschulungsmodell zusätzlich entgegengewirkt. 
Das Nähere regelt das Ministerium für Bildung und 
Kultur.
Zu Absatz 5
Die Regelung dient der Klarstellung, dass die Schul-
pflicht für alle Schülerinnen und Schüler unberührt 
bleibt, auch wenn der Präsenzschulbetrieb einge-
schränkt ist.
Zu Absatz 6
Von der Teilnahme am Präsenzunterricht werden auf 
Antrag befreit
1. Schülerinnen und Schüler, die nach näherer Maß-

gabe des Ministeriums für Bildung und Kultur als 
vulnerabel zu betrachten sind oder mit als vulnera-
bel zu betrachtenden Personen in einem Haushalt 
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leben; die Vulnerabilität ist durch ärztliches Attest 
nachzuweisen;

2.  Schülerinnen und Schüler, die den Zutrittsbe-
schränkungen nach § 28b Absatz 3 Satz 1 des In-
fektionsschutzgesetzes unterliegen (Abmeldung 
vom Präsenzunterricht).

Die Regelung nach Ziffer 1. entspricht der bisherigen 
Regelung zum Umgang mit insbesondere vulnerablen 
Schülerinnen und Schüler.
Die Schülerinnen und Schüler im Sinne der Ziffern 1 
und 2 nehmen trotz der Befreiung vom Präsenzunter-
richt an den nach den schulrechtlichen Vorgaben in 
Präsenzform zu erbringenden Leistungsnachweisen. 
Insoweit sind besondere Schutzmaßnahmen zu treffen; 
das Nähere regelt der Musterhygieneplan Saarland zum 
Infektionsschutz in Schulen im Rahmen der Corona-
Pandemiemaßnahmen sowie das Ministerium für Bil-
dung und Kultur.
Zu Absatz 7
Die Regelung stellt dar, was unter dem „Lernen von zu 
Hause“ zu verstehen ist. Dieses kommt dann zur An-
wendung,
1. wenn der Präsenzunterricht aufgrund der Vorgaben 

des Infektionsschutzgesetzes eingeschränkt ist,
2. wenn der Präsenzunterricht bei einer Inzidenz un-

ter 100 aufgrund einer landesrechtlichen Regelung 
noch eingeschränkt bleibt,

3. für Schülerinnen und Schüler, die wegen Vulnera-
bilität oder mit Blick auf die Testverpflichtungen 
vom Präsenzunterricht befreit sind,

4. für Schülerinnen und Schüler die vor dem Hinter-
grund der Testobliegenheit vom Präsenzunterricht 
abgemeldet wurden,

5. für Schülerinnen und Schüler, die aus Infektions-
schutzgründen aufgrund einer entsprechenden 
Quarantäneanordnung nicht am Präsenzunterricht 
teilnehmen.

Dann erfüllt die Schule ihren Bildungs- und Erzie-
hungsauftrag durch ein pädagogisches Angebot im 
„Lernen von zu Hause“. Die Schulpflicht wird in die-
sen Fällen durch die Wahrnehmung des pädagogischen 
Angebots und das Nachkommen der damit verbunde-
nen Verpflichtungen im „Lernen von zu Hause“ erfüllt.
Zu Absatz 8
Bis einschließlich der Klassenstufe 6 der allgemein-
bildenden Schulen wird an der Schule im Vormittags-
bereich ein angepasstes pädagogisches Angebot vorge-
halten für Schülerinnen und Schüler, die in Phasen des 
„Lernens von zu Hause“ eine entsprechende Betreuung 
benötigen, die keinen geeigneten häuslichen Arbeits-
platz haben oder für die die häusliche Lernsituation 
nicht ausreichend förderlich ist. Bei Bedarf wird am 
Nachmittag ein Angebot im Rahmen des freiwilligen 
und gebundenen Ganztags gewährleistet. Ab der Klas-
senstufe 7 der weiterführenden Schulen wird bei Be-
darf ein schulischer Arbeitsplatz zur Verfügung gestellt 
für Schülerinnen und Schüler, die keinen geeigneten 

häuslichen Arbeitsplatz haben; ein angepasstes päda-
gogisches Angebot kommt auch in Betracht für Schüle-
rinnen und Schüler, für die die häusliche Lernsituation 
nicht ausreichend förderlich ist.
Im Anwendungsbereich des § 28b Absatz 3 des In-
fektionsschutzgesetzes wird im Sinne eines Angebots 
nach den Sätzen 1 bis 3 von der Möglichkeit nach 
§ 28b Absatz 3 Satz 5 Gebrauch gemacht; das Nähere 
regelt das Ministerium für Bildung und Kultur. Damit 
wird zum Ausdruck gebracht, dass im Saarland von der 
Möglichkeit der Notbetreuung im Sinne des Infektions-
schutzgesetzes Gebrauch gemacht wird in den Fällen, 
in denen die Einschränkung des Präsenzunterricht aus 
dem Infektionsschutzgesetz beruht. Die Ausgestaltung 
erfolgt durch das Ministerium für Bildung und Kultur 
im Sinne der derzeit im Wechselunterricht zur Anwen-
dung kommenden Regelung.
Zu Absatz 9
Für schulfremde Personen ist der Zutritt zum Schulge-
lände nur unter Vorlage eines tagesaktuellen Nachwei-
ses über das Nichtvorliegen einer Infektion mit SARS-
CoV-2 gestattet. Dieser Nachweis kann auch durch 
eine Testung mittels der in der Schule bei Zutritt an-
gebotenen Testmöglichkeiten erfolgen. Dies gilt auch 
für Erziehungsberechtigte, die unter den Voraussetzun-
gen des Musterhygieneplans Schulen zum Gespräch in 
die Schule eingeladen werden. Hiervon ausgenommen 
sind Personen, die sich nur sehr kurzfristig auf dem 
Schulgelände aufhalten, wie zum Beispiel Erziehungs-
berechtigte zwecks Abholung ihrer Kinder, oder Perso-
nen, die keinen Kontakt zu den Personen haben, die der 
Schule angehörig sind, wie zum Beispiel beauftragte 
Handwerker.
Zu Absatz 10
Die Vorgaben für die einzelnen Personengruppen be-
treffend den Zutritt zum Schulgelände sowie Erläu-
terungen zu den Testmöglichkeiten am Schulstandort 
werden an den Eingangsbereichen der Schule durch 
entsprechende Hinweisschilder bzw. durch einen Aus-
hang dargestellt.
Zu Absatz 11
Die an den weiterführenden Schulen vorgesehenen 
Abschlussprüfungen werden in Präsenzform durchge-
führt. Die Regelungen Bundesgesetzes zur Teilnahme 
am Testangebot der Schule als Zutrittsvoraussetzung 
kommen, da es sich nicht um Präsenzunterricht han-
delt, dabei für die an den Prüfungen teilnehmenden 
Schülerinnen und Schüler nicht zur Anwendung. Die-
sen Prüflingen wird vielmehr ein freiwilliges Testange-
bot unterbreitet entsprechend den Vorgaben des Minis-
teriums für Bildung und Kultur.
Hinsichtlich der Prüfungsteilnahme gilt neben den für 
das Prüfungsverfahren zur Anwendung kommenden 
Infektionsschutzmaßnahmen in Absprache mit den Ge-
sundheitsbehörden Folgendes:
Schülerinnen und Schüler, bei denen bei einer Testung 
am Vortag der Prüfung oder am Prüfungstag mindes-
tens basierend auf einem Antigen-Schnelltest (§ 5a 
VO-CP) das Ergebnis das Vorliegen einer Infektion mit 
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dem SARS-CoV-2-Virus anzeigt, sind nicht zur Teil-
nahme an dem für den Tag vorgesehenen Prüfungsteil 
berechtigt.
Bei einer engen Kontaktperson, für die durch die Ge-
sundheitsbehörde eine Quarantäne ausgesprochen wur-
de, besteht ein Recht zur Teilnahme an dem für den Tag 
vorgesehenen Prüfungsteil, wenn sie am Prüfungstag 
einen Nachweis über das Nichtvorliegen einer Infek-
tion mit dem SARS-CoV-2-Virus mittels eines am Tag 
der Prüfung durchgeführten und von der Schule beauf-
sichtigten Antigen-Schnelltests erbringen.
Ist eine Teilnahme an dem entsprechenden Prüfungstag 
aufgrund der vorstehenden Regelungen im Einzelfall 
nicht möglich, verbleibt die Möglichkeit der Nachho-
lung des entsprechenden Prüfungsteils, soweit dies im 
Rahmen der von der Schule entsprechend den Vorga-
ben des Ministeriums für Bildung und Kultur vorgese-
henen Nachtermine möglich ist.
Zu Absatz 12
Die Dienstpflicht der Lehrkräfte gilt fort. Über die Art 
und Weise der Erfüllung entscheidet im Falle des ein-
geschränkten Präsenzschulbetriebs die Schulleitung 
nach den besonderen standortbezogen organisatori-
schen Gegebenheiten.

Zu § 1a (Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung)
Im Präsenzangebot der Schule besteht für alle Schü-
lerinnen und Schüler – auch für die Schülerinnen und 
Schüler der Grundschule – sowie für Lehrkräfte und 
das sonstige pädagogische Personal der Schule für den 
gesamten schulischen Betrieb in den Klassen-, Unter-
richts- und Betreuungsräumen im Vor- und Nachmit-
tagsbereich eine grundsätzliche Verpflichtung zum 
Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes in Form einer 
medizinischen Gesichtsmaske (OP-Maske). Statt eines 
solchen Mund-Nasen-Schutzes können auch Masken 
der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder höherer 
Standards (ohne Ausatemventil) getragen werden. Da-
durch wird das Schutzniveau gegenüber dem Tragen 
einer einfachen Mund-Nasen-Bedeckung, wie es bis-
her für den Schulbetrieb als ausreichend festgelegt war, 
nochmals erhöht.
Auch für Schüler*innen mit Unterstützungsbedarf im 
Bereich geistige Entwicklung ist das Tragen eines sol-
chen Mund-Nasen-Schutzes verpflichtend, soweit die 
Schüler*innen dies können. Bei Schüler*innen mit 
Unterstützungsbedarf Hören kommen als Schutzmaß-
nahme alternativ ausnahmsweise Visiere oder durch-
sichtige Masken anstelle eines Mund-Nasen-Schutzes 
in Frage.
Die Pflicht zum Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes 
gilt, soweit dem im Einzelfall keine medizinischen 
Gründe entgegenstehen. Diese Gründe sind in geeig-
neter Weise, in der Regel durch ein ärztliches Attest, 
glaubhaft zu machen. Eine Anerkennung medizinischer 
Gründe ohne Attest kommt nur in Betracht, wenn die 
Gründe für die Schule angesichts der besonderen Si-
tuation der Schülerin oder des Schülers evident sind. 
Wenn aus medizinischen Gründen das Tragen eines 

Mund-Nasen-Schutzes nicht erfolgen muss, sind ande-
re geeignete Schutzmaßnahmen wie zum Beispiel die 
konsequente Vergrößerung des Abstandes zwischen 
dem Schüler/der Schülerin und der übrigen Klasse zu 
ergreifen. Auch das Tragen eines Gesichtsvisiers kann 
in Betracht gezogen werden. Dieses bietet allerdings 
nicht den gleichen Schutz wie ein Mund-Nasen-Schutz, 
so dass dennoch auf Abstände zu achten ist.
Darüber hinaus entscheiden die Lehrkräfte, ob unter 
Berücksichtigung pädagogisch-didaktischer Gründe 
und der Einhaltung und Verstärkung anderer Schutz-
maßnahmen (insbesondere Lüften, Abstände sowie 
Husten- und Niesetikette) eine situationsbezogene 
kurzeitige Ausnahme von der Tragepflicht des Mund-
Nasen-Schutzes im besonderen Einzelfall vertretbar 
ist. Dies kommt nur in Betracht, wenn keine Nahfeld-
situation im Sinne des Musterhygieneplans Schulen ge-
geben ist. Dies kann z. B. der Fall sein während einer 
Präsentation an der Tafel. Auch können möglichst kur-
ze Übungsphasen im Fremdsprachenunterricht oder im 
Sprachförderunterricht in normaler Sprechstärke und 
auch vor der Klasse ohne Mund-Nasen-Schutz durch-
geführt werden, sofern die vorstehenden Voraussetzun-
gen erfüllt sind.
In diesem Sinne sind den Schülerinnen und Schülern 
während des Ablegens der Abschlussprüfungen kurz-
zeitige individuelle Tragepausen zu ermöglichen; das 
Nähere zum Infektionsschutz bei der Durchführung der 
Abschlussprüfungen regelt das Ministerium für Bil-
dung und Kultur.
Angesichts des derzeit moderaten und weiter sinken-
den Infektionsgeschehens ist es gerechtfertigt die Ver-
pflichtung zum Tragen des Mund-Nasen-Schutzes im 
Außenbereich und im Sportbereich auch im Schulbe-
reich entfallen zu lassen. 
Da das Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes über einen 
längeren Zeitraum hinweg zu körperlichen Belastun-
gen, zum Beispiel Kopfschmerzen, führen kann, soll 
den Schüler*innen die Möglichkeit zu angemessenen 
Erholungspausen im Freien sowie bei Bedarf während 
der Unterrichtsstunde und während des Lüftens gege-
ben werden. Den Schüler*innen soll während dieser 
„MNS-Pausen“ im Unterricht das Trinken mitgebrach-
ter Getränke am Platz erlaubt werden.
Die näheren Ausführungen und Umsetzungsvorgaben 
für die Schulen trifft der Musterhygieneplan Schulen. 
Wesentliche Aussagen, wie die Möglichkeit, im Einzel-
fall medizinische Gründe für eine Befreiung von der 
Maskentragungspflicht glaubhaft zu machen, werden 
auf Ebene der Verordnung selbst geregelt.
Die Schüler*innen sollen im Unterricht in geeigneter 
Weise über die Gründe für die Maßnahme informiert 
und für die Wichtigkeit hinsichtlich der Eindämmung 
der Pandemie sensibilisiert werden.
Die Landesregierung bleibt ungeachtet des vorgesehe-
nen Zeitrahmens im Rahmen ihrer infektionsschutz-
rechtlichen Befugnisse gehalten, entsprechend dem 
Fortgang des pandemischen Geschehens jederzeit über 
die Aufrechterhaltung der getroffenen Maßnahmen zu 
befinden.
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Zu § 2 (Kindertageseinrichtungen, 
Kindergroßtagespflegestellen und heilpädagogische 
Tagesstätten)

Zu Absatz 1

Mit Blick auf die im Sommer 2020 weitgehende Ein-
dämmung des Infektionsgeschehens fand mit Beginn 
des neuen Kindergartenjahres 2020/2021, also am 
1. August 2020, der Eintritt in den vollständigen Re-
gelbetrieb statt. Es sind hierzu die „Empfehlungen des 
Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Frauen und Fa-
milie zum Infektionsschutz in Kindertageseinrichtun-
gen im Rahmen der Corona-Pandemie-Maßnahmen“ in 
der jeweils gültigen Fassung – hier die Empfehlungen 
vom 6. August 2020, die Fortschreibung hierzu vom 
November 2020 sowie weiter darauffolgende Hygiene-
empfehlungen – weiterhin anzuwenden.

Die Rechte der Kinder auf Zugang zu den Bildungs- 
und Betreuungseinrichtungen sind trotz der aktuel-
len Pandemielage aber immer im Blick zu halten und 
sie sollen weitestgehend, unter den Bedingungen der 
Pandemie und den beschlossenen Maßnahmen, erhal-
ten bleiben. Dennoch sollen nun auch in den Kinder-
tageseinrichtungen und Großtagespflegestellen die 
Kontakte so weit wie möglich reduziert werden. Die 
Einrichtungen halten aber ein bedarfsgerechtes Be-
treuungsangebot im Rahmen eines Regelbetriebs nach 
Pandemiebedingungen aufrecht. Das heißt, dass jedes 
Kind, das Betreuung braucht, auch weiterhin in seine 
Kindertageseinrichtung oder Großtagespflegestelle 
kommen und dort betreut werden kann. Die vereinbar-
ten Schließtage bleiben bestehen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 stellt die Geltung und den Vorrang des Infek-
tionsschutzgesetzes klar. Überschreitung des Schwel-
lenwertes von 165 in einem Landkreis oder dem Re-
gionalverband an drei aufeinander folgenden Tagen 
ist ab dem übernächsten Tag der Betreuungsbetrieb 
untersagt. Das Saarland macht von der Möglichkeit 
Gebrauch, dann die Einrichtung von Notbetreuungen 
im Sinne des Infektionsschutzgesetzes zuzulassen. Um 
die Nutzung der Betreuungsangebote in den Kinderta-
geseinrichtungen und Großtagepflegestellen im Rah-
men des Notbetriebes auf das Maß des Notwendigen 
zu reduzieren, gilt der Appell an die Eltern und Sorge-
berechtigten, von der Notbetreuung nur dann Gebrauch 
zu machen, wenn es wirklich dringend notwendig ist.

Zu § 3 (Vorbereitung für Nichtschülerinnen und 
Nichtschüler auf die Abschlussprüfungen)

Die Vorbereitungskurse für Nichtschülerinnen und 
Nichtschüler auf die Abschlussprüfungen unterliegen 
durch die Regelung den gleichen Beschränkungen wie 
der Schulbereich. Das Ministerium für Bildung und 
Kultur entscheidet, inwiefern diese Kurse im Distanz-
lernen oder im Präsenzbetrieb stattfinden können, in 
Abhängigkeit der Regelung in § 1b zum Schulbetrieb 
und den hierzu ergehenden Vorgaben des Ministeriums.

Kapitel 2: Pflegeschulen und Schulen für 
Gesundheitsfachberufe
Zu § 4 (Präsenzunterricht)
Eine gesonderte Regelung für Pflegeschulen und Schu-
len für Gesundheitsfachberufe ist erforderlich, da diese 
nicht dem Schulordnungsgesetz und nicht dem Privat-
schulgesetz unterliegen.
Die Pflegeschulen und Schulen für Gesundheitsfach-
berufe können den Unterricht gemäß den Vorgaben 
des § 28b Infektionsschutzgesetz aufnehmen, wonach 
in Abhängigkeit von der Sieben-Tage-Inzidenz ver-
schiedene Maßnahmen oder Einschränkungen in den 
Landkreisen oder Städten gelten, die sich unmittelbar 
auf den. Klargestellt wird zudem, dass in diesem Fall 
die einrichtungsindividuellen Hygienepläne der Schu-
len einzuhalten sind. Grundsätzlich soll der Unterricht 
jedoch weit überwiegend digitale Unterrichtsformate 
stattfinden.
Absatz 1
Bundesweit sind in § 28b Absatz 3 des Infektions-
schutzgesetzes (IfSG) Schwellenwerte festgelegt, die 
unmittelbar Einfluss auf die Unterrichtsgestaltung in 
Schulen haben. Generell ist danach Präsenzunterricht 
zulässig, wenn Schutz- und Hygienekonzepte einge-
halten und Testungen zwei Mal pro Woche sowohl für 
Lehrkräfte, Mitarbeiter/-innen als auch Schüler/-in-
nen durchgeführt werden. Beträgt an drei aufeinander 
folgenden Tagen der Schwellenwert mehr als 100, ist 
nur noch Wechselunterricht zulässig. Dies gilt ab dem 
übernächsten Tag. Beträgt an drei aufeinander folgen-
den Tagen der Schwellenwert mehr als 165, darf kein 
Präsenzunterricht mehr stattfinden. Die jeweils für den 
Landkreis geltenden Werte im Sinne dieses Absatzes 
werden durch das Ministerium für Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie veröffentlicht.
Davon ausgenommen werden aufgrund der Regelung 
in § 28b Absatz 3 Satz 4 IfSG die Abschlussklassen, 
die sich im letzten Ausbildungsjahr vor der staatlichen 
Abschlussprüfung befinden. Diese Klassen können un-
abhängig von der Rechtsfolge bei Überschreiten des 
Schwellenwertes von 165 weiterhin im Präsenzunter-
richt unterrichtet werden.
Absatz 2
Unabhängig davon gelten für die Pflegeschulen und 
Schulen für Gesundheitsfachberufe gelten weiterhin 
die einschlägigen Vorgaben des Robert Koch-Instituts 
sowie die schuleigenen Hygienepläne.
Absatz 3
Soweit Schülerinnen oder Schüler durch eine Quarantä-
neanordnung nicht am Präsenz- oder Wechselunterricht 
teilnehmen können, ist die Vermittlung der Unterrichts-
inhalte über digitale Formate sicherzustellen, soweit 
dies technisch möglich ist. Klargesetllt wird, dass auch 
die Vermittlung von digitalem Unterricht (Lernen von 
zu Hause) als Unterricht gilt und der Träger der prak-
tischen Ausbildung die Schülerinnen und Schüler von 
der praktischen Ausbildung in seiner Einrichtung frei-
zustellen hat. Die Schulen sprechen die Einsatzzeiten 
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mit dem Träger der praktischen Ausbildung als Arbeit-
geber der Auszubildenden ab, um den Personaleinsatz 
planen zu können.

Absatz 4

An der Schule tätigen Personen sowie Schülerinnen 
und Schülern ist der Zutritt zum Schulgelände und die 
Teilnahme am Präsenzschulbetrieb nur gestattet, wenn 
sie sich wöchentlich im Umfang der an der Schule 
hierzu bereitgestellten Kapazitäten bis zu zweimal wö-
chentlich an einer Testung auf das Nichtvorliegen ei-
ner Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus teilnehmen 
oder in demselben Umfang anderweitig einen Nach-
weis über das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem 
SARS-CoV-2-Virus im Sinne des § 5b der Verordnung 
zur Bekämpfung der Corona-Pandemie erbringen. So-
mit sind der Zutritt zum Schulgebäude und die Teilnah-
me am Präsenzschulbetrieb nur gestattet, wenn zwei 
Mal wöchentlich eine Testung auf das Nichtvorliegen 
einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus vorge-
nommen wird. Dies folgt den Vorgaben des § 28b Ab-
satz 3 Satz 1 Halbsatz 2 des Infektionsschutzgesetzes. 
Das Zutrittsverbot besteht, soweit der Testung im Aus-
nahmefall keine zwingenden Gründe entgegenstehen, 
was durch ein ärztliches Attest nachzuweisen ist. Von 
der Testpflicht ausgenommen sind bereits immunisierte 
Personen (geimpfte und genesene Personen im Sinne 
des § 5b der VO-CP).

Anderen Personen, die sich nicht nur sehr kurzfristig 
oder ohne Kontakt zu den der Schule angehörigen Per-
sonen auf dem Schulgelände aufhalten ist der Zutritt 
zum Schulgelände nur gestattet, wenn sie einen Nach-
weis über das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem 
SARS-CoV-2-Virus vorweisen oder einen Test über 
das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem SARS-
CoV-2-Virus bei Zutritt durchführen.

Über die Zutrittsverbote sind im Eingangsbereich des 
Geländes der Schule entsprechende Hinweise anzu-
bringen. Diese können beispielsweise Hinweise zum 
Zutrittsverbot, grafische Darstellungen oder den Wort-
laut der Norm wiedergeben.

Absatz 5:

Unverändert gelten die Regelungen zum Tragen eines 
Mund-Nasen-Schutzes nach § 1a Absatz 1 bis 5 ent-
sprechend. Mit diesen Maßnahmen können poten-
tiell schwer kontrollierbare Infektionsherde möglichst 
frühzeitig erkannt und Infektionsketten unterbrochen 
werden. Aufgrund des aktuellen Infektionsgeschehens 
mit stark steigenden Infektionszahlen sind die Präven-
tionsmaßnahmen und Regelungen zum Tragen eines 
Mund-Nasen-Schutzes (MNS) an den Schulen für Ge-
sundheitsfachberufe und den Pflegeschulen auszuwei-
ten. Unter Berücksichtigung der 7-Tagesinzidenz von 
mehr als 35/100 000 ist nach den Empfehlungen des 
Robert Koch-Instituts auch im Klassenzimmer bzw. 
Schulungsraum eine Mund-Nasen-Bedeckung oder 
Mund-Nasen-Schutz zu tragen („Präventionsmaßnah-
men in Schulen während der COVID-19-Pandemie – 
Empfehlungen des Robert Koch-Instituts für Schulen“ 
veröffentlicht unter www.rki.de/DE/Content/ InfAZ/N/

Neuartiges_Coronavirus/Praevention-Schulen.pdf?_
blob=publicationFile). Die Pflicht zum Tragen eines 
MNS gilt nicht für Personen, die aufgrund einer ärzt-
lich attestierten gesundheitlichen Beeinträchtigung, 
einer chronischen Erkrankung oder einer Behinderung 
keinen Mund-Nasen-Schutz tragen können. Als Mund-
Nasen-Schutz gelten hierbei medizinische Gesichts-
masken (OP-Maske) sowie Masken der Standards 
KN95/N95, FFP2 oder höher (jeweils ohne Ausatem-
ventil).

Generell haben diese Schulen organisatorische Maß-
nahmen zu treffen, um die Durchmischung von Klas-
sen und jahrgangsübergreifenden Gruppen vorzubeu-
gen. Dies kann vor allem durch eine Steuerung der 
Wegeführung sowie durch die versetzte Gestaltung der 
Unterrichts- und Pausenzeiten erfolgen. Diese Vorga-
ben sind erforderlich, um Ansammlungen und Über-
schneidungen mehrerer Klassen in den Schulgebäuden 
zu vermeiden. Infolge des Präsenzunterrichts kann der 
Mindestabstand während des Unterrichts unterschritten 
werden.

Zu § 5 (Prüfungsverfahren)

Absatz 1

In den Pflegeberufen und den Gesundheitsfachberu-
fen bleibt es weiterhin zulässig, die Prüfungsteile der 
mündlichen und schriftlichen Prüfungen durchzufüh-
ren, soweit die Hygienemaßnahmen eingehalten wer-
den. Die in § 4 Absatz 1 genannten Mindestabstände 
und Hygienevorgaben gelten auch hier.

Absatz 2

Es wird klargestellt, dass für die Frage der Simulati-
onsprüfung das Landesamt für Soziales – Zentralstelle 
für Gesundheitsberufe und Landesprüfungsamt – zu-
ständig ist. Dies folgt der Regelung des § 1 Absatz 1 
der Verordnung über Zuständigkeiten im Bereich der 
Altenpflege vom 22. Februar 2011 (Amtsbl. I, S. 74), 
zuletzt geändert durch die Verordnung vom 24. No-
vember 2015 (Amtsbl. I S. 894), in Verbindung mit 
§ 1 der Verordnung zur Übertragung von Aufgaben 
des Landesamtes für Gesundheit und Verbraucher-
schutz auf das Landesamt für Soziales vom 10. Juli 
2012 (Amtsbl. I S. 251). Simulationsprüfungen kön-
nen in der Ausbildung der Altenpflege durchgeführt 
werden (§ 5 Absatz 5 Altenpflege-Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung), insbesondere, wenn nicht ge-
nügend Patientinnen und Patienten zur Durchführung 
der Prüfung zur Verfügung stehen. In den weiteren 
Gesundheitsfachberufen findet § 5 der Verordnung zur 
Sicherung der Ausbildungen in den Gesundheitsfach-
berufen während einer epidemischen Lage von natio-
naler Tragweite Anwendung. Danach kann jeweils der 
praktische Teil der staatlichen Prüfung mit geeigneten 
Modellen, Simulationspersonen oder Fallvorstellungen 
durchgeführt werden oder auch in anderen geeigneten 
Formaten abgehalten werden. Die Durchführung der 
Simulationsprüfungen ist dem Landesamt für Soziales 
formlos anzuzeigen, einer gesonderten Genehmigung 
bedarf es nicht.

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Praevention-Schulen.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Praevention-Schulen.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Praevention-Schulen.html
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Zu § 6 (Durchführung von Weiterbildungen)

Klargestellt wird, dass die Vorgaben der §§ 4 und 5 
auch für die beruflichen Fach- und Funktionsweiterbil-
dungen an den Pflegeschulen und Schulen für Gesund-
heitsfachberufe gelten, insbesondere für Fachpflege für 
Intensivpflege und Anästhesie nach der Verordnung zur 
Durchführung der Fachweiterbildung in den Pflegebe-
rufen Vom 30. Januar 2001 (Amtsbl. S. 593), zuletzt 
geändert durch die Verordnung vom 24. November 
2015 (Amtsbl. I S. 894).

Kapitel 3: Öffentliche und private 
Bildungseinrichtungen im außerschulischen 
Bereich

Zu § 7 (Außerschulische Bildungsveranstaltungen)

Der außerschulische Bildungsbereich hat eine hohe 
Priorität und ist dem Betrieb in Schulen und anderen 
Bildungsstätten gleichgestellt. Im Rahmen ihrer Kul-
tushoheit entscheiden die Länder über die schrittweise 
Rückkehr zum Präsenzunterricht.

Die Möglichkeit die berufliche Aus-, Fort- und Weiter-
bildung sowie Integrationskurse in Präsenzform durch-
führen zu lassen wird den erforderlichen Hygienebe-
stimmungen unterworfen (unter anderem im Hinblick 
auf die Zusammensetzung der Gruppe, die Gruppen-
größe in Abhängigkeit der Raumgröße, den Mindest-
abstand, Schutz- und Hygienevorkehrungen).

Bezugnehmend auf die arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahmen (Eingliederung in Arbeit und aktive Arbeits-
marktförderung) nach dem Zweiten und Dritten Buch 
Sozialsetzbuch (SGB II und SGB III), die ebenfalls 
unter Einhaltung von Hygienemaßnahmen nach den 
Empfehlungen des Robert Koch-Instituts sowie in 
Anlehnung an den „Musterhygieneplan Saarland zum 
Infektionsschutz in Schulen im Rahmen der Corona-
Pandemiemaßnahmen“ in Präsenzform stattfinden kön-
nen, soll auch die Ausbildung und Qualifizierung von 
Fachkräften durch Maßnahmen der beruflichen Aus-, 
Fort- und Weiterbildung sowie durch Integrationskurse 
sichergestellt werden.

Das Gleiche gilt für die Durchführung von pädagogisch 
begleiteten Seminaren für Freiwillige in Präsenzform 
nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz (JFDG) 
und dem Bundesfreiwilligendienstgesetz (BFDG). Die 
Freiwilligendienste sind für Jugendliche und junge Er-
wachsene ein wichtiges Angebot zur Persönlichkeits-
entwicklung und beruflichen Orientierung und können 
daher zur Bewältigung der Folgen der Corona-Pande-
mie einen wichtigen Beitrag leisten. Hierbei sind die 
Seminare ein unverzichtbarer Bestandteil der pädago-
gischen Arbeit, zu deren Teilnahme die Freiwilligen ge-
setzlich verpflichtet sind. Es liegt daher im öffentlichen 
Interesse, die Durchführung der Seminare auch in Prä-
senzform – unter Einhaltung von Hygienemaßnahmen 
nach den Empfehlungen des Robert Koch- Instituts so-
wie in Anlehnung an den „Musterhygieneplan Saarland 
zum Infektionsschutz in Schulen im Rahmen der Co-
rona-Pandemiemaßnahmen“ – wieder zu ermöglichen.

Die Ausbildung von Rettungssanitätern nach der Ret-
tungssantitäterverordnung sowie die damit zusammen-
hängenden Prüfungen, die unter Einhaltung von Hy-
gienemaßnahmen nach den Empfehlungen des Robert 
Koch- Instituts sowie in Anlehnung an den „Musterhy-
gieneplan Saarland zum Infektionsschutz in Schulen 
im Rahmen der Corona-Pandemiemaßnahmen“ kön-
nen weiterhin stattfinden.

Die nicht unter Nummer 1 aufgeführten Bildungsange-
bote der Einrichtungen der allgemeinen Weiterbildung, 
beispielsweise Volkshochschulen, können unter der Be-
dingung der Vorlage eines Nachweises über das Nicht-
vorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer stattfinden.

Des Weiteren sind außerschulische Bildungsveranstal-
tungen, die der Durchführung von Maßnahmen zur 
Verhütung übertragbarer Krankheiten, beispielswei-
se von Corona-Infektionen, zu dienen bestimmt sind 
in Präsenzform zulässig. Hierzu zählen insbesonde-
re Schulungen von Personal in Impfzentren, mobilen 
Impfteams, Corona-Testzentren sowie Einrichtungen 
des öffentlichen Gesundheitsdienstes, in denen medizi-
nische Untersuchungen, Präventionsmaßnahmen oder 
ambulante Behandlungen durchgeführt werden, die im 
Zusammenhang mit Maßnahmen zur Verhütung von 
SARS-CoV-2-Infektionen sowie dessen Verbreitung 
erfolgen.

Der Betrieb von Fahrschulen, Fahrlehrerausbildungs-
stätten und sonstigen im fahrerischen Bereich tätigen 
Bildungseinrichtungen in Präsenzform (theoretischer 
und praktischer Fahrschulunterricht) ist nur nach Vor-
lage eines Nachweises über das Nichtvorliegen einer 
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus gestattet. Es 
gelten das Abstandsgebot nach § 1 Abs. 1 Satz 2 so-
wie die Pflicht eine medizinische Gesichtsmaske (OP- 
Maske) oder eine Maske der Standards KN95/N95 
oder FFP2 oder eines vergleichbaren Standards zu 
tragen. Während des praktischen Unterrichts gilt das 
Erfordernis des Mindestabstands nicht, sofern dieses 
nicht eingehalten werden kann. Es dürfen sich höchs-
tens zwei Fahrschülerinen oder der Fahrschüler und die 
Fahrlehrerin oder der Fahrlehrer sowie während der 
Fahrprüfung zusätzlich die Prüfungspersonen im Fahr-
zeug aufhalten. Entsprechendes gilt für die Angebote 
von Flugschulen.

Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 2 ist der Betrieb 
von im Bereich der Jagd und Fischerei tätigen Bil-
dungseinrichtungen in Präsenzform ist nur nach Vor-
lage eines Nachweises über das Nichtvorliegen einer 
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus und unter Ein-
haltung von Hygienemaßnahmen nach den Empfeh-
lungen des Robert Koch-Instituts sowie in Anlehnung 
an den „Musterhygieneplan Saarland zum Infektions-
schutz in Schulen im Rahmen der Corona Pandemie-
maßnahmen“ zulässig, sofern ein dringendes öffentli-
ches Interesse besteht.

Im Bereich der Jagd besteht ein solch dringendes öf-
fentliches Interesse insbesondere zur Vorbeugung und 
bei der Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest. 
Die Ausbildung weiterer Jägerinnen und Jäger führt zu 
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einer erhöhten Anzahl aktiver Jägerinnen und Jägern im 
Saarland und damit einer effektiven Seuchenprävention.

Im Gleichklang mit Rheinland-Pfalz sind Hundeschu-
len für den Betrieb für Kleingruppen von maximal 
10 Personen im Außenbereich zuzulassen. Hundeschu-
len dienen neben der Sozialisierung von Hunden insbe-
sondere Hundehalterinnen und -haltern im Umgang mit 
neu erworbenen oder problematischen Hunden. Durch 
eine einmalige Welpenzeit eines jeden Hundes handelt 
es sich um nicht aufschiebbare Erziehungsphasen, de-
nen entsprechend Rechnung getragen und Hunden da-
mit eine artgerechte und damit tierschutzgerechte So-
zialisierung ermöglicht wird. Auch im Hinblick auf ein 
angemessenes Verhalten des Hundes im öffentlichen 
Raum ist der Besuch einer Hundeschule zum Schutz 
der Bevölkerung von gefährlichen Hunden unabding-
bar. Verwiesen sei zudem auf den Umstand, dass sich 
zu Zeiten der Corona-Pandemie überdurchschnittlich 
viele Haushalte Hunde angeschafft haben, die ange-
messen erzogen und sozialisiert werden müssen.

Zu § 8 (Saarländische Verwaltungsschule)

Die Saarländische Verwaltungsschule kann in ihren 
Räumlichkeiten Präsenzunterricht zur Prüfungsvor-
bereitung für die Ausbildungslehrgänge, deren Zwi-
schen- und Abschlussprüfung im Jahre 2021 termi-
niert ist, unter Beachtung der geltenden Hygiene- und 
Schutzmaßnahmen im unbedingt notwendigen Umfang 
durchführen. Mündliche, praktische und schriftliche 
Prüfungen können unter Beachtung der geltenden Hy-
giene- und Schutzmaßnahmen durchgeführt werden.

Kapitel 4

Zu § 9 (Dienstleister, die Eingliederungen in Arbeit 
erbringen)

Für Dienstleister, die Eingliederungen in Arbeit er-
bringen, werden für die Fortführung von Präsenzveran-
staltungen die entsprechenden Hygienebestimmungen 
vorgeschrieben (zum Beispiel Gruppengröße in Abhän-
gigkeit der Raumgröße, Mindestabstand, Schutz- und 
Hygienevorkehrungen). Im Übrigen müssen bei Unter-
richtsveranstaltungen die besonderen Schutz- und Hy-
gienevorkehrungen in Anlehnung an den Musterhygi-
eneplan Saarland zum Infektionsschutz in Schulen im 
Rahmen der Corona-Pandemiemaßnahmen insbeson-
dere im Hinblick auf die Regelungen zum Tragen einer 
Mund-Nasen-Bedeckung (MNB) sowie zur Raumhygi-
ene eingehalten werden.

Kapitel 5

Zu § 10 (Musik-, Kunst- und Schauspielunterricht)

Der Beschluss der Regierungschef*innen der Länder 
und der Bundeskanzlerin vom 10.02.2021 unterstreicht, 
dass Öffnungen im Betreuungs- und Bildungsbereich 
eine hohe Priorität haben und die Länder im Rahmen 
ihrer Kultushoheit über die schrittweise Rückkehr zum 
Präsenzunterricht entscheiden. Dies entspricht auch 
dem Beschluss der Kulturminister*innen der Länder 

vom 05.02.2021, wonach auch die außerschulischen 
Bildungsangebote der Kultureinrichtungen und der 
künstlerischen Schulen wieder zugelassen werden sol-
len, wenn Schulen und Kitas geöffnet werden.

Hierbei sind die Kunstrichtungen Musik, bildende 
Kunst, Darstellendes Spiel und Tanz gleich zu behan-
deln. Dies betrifft jeden Unterricht im öffentlichen wie 
im privaten Bereich.

Der Unterricht in Präsenzform ist als Einzelunterricht 
oder, unter der Bedingung der Vorlage eines Nachwei-
ses über das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem 
SARS-CoV-2-Virus der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer, als Gruppenunterricht an öffentlichen und privaten 
künstlerischen Schulen zulässig. Von der Testpflicht 
ausgenommen sind Minderjährige. Die Hygienemaß-
nahmen nach den Empfehlungen des Robert Koch-In-
stituts sowie in Anlehnung an den „Musterhygieneplan 
Saarland zum Infektionsschutz in Schulen im Rahmen 
der Corona Pandemiemaßnahmen“ sind hierbei einzu-
halten.

Ein potentielles Infektionsrisiko wird durch die ent-
sprechende Anwendung des „Musterhygieneplans 
Saarland zum Infektionsschutz in Schulen im Rahmen 
der Corona Pandemiemaßnahmen“ (z. B. durch Ein-
haltung des Mindestabstands und Tragen von MNS) 
weiter reduziert.

Die potenzielle gesundheitliche Gefährdung aufgrund 
der Raumstruktur, der klimatischen Systeme und wei-
terer Steuerungsmöglichkeiten ist daher als gering ein-
zuschätzen. Darüber hinaus haben viele künstlerische 
Schulen die Schließung genutzt, um die bisher beste-
henden Hygienekonzepte durch Maßnahmen wie den 
Einbau neuer Belüftungssysteme weiter zu verbessern.

Geeignete, kontaktfreie Angebote zur kulturellen Be-
tätigung im Innen- und Außenbereich durch darauf aus-
gerichtete Einrichtungen, wie beispielsweise Chor- und 
Musikproben sind zulässig Die Gefahr von Infektionen 
ist durch die kontaktfreie Durchführung im Außenbe-
reich minimiert. Derartige Angebote sind ebenso wie 
die Sportangebote u. a. auch für das Kindeswohl von 
großer Relevanz. Im Innenbereich müssen die Teilneh-
menden den Nachweis über das Nichtvorliegen einer 
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus führen. Von der 
Testpflicht ausgenommen sind Minderjährige. Durch 
die Regelung wird zum einen die Durchführung bereits 
etablierte Freiluftangebote beispielsweise im Deutsch-
Französischen Garten, im Rahmen des „Urwald vor 
den Toren der Stadt“, oder Ähnliches in einem kleinen 
Rahmen wieder möglich, zum anderen aber auch die – 
teilweise schon im letzten Jahr erprobte – Umstellung 
von bisher im Innenbereich bestehenden Angeboten auf 
einen geeigneten Rahmen im Außenbereich. Durch den 
entsprechenden Verweis in § 10 der Verordnung zum 
Schulbetrieb und zum Betrieb sonstiger Bildungsein-
richtungen sowie zum Betrieb von Kindertageseinrich-
tungen während der Corona-Pandemie sind geeignete 
Angebote auch durch die dort genannten künstlerischen 
Schulen ausdrücklich zulässig.
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Kapitel 6
Zu § 11 (Ordnungswidrigkeiten)
Definiert die Zuwiderhandlungen gegen die genannten 
Vorschriften als Ordnungswidrigkeiten, soweit sich die 
entsprechenden Regelungen auf § 32 Absatz 1 in Ver-
bindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 und § 28a Absatz 1 
Infektionsschutzgesetz stützen.

Zu § 12 (Geltungsvorrang des Bundesrechts)
Die Regelungen nach dieser Verordnung gelten vorbe-
haltlich der vorrangigen Geltung des § 28b des Infek-
tionsschutzgesetzes und von Rechtsverordnungen der 
Bundesregierung auf der Grundlage des dortigen Ab-
satzes 6 sowie des § 28c des Infektionsschutzgesetzes.

Zu 13 (Testungen und immunisierte Personen)
Personen mit dem Nachweis über das Nichtvorliegen 
einer Infektion mit SARS-CoV-2-Virus im Sinne des 
§ 5a Absatz 1 der Verordnung zur Bekämpfung der Co-
rona-Pandemie stehen gemäß § 3 und § 7 der COVID-
19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung 8. Mai 
2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1) geimpfte Personen 
und genesene Personen gleich.

Nachweise nach § 2 Nummer 3 und 5 der COVID-
19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung sind 
den nach § 12 Absatz 1 der Verordnung zur Bekämp-
fung der Corona-Pandemie genannten Behörden im 
Rahmen ihrer Kontrolltätigkeit auf Verlangen vorzu-
weisen.

Zu §14 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Die Verordnung tritt am 11. Juni 2021 in Kraft und 
mit Ablauf des 24. Juni 2021 außer Kraft. Gleichzeitig 
mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Ver-
ordnung zum Schulbetrieb und den Betrieb sonstiger 
Bildungseinrichtungen sowie zum Betrieb von Kin-
dertageseinrichtungen vom 2. Juni 2021 außer Kraft. 
Gemäß § 4 des Saarländischen COVID-19-Maßnah-
mengesetzes vom 22. Januar 2021 tritt die Verordnung 
spätestens zwei Wochen nach ihrem Inkrafttreten außer 
Kraft, kann aber entsprechend der epidemiologischen 
Situation verlängert werden.

zu Artikel 3

Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten.
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— Anlage —

Testzertifikat

Vorname & Name    geb. am

wohnhaft in

hat nach Vorlage eines gültigen Ausweisdokumentes am 

heutigen       (Datum & Uhrzeit)

einen SARS-CoV-2 PoC-Antigen-Test oder Selbsttest an einer 
privaten oder im Auftrag des Saarlandes  betriebenen durchfüh-
renden Teststelle gemäß § 5a der Verordnung zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie  gemacht.

Das Testergebnis war:  negativ  positiv

Teststelle & Name der  verantwortlichen/durchführenden Person

verwendeter Test & Hersteller

Stempel & Unterschrift
Teststelle

Unterschrift
getestete Person

Die Landesregierung weist darauf hin, dass eine mittels PoC-Antigen-Test 
positiv getestete Person als ansteckungsverdächtig im Sinne des § 2 Nr. 7 
IfSG gilt. Eine durch geschultes Personal positiv getestete Person ist durch 
die Teststelle an das zuständige Gesundheitsamt zu melden und sollte sich 
in häusliche Quarantäne begeben, bis ein Bestätigungstest mittels PCR-
Testung erfolgt ist.
Datenschutz: Ich bestätige mit meiner Unterschrift mein Einverständnis zur Erhebung und Verarbeitung  meiner personen-
bezogenen Daten zum Zwecke der Durchführung eines SARS-CoV-2 PoC-Antigen-Test. Die personenbezogenen Daten 
werden durch die angegebene Teststelle sowie die zuständigen Gesundheitsämter verarbeitet. Ich bin mit der Verarbei-
tung meiner Daten sowie der Kontaktaufnahme per E-Mail, Telefon, SMS oder postalisch einverstanden.
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197 Verordnung zu Hygienerahmenkonzepten  
 auf der Grundlage der Verordnung  
 zur Bekämpfung der Corona-Pandemie

Vom 10. Juni 2021

Auf Grund § 32 Absatz Satz 1 und 2 in Verbindung 
mit § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 und § 28a und § 73 Ab-
satz 1a Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes vom 
20. Juli 2020 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 29. März 2021 (BGBl. I 
S. 370) und § 5 Absatz 3 des Landesorganisationsgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. März 
1997 (Amtsbl. S. 410), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 13. Juni 2018 (Amtsbl. I S. 358), in 
Verbindung mit § 5 Absatz 3 der Verordnung zur Be-
kämpfung der Corona-Pandemie in der Fassung vom 
10. Juni 2021 (Amtsbl. I S. 1568), in der jeweils gül-
tigen Ablösefassung, verordnet das Ministerium für 
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie im Einver-
nehmen mit der Staatskanzlei, dem Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr, dem Ministe-
rium für Inneres, Bauen und Sport, dem Ministerium 
für Bildung und Kultur und dem Ministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz:

Abschnitt 1

Hygienerahmenkonzept  
für körpernahe Dienstleistungen

§ 1 
Präambel

Die nachfolgenden Hygiene- und Infektionsschutz-
standards gelten nach Maßgabe des § 5 Absatz 3 der 
jeweiligen Verordnung zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie für die Erbringung körpernaher Dienstleis-
tungen. Die nachfolgenden Standards bilden nur die 
einzuhaltenden Verpflichtungen ab, die sich aus dem 
Infektionsschutzgesetz, der Verordnung zur Verhütung 
übertragbarer Krankheiten (Hygiene-Verordnung) vom 
16. April 2014 (Amtsbl. I S. 147), der Verordnung zur 
Bekämpfung der Corona-Pandemie sowie den Empfeh-
lungen des Robert Koch-Institutes ergeben. Gegebe-
nenfalls weitergehende Pflichten zum Infektionsschutz 
oder zur Hygiene aus anderen Rechtsvorschriften (zum 
Beispiel Arbeitsschutzrecht) müssen ebenfalls und ge-
gebenenfalls darüber hinaus beachtet werden.

§ 2 
Friseurhandwerk

(1) Kundinnen und Kunden sowie Beschäftigten (je-
weils inkl. Geschäftsinhaberin/-inhaber) mit Symp-
tomen einer Atemwegsinfektion ist der Zutritt zu den 
Geschäftsräumen zu verweigern; Ausnahmen für Kun-
dinnen und Kunden sind nur bei zwingenden medizi-
nischen Gründen und unter Beachtung besonderer zu-
sätzlicher Schutzmaßnahmen zulässig.

(2) Kundinnen und Kunden müssen sich beim Betre-
ten des Salons die Hände waschen oder desinfizieren 
(Desinfektionsmittel mindestens „begrenzt viruzid“). 

Beschäftigte, Kundinnen und Kunden müssen in den 
Geschäftsräumen eine Mund-Nasen-Bedeckung im 
Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 6 der Verordnung zur 
Bekämpfung der Corona-Pandemie tragen, das heißt 
eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) oder 
auch eine Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2 
oder höherer Standards, sofern gesundheitliche Grün-
de nicht entgegenstehen. Die Mund-Nasen-Bedeckung 
darf von Kundinnen und Kunden maximal vorüberge-
hend entfernt werden, wenn das zur Leistungserbrin-
gung zwingend erforderlich ist. Die Beschäftigten soll-
ten die Mund-Nasen-Bedeckung grundsätzlich nach 
Abschluss einer Kundin/eines Kunden wechseln. Bei 
ausnahmsweise paralleler Kundenbetreuung und gene-
rell muss eine Maske bei Durchfeuchtung gewechselt 
werden. Mund-Nase-Bedeckungen müssen vor der 
nächsten Benutzung bei mindestens 60 °C gewaschen 
werden.
(3) Bei gesichtsnahen Dienstleistungen und nicht ein-
zuhaltenden Schutzabständen müssen Beschäftigte 
während der Behandlung mindestens eine FFP2-, eine 
KN95- oder N95-Maske tragen, ergänzt von einer 
Schutzbrille oder einem Gesichtsschild.
(4) Die Beschäftigten müssen vor jedem Kundenwech-
sel die Hände waschen oder desinfizieren. Das Tragen 
von Einweghandschuhen ist vom Beginn der Dienst-
leistung bis nach dem Waschen der Haare obligatorisch; 
die Handschuhe sind nach jeder Kundin/jedem Kunden 
zu wechseln. Das gilt auch während einer möglichen 
parallelen Betreuung mehrerer Kunden.
(5) Kundinnen und Kunden müssen einen Umhang 
tragen, der alle Kontaktpunkte abdeckt. Gebrauchte 
Textilien und ähnliches sind nach jedem Kundenwech-
sel gleichfalls zu wechseln. Sofern es sich nicht um 
Einwegumhänge handelt, müssen diese sowie die ge-
brauchten Textilien wie Handtücher oder ähnliches bei 
mindestens 60 °C gewaschen werden.
(6) Allen Kundinnen und Kunden ist vor Beginn der 
Leistungserbringung das Haar zu waschen. Ausnahmen 
aus zwingenden medizinischen Gründen sind zulässig. 
Auf das Waschen kann zudem vor einem Haarfärben 
unter Verwendung von Einweghandschuhen verzichtet 
werden.
(7) In Sanitär- und Gemeinschafts-/Pausenräumen sind 
Händedesinfektionsmittel, Flüssigseife und Einmal-
handtücher zur Verfügung zu stellen. Die Räume sind 
in kurzen Intervallen zu reinigen. Es gilt ebenso der 
Mindestabstand untereinander.
(8) Erfolgt die Behandlung an zwei gleichzeitig mit 
Personen besetzten Behandlungsplätzen ohne eine 
räumliche/bauliche Trennung, muss der Abstand zwi-
schen den Arbeitsplätzen mindestens 2,5 Meter betra-
gen (gesicherter Mindestabstand 1,5 Meter zuzüglich 
Bewegungsraum). Der in Satz 1 genannte Mindest-
abstand kann bei Einhaltung gleichgeeigneter Schutz-
maßnahmen unterschritten werden.
(9) Die gleichzeitige Anwesenheit von Kundinnen/
Kunden in Wartebereichen ist durch Terminvergabe zu 
vermeiden; Mindestabstände sind einzuhalten; der Zu-
tritt ist so zu regeln, dass je 5 Quadratmeter Fläche im 
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Geschäftsraum nicht mehr als 1 Kundin/Kunde anwe-
send ist. Bereits bei der Vergabe ist der Kundenwunsch 
abzuklären, um die Kommunikation im Friseursalon 
auf ein Minimum zu reduzieren.

(10) Werden Zeitschriften oder eine Bewirtung ange-
boten, sind Hygienemaßnahmen empfohlen, die eine 
Keimverschleppung auf Geschirr, Zeitungen, Zeit-
schriften und Personen verhindern sollen. Dazu zäh-
len zum Beispiel die Händehygiene der Beschäftigten 
und der Kundschaft wie Handschuhtragen, Händedes-
infektion oder Händewaschen sowie das Tragen einer 
Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne des § 2 Absatz 2 
Nummer 6 der Verordnung zur Bekämpfung der Coro-
na-Pandemie (medizinische Gesichtsmaske (OP-Mas-
ke) oder auch eine Maske der Standards KN95/N95 
oder FFP2 oder höherer Standards).

(11) Alle Kontaktflächen wie etwa Stühle, Polster und 
Ablagen sind nach jedem Gebrauch mit einem fettlö-
senden Haushaltsreiniger zu reinigen. Es erfolgt zudem 
eine der Besucherfrequenz angemessene regelmäßige 
Desinfektion für Arbeitsflächen und ähnliches. Alle 
Materialien und Arbeitsgeräte (zum Beispiel Schere, 
Kämme) sind nach jeder Kundin, jedem Kunden ord-
nungsgemäß zu reinigen und mindestens an jedem Ar-
beitstag zu desinfizieren.

(12) Die Geschäftsräume müssen regelmäßig und aus-
reichend belüftet sein, Querlüftung sollte erfolgen. Ab-
fälle müssen in kurzen Intervallen ordnungsgemäß ent-
sorgt werden.

(13) Die Beschäftigten werden in die vorgenannten 
Schutzmaßnahmen und Verhaltensregeln (einschließ-
lich allgemeiner Regeln des Infektionsschutzes, wie 
etwa „Niesetikette“ oder die Einordnung von Erkäl-
tungssymptomen) unterwiesen. Die Kundinnen und 
Kunden werden etwa durch Hinweisschilder oder Aus-
hänge über die einzuhaltenden Regeln informiert.

(14) Absatz 2 Satz 2 bis 6, die Absätze 3 bis 7 sowie 
Absatz 13 Satz 1 gelten entsprechend für die Erbrin-
gung von Friseurleistungen außerhalb von Geschäfts-
räumen (im häuslichen Umfeld und in Einrichtungen 
der stationären Pflege). Vor Aufnahme der Dienstleis-
tung ist die Händedesinfektion (Desinfektionsmittel 
mindestens „begrenzt viruzid“) sicherzustellen.

(15) Die Hygiene-Verordnung vom 16. April 2014 
(Amtsbl. I S. 147) bleibt unberührt.

§ 3 
Podologische Behandlungen,  

podologische Fußpflege

(1) Kundinnen und Kunden sowie Beschäftigten (je-
weils einschließlich Geschäftsinhaberin/-inhaber) mit 
Symptomen einer Atemwegsinfektion ist der Zutritt zu 
den Geschäftsräumen zu verweigern; Ausnahmen bei 
Beschäftigten sind nach ärztlicher Abklärung möglich; 
Ausnahmen für Kundinnen und Kunden sind nur bei 
zwingenden medizinischen Gründen und unter Be-
achtung besonderer zusätzlicher Schutzmaßnahmen 
zulässig.

(2) Kundinnen und Kunden müssen sich beim Be-
treten der Praxis bzw. der Betriebsräume die Hände 
waschen oder desinfizieren (Desinfektionsmittel min-
destens „begrenzt viruzid“). Beschäftigte, Kundinnen 
und Kunden müssen in der Praxis bzw. den Geschäfts-
räumen eine Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne des § 2 
Absatz 2 Nummer 6 der Verordnung zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie in der jeweils geltenden Fas-
sung tragen, das heißt eine medizinische Gesichts-
maske (OP-Maske) oder auch eine Maske der Stan-
dards KN95/N95 oder FFP2 oder höherer Standards, 
sofern gesundheitliche Gründe nicht entgegenstehen. 
Die Mund-Nasen-Bedeckung darf von Kundinnen 
und Kunden maximal vorübergehend entfernt werden, 
wenn das zur Leistungserbringung zwingend erforder-
lich ist. Die Beschäftigten sollten die Mund-Nasen-Be-
deckung grundsätzlich nach Abschluss einer Kundin/
einem Kunden wechseln. Bei ausnahmsweise paralle-
ler Kundenbetreuung und generell muss eine Maske 
bei Durchfeuchtung gewechselt werden. Mund-Nase-
Bedeckungen müssen vor der nächsten Benutzung bei 
mindestens 60 °C gewaschen werden.

(3) Die Beschäftigten müssen vor jedem Kundenwech-
sel die Hände waschen und desinfizieren. Das Tragen 
von Einweghandschuhen ist von Beginn der Dienstleis-
tung bis nach Abschluss der Behandlung obligatorisch; 
die Handschuhe sind nach jeder Kundin/jedem Kunden 
zu wechseln. Das gilt auch während einer möglichen 
parallelen Betreuung mehrerer Kunden.

(4) Den Kunden sind vor Beginn der Leistungserbrin-
gung die zu behandelnden Füße zu waschen oder zu 
desinfizieren. Ausnahmen aus zwingenden medizini-
schen Gründen sind zulässig.

(5) In Sanitär- und Gemeinschafts-/Pausenräumen sind 
Händedesinfektionsmittel, Flüssigseife und Einmal-
handtücher zur Verfügung zu stellen. Die Räume sind 
in kurzen Intervallen zu reinigen. Es gilt ebenso der 
Mindestabstand untereinander.

(6) Erfolgt die Behandlung an zwei gleichzeitig mit 
Personen besetzten Behandlungsplätzen ohne eine 
räumliche/bauliche Trennung, muss der Abstand zwi-
schen den Arbeitsplätzen mindestens 2,5 Meter betra-
gen (gesicherter Mindestabstand 1,5 Meter zuzüglich 
Bewegungsraum). Der in Satz 1 genannte Mindest-
abstand kann bei Einhaltung gleichgeeigneter Schutz-
maßnahmen unterschritten werden.

(7) Die gleichzeitige Anwesenheit von Kundinnen/ 
Kunden in Wartebereichen ist durch Terminvergabe zu 
vermeiden; Mindestabstände sind einzuhalten; der Zu-
tritt ist so zu regeln, dass je 5 Quadratmeter Fläche im 
Geschäftsraum nicht mehr als 1 Kundin/Kunde anwe-
send ist. Bereits bei der Vergabe von Terminen ist der 
Kundenwunsch abzuklären, um die Kommunikation in 
der Praxis/Fußpflegeeinrichtung auf ein Minimum zu 
reduzieren.

(8) Werden Zeitschriften oder eine Bewirtung ange-
boten, sind Hygienemaßnahmen empfohlen, die eine 
Keimverschleppung auf Geschirr, Zeitungen, Zeit-
schriften und Personen verhindern sollen. Dazu zäh-
len zum Beispiel die Händehygiene der Beschäftigten 
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und der Kundschaft wie Handschuhtragen, Hände-
desinfektion oder Händewaschen sowie das Tragen 
einer Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne des § 2 Ab-
satz 2 Nummer 6 der Verordnung zur Bekämpfung der 
Corona- Pandemie (medizinische Gesichtsmaske (OP-
Maske) oder auch eine Maske der Standards KN95/
N95 oder FFP2 oder höherer Standards).
(9) Alle Kontaktflächen wie etwa Stühle, Polster und 
Ablagen sind nach jedem Gebrauch mit einem fettlö-
senden Haushaltsreiniger zu reinigen. Es erfolgt zudem 
eine der Besucherfrequenz angemessene regelmäßige 
Desinfektion für Arbeitsflächen oder ähnliches.
(10) Alle Materialien und Arbeitsgeräte (wie etwa Na-
gelzangen, Feilen) sind nach jeder Kundin, jedem Kun-
den ordnungsgemäß zu reinigen und zu desinfizieren.
(11) Die Geschäftsräume müssen regelmäßig und aus-
reichend belüftet sein, Querlüftung sollte erfolgen. Ab-
fälle müssen in kurzen Intervallen ordnungsgemäß ent-
sorgt werden.
(12) Die Beschäftigten werden in die vorgenannten 
Schutzmaßnahmen und Verhaltensregeln (einschließ-
lich allgemeiner Regeln des Infektionsschutzes, wie 
etwa „Niesetikette“ oder die Einordnung von Erkäl-
tungssymptomen) unterwiesen. Die Kundinnen und 
Kunden werden etwa durch Hinweisschilder oder Aus-
hänge über die einzuhaltenden Regeln informiert.
(13) Absatz 2 Satz 2 bis 6, Absatz 3, Absatz 4, Ab-
satz 10 und Absatz 12 Satz 1 gelten entsprechend für 
die Erbringung der Dienstleistungen außerhalb von 
Geschäftsräumen (im häuslichen Umfeld und in Ein-
richtungen der stationären Pflege). Vor Aufnahme der 
Dienstleistung ist die Händedesinfektion (Desinfek-
tionsmittel mindestens „begrenzt viruzid“) sicherzu-
stellen.
(14) Die Hygiene-Verordnung vom 16. April 2014 
(Amtsbl. I S. 147) bleibt unberührt.

§ 4 
Kosmetikstudios, Nagelstudios, Tätowierstudios, 

Piercingstudios, Manikürstudios
(1) Kundinnen und Kunden sowie Beschäftigten (je-
weils einschließlich Geschäftsinhaberin/-inhaber) mit 
Symptomen einer Atemwegsinfektion ist der Zutritt zu 
den Geschäftsräumen zu verweigern; Ausnahmen bei 
Beschäftigten sind nach ärztlicher Abklärung möglich; 
Ausnahmen für Kundinnen und Kunden sind nur bei 
zwingenden medizinischen Gründen und unter Be-
achtung besonderer zusätzlicher Schutzmaßnahmen 
zulässig.
(2) Kundinnen und Kunden müssen sich beim Betre-
ten des Studios bzw. der Betriebsräume die Hände wa-
schen oder desinfizieren (Desinfektionsmittel mindes-
tens „begrenzt viruzid“). Beschäftigte, Kundinnen und 
Kunden müssen im Studio bzw. den Geschäftsräumen 
eine Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne des § 2 Ab-
satz 2 Nummer 6 der Verordnung zur Bekämpfung der 
Corona-Pandemie tragen, das heißt eine medizinische 
Gesichtsmaske (OP-Maske) oder auch eine Maske der 
Standards KN95/N95 oder FFP2 oder höherer Stan-

dards, sofern gesundheitliche Gründe nicht entgegen-
stehen. Die Mund-Nasen-Bedeckung darf von Kun-
dinnen und Kunden maximal vorübergehend entfernt 
werden, wenn das zur Leistungserbringung zwingend 
erforderlich ist. Die Beschäftigten sollten die Mund-
Nasen-Bedeckung grundsätzlich nach Abschluss einer 
Kundin/einem Kunden wechseln. Bei ausnahmsweise 
paralleler Kundenbetreuung und generell muss eine 
Maske bei Durchfeuchtung gewechselt werden. Mund-
Nase-Bedeckungen müssen vor der nächsten Benut-
zung bei mindestens 60 °C gewaschen werden.

(3) Kontaktpunkte zur Kleidung der Kundin bzw. des 
Kunden sind während der Behandlung abzudecken.

(4) Bei gesichtsnahen Dienstleistungen und nicht ein-
zuhaltenden Schutzabständen müssen Beschäftig-
te während der Behandlung mindestens eine FFP2-, 
eine KN95- oder N95-Maske tragen, ergänzt von 
einer Schutzbrille oder einem Gesichtsschild. Dienst-
leistungen am Gesicht, insbesondere Schminken, Ge-
sichtshaar-, Augenbrauen- und Wimpernpflege sowie 
Gesichtspiercings und -tätowierungen, sind nur dann 
gestattet, wenn die Dienstleister zum Schutz ihrer eige-
nen Gesundheit erhöhte Hygienemaßnahmen ergreifen 
und auch die Kundschaft bei Dienstleistungen am Ge-
sicht durch das Tragen von entsprechenden Masken ge-
schützt wird, sofern dies -bei Arbeiten im oberen Ge-
sichtsbereich- möglich ist.

(5) In Sanitär- und Gemeinschafts-/Pausenräumen sind 
Händedesinfektionsmittel, Flüssigseife und Einmal-
handtücher zur Verfügung zu stellen. Die Räume sind 
in kurzen Intervallen zu reinigen. Es gilt ebenso der 
Mindestabstand untereinander.

(6) Die gleichzeitige Anwesenheit von Kundinnen/
Kunden in Wartebereichen ist durch Terminvergabe zu 
vermeiden; Mindestabstände sind einzuhalten; der ge-
nannte Mindestabstand kann bei Einhaltung gleichge-
eigneter Schutzmaßnahmen unterschritten werden; der 
Zutritt ist so zu regeln, dass je 5 Quadratmeter Fläche 
im Geschäftsraum nicht mehr als 1 Kundin/Kunde an-
wesend ist. Bereits bei der Vergabe von Terminen ist 
der Kundenwunsch abzuklären, um die Kommunika-
tion im Studio auf ein Minimum zu reduzieren.

(7) Werden Zeitschriften oder eine Bewirtung ange-
boten, sind Hygienemaßnahmen empfohlen, die eine 
Keimverschleppung auf Geschirr, Zeitungen, Zeit-
schriften und Personen verhindern sollen. Dazu zäh-
len zum Beispiel die Händehygiene der Beschäftigten 
und der Kundschaft wie Handschuhtragen, Händedes-
infektion oder Händewaschen sowie das Tragen einer 
Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne des § 2 Absatz 2 
Nummer 6 der Verordnung zur Bekämpfung der Co-
rona-Pandemie (medizinische Gesichtsmaske (OP- 
Maske) oder auch eine Maske der Standards KN95/
N95 oder FFP2 oder höherer Standards).

(8) Alle Kontaktflächen wie etwa Stühle, Polster und 
Ablagen sind nach jedem Gebrauch mit einem fettlö-
senden Haushaltsreiniger zu reinigen. Es erfolgt zudem 
eine der Besucherfrequenz angemessene regelmäßige 
Desinfektion für Arbeitsflächen und ähnliches.
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(9) Die Geschäftsräume müssen regelmäßig und aus-
reichend belüftet sein, Querlüftung sollte erfolgen. 
Abfälle müssen in kurzen Intervallen ordnungsgemäß 
entsorgt werden.
(10) Die Beschäftigten werden in die vorgenannten 
Schutzmaßnahmen und Verhaltensregeln (einschließ-
lich allgemeiner Regeln des Infektionsschutzes, wie 
etwa „Niesetikette“ oder die Einordnung von Erkäl-
tungssymptomen) unterwiesen. Die Kundinnen und 
Kunden werden etwa durch Hinweisschilder oder Aus-
hänge über die einzuhaltenden Regeln informiert.
(11) Absatz 2 Satz 2 bis 7, die Absätze 3 und 4 sowie 
Absatz 10 Satz 1 gelten entsprechend für die Erbrin-
gung der Dienstleistungen außerhalb von Geschäfts-
räumen (im häuslichen Umfeld und in Einrichtungen 
der stationären Pflege). Vor Aufnahme der Dienstleis-
tung ist die Händedesinfektion (Desinfektionsmittel 
mindestens „begrenzt viruzid“) sicherzustellen.
(12) Die Hygiene-Verordnung vom 16. April 2014 
(Amtsbl. I S. 147) bleibt unberührt.

§ 5 
Massage/Massagestudios

(1) Bei gesichtsnahen Dienstleistungen und nicht ein-
haltbaren Schutzabständen müssen Beschäftigte wäh-
rend der Behandlung mindestens eine FFP2-, eine 
KN95- oder N95-Maske* tragen, ergänzt von einer 
Schutzbrille oder einem Gesichtsschild.
(2) Kundinnen und Kunden sowie Beschäftigten (je-
weils inkl. Geschäftsinhaberin/-inhaber) mit Symp-
tomen einer Atemwegsinfektion ist der Zutritt zum 
Massagestudio oder zu den Geschäftsräumen zu ver-
weigern; Ausnahmen bei Beschäftigten sind nach ärzt-
licher Abklärung möglich; Ausnahmen für Kundinnen 
und Kunden sind nur bei zwingenden medizinischen 
Gründen und unter Beachtung besonderer zusätzlicher 
Schutzmaßnahmen zulässig.
(3) Kundinnen und Kunden müssen sich beim Betreten 
des Massagestudios bzw. der Betriebsräume die Hände 
waschen oder desinfizieren (Desinfektionsmittel mind. 
„begrenzt viruzid“). Beschäftigte, Kundinnen und 
Kunden müssen in den Geschäftsräumen eine Mund-
Nasen-Bedeckung im Sinne des § 2 Absatz 2 Num-
mer 6 der Verordnung zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie in der jeweils geltenden Fassung tragen, das 
heißt eine medizinische Gesichtsmaske (OP-Maske) 
oder auch eine Maske der Standards KN95/N95 oder 
FFP2 oder höherer Standards, sofern gesundheitliche 
Gründe nicht entgegenstehen. Die Beschäftigten soll-
ten die Mund-Nasen-Bedeckung grundsätzlich nach 
Abschluss einer Kundin/einem Kunden wechseln. Bei 
ausnahmsweise paralleler Kundenbetreuung und gene-
rell muss eine Maske bei Durchfeuchtung gewechselt 
werden. Mund-Nase-Bedeckungen müssen vor der 
nächsten Benutzung bei mindestens 60 °C gewaschen 
werden.
(4) In Sanitär- und Gemeinschafts-/Pausenräumen sind 
Händedesinfektionsmittel, Flüssigseife und Einmal-
handtücher zur Verfügung zu stellen. Die Räume sind 

in kurzen Intervallen zu reinigen. Es gilt ebenso der 
Mindestabstand untereinander.
(5) Die gleichzeitige Anwesenheit von Kundinnen/
Kunden in Wartebereichen ist durch Terminvergabe zu 
vermeiden; Mindestabstände sind einzuhalten; der Zu-
tritt ist so zu regeln, dass je 5 Quadratmeter Fläche im 
Geschäftsraum nicht mehr als 1 Kundin/Kunde anwe-
send ist. Bereits bei der Vergabe von Terminen ist der 
Kundenwunsch abzuklären, um die Kommunikation 
im Massagestudio auf ein Minimum zu reduzieren.
(6) Die Geschäftsräume müssen regelmäßig und aus-
reichend belüftet sein, Querlüftung sollte erfolgen. 
Abfälle müssen in kurzen Intervallen ordnungsgemäß 
entsorgt werden.
(7) Erfolgt die Behandlung an zwei gleichzeitig mit 
Personen besetzten Behandlungsplätzen ohne eine 
räumliche Trennung, muss der Abstand zwischen den 
Arbeitsplätzen mindestens 2,5 Meter betragen (ge-
sicherter Mindestabstand 1,5 Meter zuzüglich Bewe-
gungsraum). Der in Satz 1 genannte Mindestabstand 
kann bei Einhaltung gleichgeeigneter Schutzmaßnah-
men unterschritten werden.
(8) Alle Kontaktflächen wie etwa Stühle, Polster und 
Ablagen sind nach jedem Gebrauch mit einem fettlö-
senden Haushaltsreiniger zu reinigen. Es erfolgt zudem 
eine der Besucherfrequenz angemessene regelmäßige 
Desinfektion für Arbeitsflächen und ähnliches.
(9) Werden Zeitschriften oder eine Bewirtung ange-
boten, sind Hygienemaßnahmen empfohlen, die eine 
Keimverschleppung auf Geschirr, Zeitungen, Zeit-
schriften und Personen verhindern sollen. Dazu zäh-
len zum Beispiel die Händehygiene der Beschäftigten 
und der Kundschaft wie Handschuhtragen, Händedes-
infektion oder Händewaschen sowie das Tragen einer 
Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne des § 2 Absatz 2 
Nummer 6 der Verordnung zur Bekämpfung der Coro-
na-Pandemie (medizinische Gesichtsmaske (OP-Mas-
ke) oder auch eine Maske der Standards KN95/N95 
oder FFP2 oder höherer Standards).
(10) Die Geschäftsräume müssen regelmäßig und aus-
reichend belüftet sein, Querlüftung sollte erfolgen. Ab-
fälle müssen in kurzen Intervallen ordnungsgemäß ent-
sorgt werden.
(11) Die Beschäftigten werden in die vorgenannten 
Schutzmaßnahmen und Verhaltensregeln (einschließ-
lich allgemeiner Regeln des Infektionsschutzes, wie 
etwa „Niesetikette“ oder die Einordnung von Erkäl-
tungssymptomen) unterwiesen. Die Kundinnen und 
Kunden werden etwa durch Hinweisschilder oder Aus-
hänge über die einzuhaltenden Regeln informiert.

§ 6 
Kontaktnachverfolgung

Die Kontaktnachverfolgung nach §§ 6 bis 8 des Saar-
ländischen COVID-19-Maßnahmengesetzes vom 
22. Januar 2021 (Amtsbl. I S. 220) sowie § 3 der Ver-
ordnung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie ist 
für alle körpernahen Dienstleistungen sicherzustellen. 
Insbesondere besteht die Verpflichtung, Vor- und Fa-
milienname, Anschrift und Erreichbarkeit (Rufnummer 
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oder E-Mail-Adresse) und der Ankunftszeit zu erfas-
sen, die erhobenen Daten nur zu Zwecken der Weiter-
gabe an die Gesundheitsämter zu verwenden und den 
unbefugten Zugriff auf die Daten zu verhindern. Nach 
Ablauf von vier Wochen ist die Dokumentation zu ver-
nichten.

Abschnitt 2
Hygienerahmenkonzept für Veranstaltungen unter 

Beteiligung von Schaustellerbetrieben

§ 7 
Präambel

Die Beachtung und Umsetzung der Hygienemaßnah-
men, das Abstandhalten sowie das Tragen von Mund-
Nasen-Bedeckungen sind Maßnahmen, die das Infek-
tionsgeschehen eindämmen können. Die konsequente 
Umsetzung dieser Maßnahmen ermöglicht es, Volks-, 
Dorf- und Stadtfeste sowie Kirmesveranstaltungen 
wieder stattfinden zu lassen. Die vorbildliche Einhal-
tung dieser Maßnahmen schafft Vertrauen bei poten-
tiellen Besuchern, wirkt Ängsten vor einer Ansteckung 
bei Großveranstaltungen entgegen und verhindert ein 
erhöhtes Infektionsgeschehen. Des Weiteren ist bei 
Volks-, Dorf- und Stadtfesten sowie auf Kirmesver-
anstaltungen ein Aufenthalt im Freien wesentlich ri-
sikoärmer in Bezug auf die Übertragung von SARS-
CoV-2, als das Verweilen in geschlossenen Räumen. 
Schon dieser Aspekt trägt dem Schutz der Bevölkerung 
Rechnung. Bei der Durchführung eines Volksfestes, 
von Kirmesveranstaltungen, Jahrmärkten oder ähnli-
chen Veranstaltungen, bei denen unterhaltende Tätig-
keiten als Schausteller oder nach Schaustellerart oder 
vergleichbare Tätigkeiten angeboten werden, sowie bei 
Betrieb eines Schaustellergeschäfts haben Veranstalter 
und Betreiber folgende Maßnahmen zu beachten:

§ 8
Die Gäste werden über die Abstandsregelungen und 
sonstige Hygienemaßnahmen durch geeignete und gut 
sichtbare Hinweise informiert.

§ 9
Der Mindestabstand nach § 1 der Verordnung zur Be-
kämpfung der Corona-Pandemie ist von Besuchern 
einzuhalten. Die Veranstalter und Betreiber haben 
Maßnahmen zu treffen, um die Ordnung und Einhal-
tung der Regelungen sicherzustellen. Dies kann auch 
die Beauftragung von Ordnungskräften, je nach Art der 
Veranstaltung, beinhalten.

§ 10
Geeignete Händedesinfektionsmittelspender sind an 
sämtlichen Fahrgeschäften durch den Betreiber vorzu-
halten, regelmäßig zu kontrollieren und gegebenenfalls 
aufzufüllen. Das verwendete Händedesinfektionsmittel 
hat mindestens „begrenzt viruzid“ zu sein. Die Betrei-

ber haben die Besucher darauf hinzuweisen, dass vor 
der Nutzung eines Fahrgeschäfts die Hände hinrei-
chend zu desinfizieren sind.

§ 11
Die Betriebszeiten sind auf sonntags bis donnerstags 
23 Uhr und freitags und samstags 24 Uhr beschränkt.

§ 12
(1) Die Kontaktdaten der Besucher sind zu erfassen. Die 
Kontaktnachverfolgung nach §§ 6 bis 8 des Saarländi-
schen COVID-19-Maßnahmengesetzes vom 22. Januar 
2021 (Amtsbl. I S. 220) sowie § 3 der Verordnung zur 
Bekämpfung der Corona-Pandemie ist sicherzustellen. 
Dies geschieht nach erstmaliger Erfassung an einem 
Fahrgeschäft durch die Herausgabe geeigneter, pro Tag 
farblich erkennbar unterschiedlich gekennzeichneter 
Armbänder, die die Besucher vor jeder weiteren Nut-
zung nachweisen müssen. Jeder Betreiber hat entspre-
chende Listen vorzuhalten, die tageweise geführt wer-
den, vom Veranstalter täglich eingesammelt und zentral 
aufbewahrt werden. Zu dokumentieren sind
1. die Kontaktdaten der Gäste mit Datum, Vor- und 

Familienname, Anschrift und Erreichbarkeit (Ruf-
nummer oder E-Mail-Adresse) und der Ankunfts-
zeit. Bei gemeinsamen Haushalten genügen die 
Angaben je eines Vertreters

2. der Aufenthalt des Personals im Betrieb.
Die Dokumentation ist für vier Wochen aufzubewah-
ren. Die Aufzeichnungen sind dem Gesundheitsamt 
auf Anforderung auszuhändigen. Nach Ablauf von vier 
Wochen ist die Dokumentation vom Betreiber zu ver-
nichten.

§ 13
Während der Nutzung eines Fahrgeschäftes und auch 
bereits davor beim Anstehen an der Kasse bzw. beim 
Warten haben die Besucher ab Vollendung des sechsten 
Lebensjahres eine Mund-Nasen-Bedeckung (MNB) zu 
tragen, sowie das Personal, soweit nicht arbeitsschutz-
rechtliche Bestimmungen entgegenstehen oder eine 
andere gleichwertige Infektionsschutzmaßnahme ge-
währleistet ist.

§ 14
Es sind Maßnahmen zu treffen, die den Kontakt zu Bar-
geld oder Zahlungsmitteln soweit wie möglich redu-
zieren. Dementsprechend soll eine Zahlung möglichst 
kontaktlos erfolgen. Auch soll die Anzahl der Bezahl-
vorgänge mit Bargeld soweit möglich reduziert wer-
den, beispielsweise über eine Zahlung mit Bons, die an 
einer zentralen Bonkasse ausgegeben werden und dem-
entsprechend Wechselvorgänge reduzieren.

§ 15
Zur Nutzung eines Fahrgeschäfts sollen Einwegmarken 
statt mehrmals verwendbarer Marken verwendet wer-
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den. Wo mehrmals verwendbare Marken genutzt wer-
den, sind diese nach jedem Gebrauch zu desinfizieren. 
Der direkte Kontakt zwischen Personal und Besucher 
ist zu vermeiden.

§ 16

Der Verkauf oder das Anbieten von Speisen und Ge-
tränken ist zulässig. Hierbei sind die Maßgaben des 
Hygieneplans der saarländischen Landesregierung für 
Gaststätten und Beherbergungsstätten nach Abschnitt 7 
dieser Verordnung, abrufbar unter www.corona.saarland.
de, entsprechend anzuwenden. Notwendig ist insbeson-
dere das Spülen von Gläsern und Geschirr bei mindes-
tens 60° C, bevorzugt mit einer Geschirrspülmaschine.

§ 17

Es dürfen sich ausschließlich Personen auf dem Gelän-
de eines Volks-, Dorf- oder Stadtfestes oder einer Kir-
mes aufhalten, die keinerlei Erkrankungszeichen auf-
weisen, die auf eine Infektion mit SARS-CoV-2 gemäß 
der Publikationen des Robert Koch-Institutes (RKI) 
hinweisen könnten.

§ 18

Mitarbeiter mit unmittelbarem Besucherkontakt sind 
verpflichtet, eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen, 
soweit nicht arbeitsschutzrechtliche Bestimmungen 
entgegenstehen oder eine andere gleichwertige Infek-
tionsschutzmaßnahme gewährleistet ist (zum Beispiel 
Plexiglas im Kassenbereich).

§ 19

Mitarbeiter haben besonders auf eine vorbildliche Hän-
dehygiene zu achten. Dies beinhaltet Händewaschen 
oder eine Händedesinfektion nach Kontakt mit Zah-
lungsmitteln oder anderen Gegenständen, die vom Be-
sucher genutzt wurden. Dazu notwendige Handwasch-
gelegenheiten und Desinfektionsmittelspender sind 
vom Betreiber an gut erreichbaren Stellen vorzuhalten 
und zu nutzen.

§ 20

Eine Desinfektion der Fahrgeschäfte erfolgt in kurzen 
regelmäßigen Abständen.

§ 21

In den von den Veranstaltern ausreichend zur Verfü-
gung gestellten Toiletten ist eine engmaschige Reini-
gung sicherzustellen (Aushang der Reinigungszyklen 
mit Unterschrift der Reinigungskraft). Es ist sicherzu-
stellen, dass Flüssigseife, Einmalhandtücher und Des-
infektionsmittel für die Gäste zur Verfügung stehen. Je 
nach Größe und Gästeaufkommen ist eine geeignete 
Zugangsregelung zu schaffen.

§ 22
Für das Arbeiten unter den Bedingungen der Pandemie 
ist an allen Arbeitsplätzen der spezifische Schutz der 
Beschäftigten vor Infektionen erforderlich. Verant-
wortlich für den Schutz der Gesundheit der Beschäf-
tigten am Arbeitsplatz ist der Arbeitgeber. Dieser muss 
die zum Schutz vor Ansteckung vorgeschriebenen be-
sonderen Maßnahmen wie Hygieneregeln, Abstands-
gebote und Kontaktregeln in seinem Verantwortungs-
bereich (Anlagen und Einsatzorte) umsetzen und dabei 
die Empfehlungen des RKI zu COVID-19 beachten. 
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Gefährdungsbe-
urteilung zu den Arbeitsplätzen an die Anforderungen 
zum Infektionsschutz anzupassen. Bei der Ableitung 
der notwendigen Maßnahmen im Betrieb und bei der 
Umsetzung der Schutzkonzepte sind die technischen 
Regeln des Arbeitsschutzes zu berücksichtigen. Zur 
Gefährdungsbeurteilung beraten den Arbeitgeber in der 
Regel Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit. Auf der Grundlage der angepassten Gefährdungs-
beurteilung hat er den Schutz der Beschäftigten durch 
die vorgegebenen Schutzmaßnahmen sicherzustellen. 
Der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandard des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) in der 
jeweils gültigen Fassung hilft dem Arbeitgeber bei der 
Umsetzung der vorzunehmenden Schutzmaßnahmen 
(Hygieneregeln, Abstandsgebote und Kontaktregeln). 
Darüber hinaus gelten die Rechtsverordnungen und 
Handlungsanleitungen der Länder in der jeweils gülti-
gen Fassung sowie die aktuellen branchenspezifischen 
Arbeitsschutzanforderungen der Unfallversicherungs-
träger.

Abschnitt 3
Hygienerahmenkonzept für Veranstaltungen

§ 23 
Gültigkeit

Das vorliegende Rahmenkonzept gilt für alle gemäß 
der jeweils gültigen Verordnung zur Bekämpfung der 
Corona-Pandemie erlaubten Veranstaltungen. Dies be-
trifft auch die nach der Verordnung zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie in der jeweils geltenden Fassung 
zulässigen kulturellen Aufführungen, vorbehaltlich 
speziellerer für diese Veranstaltungsorte zu treffenden 
Maßnahmen. Für Veranstaltungen unter Beteiligung 
von Schaustellerbetrieben gelten die Hygiene- und 
Schutzmaßnahmen für Schaustellerbetriebe.

§ 24 
Anzeigen der Veranstaltung

Der Veranstalter hat, soweit die Verordnung zur Be-
kämpfung der Corona-Pandemie in der jeweils gel-
tenden Fassung eine Anmeldung vorschreibt, die Ver-
anstaltung mindestens 72 Stunden vor Beginn der 
Veranstaltung bei der zuständigen Ortspolizeibehörde 
anzuzeigen. Diese Anmeldung hat neben dem Ort, der 
Zeit und Dauer, dem Inhalt der Veranstaltung und der 
Besucherzahl auch die geplanten Maßnahmen zur Um-
setzung des Hygienekonzeptes zu beinhalten.

http://www.corona.saarland.de
http://www.corona.saarland.de
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§ 25 
Teilnehmerbeschränkungen

Zur Vermeidung eines unkalkulierbaren Besucher-
ansturms sind die Veranstaltungen so zu organisieren, 
dass durch Ticketverkauf, persönliche Einladungen 
oder Anmeldungen beziehungsweise andere geeignete 
Maßnahmen sichergestellt ist, dass nicht mehr Perso-
nen am Veranstaltungsort erscheinen oder gleichzeitig 
anwesend sind, als zulässig sind.

§ 26 
Zutrittskontrolle

Durch geeignete Maßnahmen ist sicherzustellen, dass 
nur die berechtigten Personen Zutritt zur Veranstal-
tung erhalten und die Höchstzahlen nicht überschritten 
werden. Es sind nur Personen einzulassen, die keine 
erkennbaren respiratorischen Symptome, Fieber oder 
sonstigen möglichen Hinweise auf eine COVID-19-In-
fektion aufweisen. Am Eingang zum Veranstaltungs-
bereich sind Handwaschmöglichkeiten, alternativ Hän-
dedesinfektionsmittel (mindestens „begrenzt viruzid“) 
kostenfrei vorzuhalten. Der Einlass ist so zu gestalten, 
dass Warteschlangen mit Unterschreitung des Mindest-
abstandes von 1,5 Metern vermieden werden. Im Ein-
gangsbereich sind Hinweise auf die Hygieneregeln gut 
sichtbar auszuhängen. Türen sollten, soweit möglich, 
offengehalten werden, um Kontakte mit diesen zu re-
duzieren.

§ 27 
Kontaktnachverfolgbarkeit

Die Kontaktnachverfolgung nach §§ 6 bis 8 des Saar-
ländischen COVID-19-Maßnahmengesetzes vom 
22. Januar 2021 (Amtsbl. I S. 220) sowie § 3 der Ver-
ordnung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie ist si-
cherzustellen. Insbesondere besteht die Verpflichtung, 
Vor- und Familienname, Anschrift und Erreichbarkeit 
(Rufnummer oder E-Mail-Adresse) und die Ankunfts-
zeit zu erfassen, die erhobenen Daten nur zu Zwecken 
der Weitergabe an die Gesundheitsämter zu verwenden 
und den unbefugten Zugriff auf die Daten zu verhindern.

§ 28 
Gewährleistung der Ordnung

Der Veranstalter hat Maßnahmen zu treffen, um die 
Ordnung und Einhaltung der Regelungen sicherzustel-
len. Dies kann auch die Beauftragung von Ordnungs-
kräften, je nach Art der Veranstaltung, beinhalten.

§ 29 
Anforderungen an den Veranstaltungsort

Pro 5 Quadratmeter Fläche der Veranstaltungsörtlich-
keit ist ein Besucher zulässig. Abweichungen von 
Satz 1 sind zulässig, wenn die Teilnehmer sich über die 
gesamte Dauer der Veranstaltung auf festen zugewie-
senen Plätzen auf halten (statische Veranstaltungen), 
die die Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Me-
tern garantieren, oder wenn die Sitzord nung nach dem 

Schachbrettmuster angeordnet ist und ein Konzept zur 
kontaktreduzierenden Wegführung der Teilnehmer 
existiert. Der Mindestabstand von Plätzen zueinan-
der darf im Übrigen nur unterschritten werden, wenn 
es sich um Personen aus einem Haushalt handelt oder 
sonstige Konstellationen, in denen die Verordnung zur 
Bekämpfung der Corona-Pandemie eine Ausnahme 
vom Abstandsgebot vorsieht. Ein Verlassen des Platzes 
ist nur zu notwendigen Verrichtungen erlaubt und hat 
unter Wahrung der Mindestabstände, soweit möglich, 
zu erfolgen. Veranstaltungen, bei denen sich die Teil-
nehmer nicht auf festen Plätzen aufhalten (dynamische 
Veranstaltungen), haben durch geeignete Maßnahmen 
sicherzustellen, dass der Mindestabstand stets einge-
halten werden kann. Sanitäre Einrichtungen: Auch im 
Bereich der sanitären Einrichtungen ist auf eine Ein-
haltung der Mindestabstände zu achten. Es sind eine 
Handwaschgelegenheit und Händedesinfektionsmittel 
vorzuhalten und eine engmaschige Reinigung der An-
lagen sicherzustellen.

§ 30 
Mund-Nasen-Schutz (MNS)

Die Teilnehmer und sonstigen Personen der Veranstal-
tung haben einen Mund-Nasen-Schutz entsprechend 
der Verordnung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie 
in der jeweils geltenden Fassung zu tragen. Bei Veran-
staltungen, bei denen sich die Besucher über die gesam-
te Dauer der Veranstaltung auf festen Plätzen aufhalten 
(statische Veranstaltungen) und dabei die Einhaltung 
des Mindestabstands gewährleistet ist, besteht diese 
Pflicht nicht, solange der Platz eingenommen ist. Aus-
genommen von der MNS-Pflicht sind Personen wie 
beispielsweise Künstler, Vortragende oder Personen 
mit ähnlichen Funktionen während eines Auftritts.

§ 31 
Bezahlung/Bargeld

Es sind Maßnahmen zu treffen, die den Kontakt zu Bar-
geld oder sonstigen Zahlungsmitteln soweit möglich 
reduzieren. Dementsprechend sollte eine Zahlung mög-
lichst kontaktlos erfolgen. Auch sollte die Anzahl der 
Bezahlvorgänge mit Bargeld soweit möglich reduziert 
werden, beispielsweise über eine Zahlung mit Bons, die 
an einer zentralen Bonkasse ausgegeben werden und 
dementsprechend Wechselvorgänge reduzieren.

§ 32 
Belüftung

Eine gute Belüftung der Veranstaltungsstätte ist sehr 
wichtig zur Vermeidung von Virusübertragungen. Da-
her sollte, wann immer möglich, die Veranstaltung im 
Freien stattfinden. Bei Veranstaltungen im Innenraum 
ist für entsprechende Belüftung zu sorgen. Räume mit 
schlechter Belüftung und gleichzeitig kleinem Raum-
volumen im Verhältnis zu den Teilnehmern sind für 
Veranstaltungen ungeeignet.
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§ 33 
Riskante Tätigkeiten

Insbesondere Tätigkeiten, die mit einer forcierten At-
mung einhergehen, wie beispielsweise instrumentale 
oder vokale Betätigungen seitens der Akteure oder des 
Publikums, zeigen ein hohes Risiko einer Virusüber-
tragung. Hierzu sollten zusätzliche Sicherheitsmaßnah-
men getroffen werden. Dies kann bei Einhaltung des 
Sicherheitsabstandes von 1,5 Metern das zusätzliche 
Tragen einer MNB sein oder die Vergrößerung des Si-
cherheitsabstandes zur singenden Person auf beispiels-
weise 3 Meter. Körperliche Kontakte zwischen den Ak-
teuren sind zu vermeiden.

§ 34 
Darreichung von Speisen oder Getränken

Die Zulässigkeit des Verkaufs oder des Anbietens von 
Speisen und Getränken ergibt sich in entsprechender 
Anwendung der in der Verordnung zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie in der jeweils geltenden Fassung 
geltenden Regelungen für Gaststätten und Beherber-
gungsstätten. Hierbei sind die Maßgaben des Hygiene-
plans der saarländischen Landesregierung für Gaststät-
ten und Beherbergungsstätten nach Abschnitt 7 dieser 
Verordnung, abrufbar unter www.corona.saarland.de 
entsprechend anzuwenden. Notwendig ist insbesonde-
re das Spülen von Gläsern und Geschirr bei mindestens 
60 °C, bevorzugt mit einer Geschirrspülmaschine.

§ 35 
Nutzung von Toiletten

In den von den Veranstaltern ausreichend zur Verfü-
gung gestellten Toiletten ist eine engmaschige Reini-
gung sicherzustellen (Aushang der Reinigungszyklen 
mit Unterschrift der Reinigungskraft). Es ist sicher-
zustellen, dass Flüssigseife, Einmalhandtücher und 
Händedesinfektionsmittel für die Gäste zur Verfügung 
stehen. Je nach Größe und Gästeaufkommen ist eine 
geeignete Zugangsregelung zu schaffen.

Abschnitt 4

Hygienerahmenkonzept für Prostitutionsstätten 
und das Prostitutionsgewerbe

§ 36 
Präambel

Für den Betrieb von Prostitutionsstätten, soweit sie 
nach der jeweils geltenden Fassung der Verordnung 
zur Bekämpfung der Corona-Pandemie nicht unter-
sagt sind, ist ein bereichsspezifisches Hygienekonzept 
erforderlich. Zur Vermeidung einer Übertragung von 
SARS-CoV-2 ist die strikte Einhaltung grundlegender 
Hygienemaßnahmen wie beispielsweise die Einhaltung 
des Mindestabstandes von 1,5 Metern und das Tragen 
einer Mund-Nasen-Bedeckung unerlässlich. Darüber 
hinaus stellt die Kontaktnachverfolgung ein unabding-
bares Werkzeug dar, um eine Weiterverbreitung des 
Coronavirus zu vermeiden. Bei körpernahen sowie 

sexuellen Dienstleistungen unmittelbar am Menschen, 
bei denen der Mindestabstand zwangsläufig nicht ein-
gehalten werden kann, sind die Einhaltung von Hygie-
nevorgaben sowie eine strikte Kontaktnachverfolgung 
umso bedeutsamer. Die saarländische Landesregierung 
hat gemeinsam mit Vertreterinnen und Vertretern der 
für den Vollzug zuständigen Behörden unter Beteili-
gung der Fachberatungsstelle für Prostituierte sowie 
mit Vertreterinnen und Vertretern des Berufsstandes 
das folgende Hygienerahmenkonzept erarbeitet. Durch 
die folgenden Vorgaben sollen Ausbrüche bei dem Be-
trieb von Prostitutionsstätten vermieden werden, die 
zur Schließung einzelner Betriebe führen würden oder 
der gesamten Branche führen könnten. Über das vorlie-
gende Konzept hinaus gelten die allgemeinen Hygiene-
empfehlungen, die das Robert Koch-Institut (www.rki.
de) herausgegeben hat, sowie die erweiterten arbeits-
schutzrechtlichen Bestimmungen in Bezug auf die Co-
rona-Pandemie. Des Weiteren kann eine Orientierung 
an dem Hygienekonzept für erotische Dienstleistungen 
in Bezug auf die COVID-19-Prävention des Berufs-
verbandes erotische und sexuelle Dienstleistung e. V. 
(https://berufsverband-sexarbeit.de/wp-content/up-
loads/2020/05/200519_BesD-Hygienekonzept-1.pdf) 
erfolgen. Der Betreiber einer Prostitutionsstätte hat auf 
Grundlage der folgenden Vorgaben ein individuelles 
Hygienekonzept zu erstellen und auf Verlangen der zu-
ständigen Behörde vorzulegen.

§ 37 
Allgemeine Anforderungen  
für Prostitutionsgewerbe

Prostitutionsgewerbe sind solche Prostitutionsstätten, 
in denen ein gleichzeitiges Zusammentreffen einer 
Vielzahl von Personen (mehr als zwei Personen) – 
vergleichbar den untersagten Clubs und Diskothe-
ken –möglich ist. Es ist darauf zu achten, dass keine 
Räumlichkeiten geöffnet werden, die zum gleichzeiti-
gen Aufenthalt von mehr als zwei Personen vorgesehen 
sind oder in denen sich mehrere Personen zum Zwecke 
der Anbahnung sexueller Dienstleistungen zeitgleich 
aufhalten sollen. Daher sind Anbahnungsbereiche, 
Theken- und Wartebereiche sowie ähnliche Räumlich-
keiten, die Anbahnungszwecken dienen, zu schließen.

§ 38 
Zugangsbeschränkungen

Die Ausübung von Dienstleistungen in Prostitutions-
stätten nach § 37 ist ausschließlich zwischen zwei 
Personen zulässig. Der Kontakt ist damit auf eine 
Dienstleisterin bzw. einen Dienstleister pro Kundin 
bzw. Kunde beschränkt. Die Inanspruchnahme einer 
Dienstleistung darf ausschließlich nach vorheriger Ter-
minvereinbarung erfolgen. Organisatorisch ist der Be-
trieb so zu strukturieren, dass Begegnungen von Kun-
dinnen und Kunden vermieden werden. Kundinnen 
und Kunden mit Symptomen, die auf eine Infektion 
mit SARS-CoV-2 hinweisen, sind abzuweisen. Ebenso 
dürfen Prostituierte ihre Tätigkeit nicht ausüben, wenn 
entsprechende Anzeichen einer Infektion mit SARS-
CoV-2 vorliegen. Anzeichen einer SARS-CoV-2-In-

http://www.corona.saarland.de
https://www.rki.de/DE/Home/homepage_node.html
https://www.rki.de/DE/Home/homepage_node.html
https://berufsverband-sexarbeit.de/wp-content/uploads/2020/05/200519_BesD-Hygienekonzept-1.pdf
https://berufsverband-sexarbeit.de/wp-content/uploads/2020/05/200519_BesD-Hygienekonzept-1.pdf
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fektion sind respiratorische Symptome, insbesondere 
Husten und Fieber. Die Kundschaft ist durch gut sicht-
bare Hinweise über die geltenden Hygienemaßnahmen 
und Abstandsregelungen zu informieren.

§ 39 
Abstands- und Hygieneregeln

Die grundlegenden Hygieneregeln, darunter der vor-
gegebene Mindestabstand von 1,5 Metern, Körper-
hygiene (insbesondere Händedesinfektion) sowie eine 
Mund-Nasen-Bedeckung, sind von Dienstleisterin 
beziehungsweise Dienstleister und Kundschaft strikt 
einzuhalten. Der vorgeschriebene Mindestabstand von 
1,5 Metern darf lediglich bei der Verrichtung körperna-
her und sexueller Dienstleistungen, bei denen aufgrund 
ihrer Natur der Mindestabstand zwangsläufig nicht 
eingehalten werden kann, unterschritten werden. Ge-
sichtsnahe Dienstleistungen sind zu vermeiden. Eine 
Mund-Nasen-Bedeckung ist ausnahmslos zu tragen. 
Die Regelungen des Prostituiertenschutzgesetzes, wie 
beispielsweise die Pflicht zur Verwendung von Kon-
domen gemäß § 32 Prostituiertenschutzgesetz bleiben 
unberührt und sind ebenso einzuhalten.

§ 40 
Desinfektion und Reinigung

Nach jeder Dienstleistung sind sämtliche Kontaktflä-
chen zu reinigen und zu desinfizieren. Zur Desinfektion 
sind Mittel mit nachgewiesener Wirksamkeit, mit dem 
Wirkungsbereich „begrenzt viruzid“ (wirksam gegen 
behüllte Viren) anzuwenden. Mittel mit erweitertem 
Wirkbereich gegen Viren wie „begrenzt viruzid PLUS“ 
oder „viruzid“ können ebenfalls verwendet werden. 
Wiederverwendbare Gegenstände (insbesondere Bett-
wäsche und Handtücher) sind bei mindestens 60 °C zu 
waschen. Die jeweiligen Räume der Prostitutionsstätte 
sind regelmäßig (mindestens vor und nach jedem Kun-
denbesuch) über mehrere Minuten in der Form zu lüf-
ten, dass ein vollständiger Luftaustausch gewährleistet 
ist (zum Beispiel Querlüftung).

§ 41 
Kontaktnachverfolgung

Die Kontaktnachverfolgung nach §§ 6 bis 8 des Saar-
ländischen COVID-19-Maßnahmengesetzes vom 
22. Januar 2021 (Amtsbl. I S. 220) sowie § 3 der Ver-
ordnung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie ist bei 
Prostitutionsstätten, soweit sie nach der Verordnung 
zur Bekämpfung der Corona-Pandemie nicht untersagt 
sind, sicherzustellen. Der Betreiber beziehungsweise 
die Betreiberin einer Prostitutionsstätte ist verpflichtet, 
nach Vorlage des Personalausweises die Kontaktdaten 
der Kunden mit Datum und Uhrzeit (Vor- und Fami-
lienname, Anschrift und Erreichbarkeit, das heißt Ruf-
nummer oder E-Mail-Adresse) zu erfassen. Ebenso ist 
der Aufenthalt des Personals sowie weiterer Personen 
in der Prostitutionsstätte zu dokumentieren. Die Doku-
mentation ist für vier Wochen aufzubewahren und auf 
Anforderung dem zuständigen Gesundheitsamt auszu-
händigen. Nach Ablauf von vier Wochen ist die Doku-

mentation zu vernichten. Kundinnen und Kunden, die 
positiv auf SARS-CoV-2 getestet wurden, haben die 
Prostitutionsstätte entsprechend zu informieren, sofern 
sie diese innerhalb von 14 Tagen vor der positiven Tes-
tung aufgesucht haben. Dies haben die Betreiber von 
Prostitutionsstätten sicherzustellen.

Abschnitt 5

Hygienerahmenkonzept für die Kinobranche

§ 42 
Präambel

Mit Blick auf die Vorgaben zur Erstellung eines Hygi-
enekonzepts gemäß § 5 der Verordnung zur Bekämp-
fung der Corona-Pandemie des Saarlandes vom 27. No-
vember 2020 in der jeweils geltenden Fassung hat die 
Saarland Medien GmbH gemeinsam mit Vertretern der 
saarländischen Kinobranche das nachfolgende Hygie-
nekonzept erarbeitet und mit dem zuständigen Minis-
terium für Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
abgestimmt. Die vom Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit, Frauen und Familie erbetenen Ergänzungen 
wurden im Rahmen dieser Abstimmung aufgenommen.

§ 43 
Schutz der Beschäftigten

(1) Die Gefährdungsbeurteilung nach dem Arbeits-
schutzgesetz und den darauf gestützten Verordnungen 
ist zu aktualisieren und um die erforderlichen Schutz-
maßnahmen zum Infektionsschutz im Zusammenhang 
mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 zu ergänzen. 
Gleiches gilt für die Gefährdungsbeurteilung nach dem 
Mutterschutzgesetz.

(2) Über die Schutzmaßnahmen und deren Umsetzung 
sind die Beschäftigten vor der Wiederaufnahme der 
Arbeit im Kino zu unterweisen. Dies ist zu dokumen-
tieren und den zuständigen Behörden auf Verlangen 
vorzulegen.

(3) Zur Umsetzung sind geeignete technische, organi-
satorische und persönliche Schutzmaßnahmen zu tref-
fen. Dabei sind insbesondere nachfolgende Regelungen 
zu beachten.

(4) Grundsätzlich ist die Einhaltung des Mindestabstan-
des zwischen den Beschäftigten untereinander und zu 
den Kinobesuchern einzuhalten. Auch die Abstände von 
Kinobesuchern verschiedener Gruppen untereinander 
sind entsprechend sicherzustellen. Die Platzvergabe im 
Kinosaal ist mit einem Mindestabstand von 1,5 Metern 
zu gewährleisten, entsprechende Schutzabstände am 
Eingangsbereich, im Foyer, auf Treppen, an Türen und 
in Sanitärräumen sind vorzugeben. Kann der Mindest-
abstand nicht eingehalten werden, ist der Einbau von 
Trennwänden erforderlich. Bei der Nutzung von Auf-
zügen und Sanitäreinrichtungen sind die Vorgaben zur 
Kontaktbeschränkung einzuhalten. Entsprechende Vor-
kehrungen sind zu treffen. Auf Verkehrswegen können 
Einwegregelungen erforderlich sein. Der Verkauf von 
Tickets sowie die Bezahlung sollen bevorzugt kontakt-
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los erfolgen. Alternativ ist eine Regelung zur Geldüber-
gabe zu treffen (Ablage, Tablett) oder die Einrichtung 
eines Kassenarbeitsplatzes mit entsprechenden Hygie-
nevorkehrungen einzurichten. Besucherkontakt bei der 
Platzzuweisung und im Konzessionsbereich ist auf ein 
Mindestmaß zu begrenzen. Hintergrundbeschallung ist 
so einzupegeln, dass eine problemlose Kommunikation 
zwischen Servicepersonal und Gästen unter Einhaltung 
des Mindestabstandes möglich ist. Mitnahmefähige 
Speisen und Getränke können an den Konzession-The-
ken unter Beachtung der Hygienevorschriften für den 
Verzehr im Saal ausgegeben werden.

(5) Beschäftigte mit unmittelbarem Besucherkontakt 
(weniger als 1,5 Meter) müssen Mund-Nasen-Bede-
ckungen (medizinische Gesichtsmasken/OP-Masken 
oder auch Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 
oder höherer Standards) sowie grundsätzlich bei der 
Zubereitung von Speisen und Getränken und in Räu-
men, in denen eine Zusammenarbeit der Beschäftigten 
die Einhaltung des Mindestabstandes nicht gewährleis-
ten kann, tragen. Gesichtsvisiere bieten keinen gleich-
wertigen Ersatz für Mund-Nasen-Bedeckungen. Der 
Arbeitgeber hat die Mund-Nasen-Bedeckungen zur 
Verfügung zu stellen. Kinobesucher haben ebenfalls 
Mund-Nasen-Bedeckungen zu tragen, wenn sie sich 
abseits ihres zugewiesenen Platzes bewegen.

(6) Für die persönliche, regelmäßig durchzuführende 
Händehygiene sowie die entsprechende Reinigung und 
Desinfektion von Arbeitsgeräten ist ein verbindlicher 
Hygiene-/Reinigungsplan auszuarbeiten und allen Be-
schäftigten jederzeit zugänglich zu machen. Nach jeder 
Säuberung eines Kinosaals hat eine gründliche Hände-
desinfektion stattzufinden. Das Tragen von Handschu-
hen ist kein Ersatz für die Händehygiene. Entsprechen-
de Desinfektionsmaßnahmen und Handschuhwechsel 
sind an den oben genannten Punkten notwendig. Nach 
jedem Besucherwechsel ist eine gründliche Reinigung 
berührter Flächen erforderlich (zum Beispiel Armleh-
nen, Handläufe, Türgriffe). Für besonders frequentierte 
Bereiche wie Eingang und Sanitärräume sind Reini-
gungsintervalle festzulegen.

(7) Alle Räumlichkeiten, in denen sich Besucher auf-
halten sowie alle Arbeitsräume sind regelmäßig zu lüf-
ten. Kinosäle sind nach jeder Vorstellung für 15 Mi-
nuten zu lüften. Sofern Abluftanlagen vorhanden sind, 
können diese ebenfalls genutzt werden.

(8) Beschäftigte, bei denen ein Verdacht auf eine mög-
liche Corona-Virus-Infektion besteht oder die Symp-
tome einer akuten Atemwegserkrankung bzw. Fieber 
zeigen, dürfen nicht beschäftigt werden. Beschäftigte 
mit einem erhöhten Risiko aufgrund von Vorerkran-
kungen können einen Freistellungsanspruch haben. 
Sie können nur auf der Grundlage einer individuellen 
Gefährdungsbeurteilung mit Arbeiten beschäftigt wer-
den, die sie ohne Risiko ausführen können (zum Bei-
spiel Heimarbeit, Telefondienst, Beschaffungswesen, 
Büroarbeiten). Für Schwangere gelten diese Vorgaben 
analog. Beschäftigungsverbote beziehungsweise Be-
schäftigungsbeschränkungen unter Einbeziehung der 
Ansteckungsrisiken mit dem Corona-Virus sind zu be-
achten. Berufsgenossenschaftliche Regelungen zum 

Schutz der Beschäftigten für einzelne Bereiche des Ki-
nobetriebs sind zu beachten.

§ 44 
Schutz der Gäste

(1) Im Eingangsbereich sind Hinweisschilder mit den 
wichtigsten Regeln aufzustellen: Hygieneregeln (Hän-
dereinigung und Desinfektion, Hygieneregeln beim 
Husten und Niesen), Mindestabstand, Service, Bezah-
lungsmodalitäten sowie ein Hinweis, dass nur Perso-
nen einzulassen sind, die keine erkennbaren respira-
torischen Symptome, Fieber oder sonstige mögliche 
Hinweise auf eine COVID-19-Infektion aufweisen.
(2) Ebenso ist Händedesinfektionsmittel im Eingangs-
bereich frei zugänglich und gut sichtbar zur Verfügung 
zu stellen. Gleiches gilt für die Bereiche der Sanitär-
anlagen/WCs.
(3) Plätze im Kinosaal sind so zu vergeben, dass die 
Mindestabstandregelung eingehalten wird. Kinobesu-
chern ist der Kinobesuch ohne Einhaltung des Mindest-
abstandes von 1,5 Metern nur im Rahmen der zulässi-
gen Kontakte gemäß der Verordnung zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie in ihrer jeweils gültigen Fassung, 
abrufbar unter www.corona.saarland.de, gestattet.
(4) Der Zugang der Besucher ist im Eingangsbereich 
zu kontrollieren. Dabei ist darauf zu achten, dass Min-
destabstände eingehalten werden. Warteschlangen im 
Eingangsbereich und vor Sanitärräumen sind zu ver-
meiden.
(5) Auf die Einhaltung der Kontaktbeschränkungen 
der Gäste untereinander ist hinzuweisen. Die maxi-
male Gästezahl ist an die Gegebenheiten des jeweili-
gen Kinobetriebes anzupassen. Es ist durch Zugangs-
kontrollen sicherzustellen, dass die Zahl der Besucher 
nach den Vorgaben der jeweils geltenden Verordnung 
zur Bekämpfung der Corona-Pandemie, abrufbar unter 
www.corona.saarland.de, geregelt ist. Während der 
Filmvorführung darf der zugewiesene Platz nur aus 
triftigen Gründen verlassen werden.
(6) Der Kinobesuch erfolgt durch Vorreservierungen. 
Alternativ ist bei spontanen Besuchen vor Ort eine Zu-
weisung von Sitzplätzen erforderlich. Der Beginn von 
Filmvorführungen ist so zu legen, dass der erforder-
liche Zeitraum für eine Vor- und Nachbereitung der 
Kinosäle, der sanitären Räumlichkeiten und anderer 
Räumlichkeiten mit Besucherverkehr gegeben ist.
(7) Die Kontaktnachverfolgung nach §§ 6 bis 8 des 
Saarländischen COVID-19-Maßnahmengesetzes vom 
22. Januar 2021 (Amtsbl. I S. 220) sowie § 3 der Ver-
ordnung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie ist si-
cherzustellen. Insbesondere besteht die Verpflichtung, 
Vor- und Familienname, Anschrift und Erreichbarkeit 
(Rufnummer oder E-Mail-Adresse) und der Ankunfts-
zeit zu erfassen, die erhobenen Daten nur zu Zwecken 
der Weitergabe an die Gesundheitsämter zu verwenden 
und den unbefugten Zugriff auf die Daten zu verhin-
dern. Ebenso ist der Aufenthalt des Personals im Be-
trieb zu dokumentieren. Diese Aufzeichnungen sind 
dem Gesundheitsamt auf Anforderung auszuhändigen. 

http://www.corona.saarland.de
http://www.corona.saarland.de
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Nach Ablauf von vier Wochen ist die Dokumentation 
zu vernichten.

(8) Für die Benutzung von Aufzügen und Sanitärräu-
men sind organisatorische Regelungen zur Einhaltung 
der jeweils geltenden Kontaktbeschränkungen zu tref-
fen, die den Gästen beim Betreten bekanntzugeben 
sind. Insbesondere gemeinschaftlich genutzte Sanitär-
räume in Kinobetrieben sind engmaschig zu reinigen.

§ 45 
Lebensmittelhygienische Hinweise

Die allgemeinen Vorgaben des Lebensmittel-Hygiene-
pakets, die bereits in den Leitlinien der Lebensmittel-
brache und den Eigenkontrollkonzepten der Betriebe 
implementiert sind, müssen weiterhin beachtet werden. 
Die rechtlich festgelegte „Gute Hygienepraxis“ enthält 
das Prinzip des Schutzes der Lebensmittel vor jeglicher 
nachteiliger Beeinflussung. Unter der Einhaltung die-
ser Vorgaben sollte die sichere Abgabe von Lebensmit-
teln durch Kinobetriebe gewährleistet sein. Nähere In-
formationen können folgender Homepage entnommen 
werden: https://www.bfr.bund.de/de/kann_das_neuar-
tige_coronavirus_ueber_lebensmittel_und_gegensta-
ende__uebertragen_werden_-244062.html

§ 46 
Verbindlichkeit

Diese Vorgaben beruhen auf Rechtsvorschriften zum 
Infektionsschutz und zum Arbeitsschutz. Ihre Umset-
zung und Einhaltung ist Voraussetzung für die Wieder-
aufnahme des Betriebes. Verstöße werden durch die 
zuständigen Überwachungsbehörden (Ortspolizeibe-
hörden und Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz) 
geahndet.

Abschnitt 6

Hygienerahmenkonzept für den Proben- 
und Übebetrieb von Theatern, Opern- und 

Konzerthäusern sowie für andere Einrichtungen 
und Vereine oder Gruppierungen, die 

kulturelle Aufführungen veranstalten sowie den 
entsprechenden Veranstaltungsbetrieb

§ 47 
Probenbetrieb

(1) Der Probe- und Übebetrieb kann vorbehaltlich 
etwaiger arbeitsschutzrechtlicher Vorgaben auf der 
Grundlage eines Hygienekonzepts und unter Beach-
tung besonderer Schutzvorkehrungen stattfinden.

Jeder Verein bzw. jede Einrichtung muss ein Hygiene-
konzept auf Grundlage der geltenden Verordnung zur 
Bekämpfung der Corona-Pandemie und der vorliegen-
den Handlungsempfehlung erstellen. Dieses muss den 
zuständigen Behörden auf Verlangen vorgezeigt bezie-
hungsweise ausgehändigt werden.

Proben können unter nachfolgenden Auflagen stattfin-
den, wobei Proben im Freien grundsätzlich ein geringe-
res Gefährdungspotential darstellen:
1. innerhalb geschlossener Räume:

a) die Geltung von Arbeitsschutzregelungen von 
Innungen oder Berufsverbänden für professio-
nelle Akteure bleibt von den vorliegenden Hy-
gienestandards unberührt.

b) Teilnehmende mit Symptomen einer COVID-
19-Erkrankung sowie Teilnehmende mit jeg-
lichen Erkältungssymptomen sind von Proben 
ausgeschlossen.

c) es soll in möglichst großen Räumen auch mit 
möglichst hoher Raumhöhe geprobt werden. 
Kann der notwendige Mindestabstand nicht 
eingehalten werden muss die Gruppengröße 
verringert werden.

d) alle Akteure sind vor und nach den Proben so-
wie in Pausen, wenn möglich auch während 
der Probe zum Tragen eines Mundschutzes 
verpflichtet.

e) grundsätzlich ist der Proben- bzw. Überaum re-
gelmäßig zu lüften. Eine Lüftung muss alle 15 
bis 30 Minuten erfolgen. Ggf. kann mit offenen 
Fenstern und Türen geprobt werden (gesetzli-
che Vorgaben zur Geräuschemission sind zu 
beachten).

f) die gemeinsame Nutzung von Instrumenten 
oder ähnlichem ist zu vermeiden.

g) für Streich-, Zupf-, Schlag- und Tasteninstru-
mente gilt ein Stuhlabstand von 1,5 Metern.

h) für Blasinstrumente gilt ein Stuhlabstand von 
1,5 Metern. Die Flüssigkeitsentfernung und 
Instrumentenreinigung muss mit Einmaltü-
chern (zu entsorgen) bzw. Tüchern (zu reini-
gen) erfolgen.

i) Flöten sind zur Vermeidung der Verteilung 
von Aerosol und Tröpfchen in den Bereich der 
davorsitzenden Musizierenden ein Schutz aus 
transparentem Material oder eine Abdeckung 
zu verwenden, die den Luftstrom der jeweili-
gen Instrumente ausreichend überragt, so dass 
auch bei Bewegung des Instrumentes beim 
Spiel ein ausreichender Schutz gewährt ist.

j) Bei Blechblasinstrumenten ist zur Vermeidung 
der Verbreitung von Aerosolen ein Schutz aus 
transparentem Material oder dicht gewebten 
Seidentüchern (auch „Ploppschutz“) vor dem 
Schalltrichter der Instrumente oder eine Abde-
ckung zu verwenden, die den Schalltrichter in 
ausreichendem Umfang überragt.

k) beim Singen ist ein Abstand von 1,5 Metern 
zwischen Personen (seitlich und in Ausstoß-
richtung) sicherzustellen.

l) der Abstand vom Dirigent zu den anderen Musi-
zierenden muss mindestens 1,5 Meter betragen.

https://www.bfr.bund.de/de/kann_das_neuartige_coronavirus_ueber_lebensmittel_und_gegenstaende__uebertragen_werden_-244062.html
https://www.bfr.bund.de/de/kann_das_neuartige_coronavirus_ueber_lebensmittel_und_gegenstaende__uebertragen_werden_-244062.html
https://www.bfr.bund.de/de/kann_das_neuartige_coronavirus_ueber_lebensmittel_und_gegenstaende__uebertragen_werden_-244062.html
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m) auch bei Schauspiel- und Tanzproben ist ein 
Mindestabstand von 2 Metern einzuhalten. Die 
Abstände können durch alternative Schutz-
maßnahmen verringert werden. Besonders 
intensive körperliche Anstrengungen sind zu 
vermeiden. Im Rahmen von gewerblichen 
Kulturangeboten sind die Auftretenden (z. B. 
Schauspieler*innen eines Theaterensemb-
les) wie Arbeitnehmer einzustufen, die den 
Mindestabstand im Rahmen ihrer Aufführung 
auch unterschreiten dürfen, sofern zusätz-
liche Schutzmaßnahmen wie beispielsweise 
Schnelltests oder feste Gruppen im Hygiene-
konzept der Einrichtung festgelegt wurden.

2. außerhalb geschlossener Räume:
a) die Geltung von Arbeitsschutzregelungen von 

Innungen oder Berufsverbänden für professio-
nelle Akteure bleibt von den vorliegenden Hy-
gienestandards unberührt.

b) Teilnehmende mit Symptomen einer COVID-
19-Erkrankung sowie Teilnehmende mit jeg-
lichen Erkältungssymptomen sind von Proben 
ausgeschlossen.

c) alle Akteure sind vor und nach den Proben so-
wie in Pausen, wenn möglich auch während 
der Probe zum Tragen eines Mundschutzes 
verpflichtet.

d) die gemeinsame Nutzung von Instrumenten 
oder ähnliches ist zu vermeiden.

e) für Streich-, Zupf-, Schlag- und Tasteninstru-
mente gilt ein Stuhlabstand von 1,5 Metern.

f) für Blasinstrumente und das Singen gilt ein 
Stuhlabstand von 2 Metern. Die Flüssigkeits-
entfernung und Instrumentenreinigung muss 
mit Einmaltüchern (zu entsorgen) bzw. Tü-
chern (zu reinigen) erfolgen.

g) beim Singen ist ein Abstand von 2 Metern zwi-
schen allen Personen sicherzustellen.

h) der Abstand vom Dirigent zu den anderen Mu-
sizierenden muss mindestens 2 Meter betragen.

i) auch bei Schauspiel- und Tanzproben ist ein 
Mindestabstand von 2 Metern einzuhalten. Die 
Abstände können durch alternative Schutz-
maßnahmen verringert werden. Besonders 
intensive körperliche Anstrengungen sind zu 
vermeiden. Im Rahmen von gewerblichen 
Kulturangeboten sind die Auftretenden (z. B. 
Schauspieler*innen eines Theaterensemb-
les) wie Arbeitnehmer einzustufen, die den 
Mindestabstand im Rahmen ihrer Aufführung 
auch unterschreiten dürfen, sofern zusätz-
liche Schutzmaßnahmen wie beispielsweise 
Schnelltests oder feste Gruppen im Hygiene-
konzept der Einrichtung festgelegt wurden.

Die unter Ziffer 1 und 2 genannten Mindestabstände 
können bei Vorlage eines negativen SARS-CoV-2-
Tests aller am Probe- und Übebetrieb beteiligten Per-
sonen entfallen. 

(2) Für kontinuierlich arbeitende professionelle Or-
chester kann das zuständige Ordnungsamt im Beneh-
men mit dem zuständigen Gesundheitsamt unter be-
sonderen, über die bereits vorgegebenen Maßnahmen 
hinausgehenden Auflagen, Ausnahmen von einzelnen 
Vorgaben dieses Konzeptes zulassen.

§ 48 
Veranstaltungen

Für die Durchführung von öffentlichen Darbietungen 
gelten diese Regelungen für die Akteure analog.

§ 49 
Kontaktnachverfolgung

Die Kontaktnachverfolgung nach §§ 6 bis 8 des Saar-
ländischen COVID-19-Maßnahmengesetzes vom 
22. Januar 2021 (Amtsbl. I S. 220) sowie § 3 der Ver-
ordnung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie ist si-
cherzustellen. Insbesondere besteht die Verpflichtung, 
Vor- und Familienname, Anschrift und Erreichbarkeit 
(Rufnummer oder E-Mail-Adresse) und der Ankunfts-
zeit zu erfassen, die erhobenen Daten nur zu Zwecken 
der Weitergabe an die Gesundheitsämter zu verwenden 
und den unbefugten Zugriff auf die Daten zu verhin-
dern. Nach Ablauf von vier Wochen ist die Dokumen-
tation zu vernichten.

Abschnitt 7

Hygienerahmenkonzept für Gastronomie und 
Beherbergungsbetriebe

§ 50 
Präambel

Die Beachtung und Umsetzung der Hygienemaß-
nahmen, das Abstandhalten sowie das Tragen von 
Mund-Nasen-Bedeckungen sind Maßnahmen, die das 
Infektionsgeschehen eindämmen können. Die konse-
quente Umsetzung dieser Maßnahmen ermöglicht es, 
Einrichtungen wie Gaststätten, Beherbergungsbetrie-
ben oder weiteren gastronomischen Angeboten Gäste 
zu empfangen. Darüber hinaus schafft die vorbildliche 
Einhaltung dieser Maßnahmen Vertrauen bei potentiel-
len Gästen und wirkt Ängsten vor einer Ansteckung in 
der Gastronomie entgegen. Durch die Einhaltung die-
ser Maßnahmen sollen Ausbrüche in der Gastronomie 
verhindert werden, die zu vollständigen Schließungen 
einzelner Betriebe oder der Branche insgesamt führen 
könnten. Der Aufenthalt im Freien ist wesentlich ri-
sikoärmer in Bezug auf die Übertragung von SARS-
CoV-2 als das Verweilen in geschlossenen Räumen. 
Daher ist wo immer möglich eine Außenbewirtung zu 
bevorzugen und Räume bestmöglich zu belüften.

§ 51 
Gastronomie

Gastronomische Betriebe im Saarland dürfen unter Be-
achtung folgender Maßnahmen öffnen:



Amtsblatt des Saarlandes Teil I vom 10. Juni 20211624

(1) Die Öffnungszeiten sind von 6:00 bis 01:00 Uhr be-
schränkt.

(2) Die Gäste werden über die Zutrittsbeschränkungen 
und Abstandsregelungen und sonstige Hygienemaß-
nahmen durch geeignete, gut sichtbare Hinweise infor-
miert.

(3) Geeignete Handdesinfektionsmittelspender sind an 
den Eingängen durch den Betreiber vorzuhalten, regel-
mäßig zu kontrollieren und gegebenenfalls aufzufüllen. 
Das verwendete Handdesinfektionsmittel hat mindes-
tens „begrenzt viruzid“ zu sein.

(4) Die Kontaktnachverfolgung nach §§ 6 bis 8 des 
Saarländischen COVID-19-Maßnahmengesetzes vom 
22. Januar 2021 (Amtsbl. I S. 220) sowie § 3 der Ver-
ordnung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie ist si-
cherzustellen. Insbesondere besteht die Verpflichtung, 
Vor- und Familienname, Anschrift und Erreichbarkeit 
(Rufnummer oder E-Mail-Adresse) und der Ankunfts-
zeit zu erfassen, die erhobenen Daten nur zu Zwecken 
der Weitergabe an die Gesundheitsämter zu verwenden 
und den unbefugten Zugriff auf die Daten zu verhin-
dern. Ebenso ist der Aufenthalt des Personals im Be-
trieb zu dokumentieren. Diese Aufzeichnungen sind 
dem Gesundheitsamt auf Anforderung auszuhändigen. 
Nach Ablauf von vier Wochen ist die Dokumentation 
zu vernichten.

(5) Tagungen und Konferenzen sind entsprechend der 
Vorgaben in Bezug auf Kontaktbeschränkungen, Teil-
nehmerzahlen, Abständen und Raumgrößen, die in der 
jeweils gültigen Fassung der Verordnung zur Bekämp-
fung der Corona-Pandemie des Saarlandes geregelt 
sind, zulässig. Bestuhlungen haben entsprechend die-
ser Vorgaben zu erfolgen.

(6) Private Veranstaltungen in der Gastronomie mit zu-
vor eindeutig festgelegtem und nachverfolgbarem Teil-
nehmerkreis wie beispielsweise Hochzeitsveranstal-
tungen oder Geburtstagsfeiern, sind auf der Grundlage 
der jeweils gültigen Fassung der Corona-Verordnung 
erlaubt. Hierbei gelten die entsprechenden Vorgaben 
für Veranstaltungen. Das Abstandsgebot nach der gel-
tenden Verordnung zur Bekämpfung der Corona-Pan-
demie ist, wo immer möglich, einzuhalten. Die Be-
wirtung solcher Veranstaltungen ist auch außerhalb 
der Öffnungszeiten nach § 51 Absatz 1 möglich. Die 
Dokumentation der Kontaktdaten der Personen erfolgt 
entsprechend § 51 Absatz 4 durch den Betreiber.

(7) In Shisha-Bars dürfen Wasserpfeifen jeweils nur 
von einer Person genutzt werden. Es sind ausschließ-
lich Einweg-Schläuche und Mundstücke zulässig, die 
in geschlossener Umverpackung an den Konsumenten 
ausgehändigt werden müssen. Eine Wiederverwendung 
dieser Teile ist nicht zulässig. Alle Teile der Wasser-
pfeife, die wiederverwendet werden (Wasserbehälter, 
Tauchrohr, Rauchsäule usw.) sind nach der Nutzung 
bei mindestens 60°C in der Spülmaschine zu reinigen. 
Der Aufenthalt in Shishabars ist auf 2 Stunden pro Tag 
zu begrenzen. Bei einem Aufenthalt über Mitternacht 
hinaus ist keine Verlängerung des 2 Stunden Intervalls 
gestattet. Der Betreiber ist für die Einhaltung dieser 
Regelungen verantwortlich. Lüftungsanlagen haben 

kontinuierlich auf maximaler Stufe zu laufen, unabhän-
gig von gemessenen Kohlenmonoxidwerten.
(8) Es dürfen sich ausschließlich Personen im Betrieb 
aufhalten, die keinerlei Erkrankungszeichen aufwei-
sen, die auf eine Infektion mit SARS-CoV-2 gemäß 
den Publikationen des RKI hinweisen könnten. Das 
Personal ist verpflichtet, eine Mund-Nasen-Bedeckung 
zu tragen, sofern nicht arbeitsschutzrechtliche Be-
stimmungen entgegenstehen oder eine andere, gleich-
wertige Infektionsschutzmaßnahme gewährleistet ist. 
Mund-Nasen-Bedeckungen im Sinne des Satzes 2 sind 
medizinische Gesichtsmasken (OP-Masken) oder auch 
Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder hö-
herer Standards.
Diese Verpflichtung gilt auch für Gäste während des 
Aufenthaltes in Gaststätten oder sonstigen Gastro-
nomiebetrieben jeder Art abseits eines festen Platzes 
sowie bei der Abholung oder Entgegennahme von 
Speisen, auch in den gegebenenfalls entstehenden War-
teschlangen.
(9) Mitarbeiter haben besonders auf eine vorbildliche 
Händehygiene zu achten. Dies beinhaltet Händewa-
schen oder eine Händedesinfektion nach Kontakt mit 
Zahlungsmitteln oder anderen Gegenständen, die vom 
Gast genutzt wurden. Dazu notwendige Handwaschge-
legenheiten und Desinfektionsmittelspender sind vom 
Betreiber an gut erreichbaren Stellen vorzuhalten und 
zu nutzen. Eine Tischreinigung/Desinfektion erfolgt 
nach jedem Gastwechsel. Der haptische Kontakt der 
Gäste zu Bedarfsgegenständen (Speisekarte, Menagen, 
Tabletts, Servietten und ähnliches) ist auf das Notwen-
dige zu reduzieren. Diese sind beim Gastwechsel zu 
reinigen/desinfizieren.
(10) Die Reinigung von gebrauchtem Geschirr (Besteck, 
Gläser, Teller und ähnliches) ist mit mindestens 60 Grad 
und geeignetem Reinigungsmittel durchzuführen.
(11) Die Abstandsregeln und Gruppengrößen am Tisch 
und an der Theke sind in der jeweils gültigen Fassung 
der Corona-Verordnung der Landesregierung des Saar-
landes geregelt. Der Betreiber hat sicherzustellen, dass 
diese eingehalten werden. Als Bezugsgröße gilt der Ab-
stand von Person zu Person, nicht von Tisch zu Tisch!
(12) Alle Räumlichkeiten, die den Gästen zur Verfü-
gung stehen, sowie alle Arbeitsräume, sind kontinuier-
lich bestmöglich zu lüften.
(13) Der Thekenbetrieb sowie der Aufenthalt an der 
Theke sind unter Einhaltung des Mindestabstands und 
der Gruppengröße, geregelt in der jeweils gültigen 
Fassung der Verordnung zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie, erlaubt. Es ist durch Vorkehrungen sicher-
zustellen, dass der Mindestabstand zwischen hinter der 
Theke arbeitendem Personal sowie sich an der Theke 
aufhaltenden Personen sichergestellt ist. Alternativ 
ist die Verwendung von Abtrennungen (zum Beispiel 
Plexiglas) möglich. Ebenso ist sicherzustellen, dass zu 
Schankanlagen, Lebensmitteln, Gläsern, Geschirr und 
ähnlichem ein ausreichender Sicherheitsabstand (1,5 
Metern) von den Gästen ohne MNB eingehalten wird. 
Alternativ sind diese Gegenstände durch Abtrennungen 
vor Tröpfchenkontamination zu schützen. Es ist sicher-
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zustellen, dass dem Personal ausreichend Platz an The-
kendurchgängen zur Verfügung steht. Hierzu sind ge-
gebenenfalls Areale zu sperren.

(14) Buffets mit Selbstbedienung sind nur zulässig, 
wenn die Gäste vor jeder Nutzung an bereitgestellten 
Desinfektionsspendern die Hände desinfizieren und bei 
der Nutzung eine MNB sowie Einmalhandschuhe zu 
tragen. Ebenso ist sicherzustellen, dass frische Teller, 
Besteck und ähnliches nicht von anderen Gästen be-
rührt werden können (zum Beispiel durch Eindecken 
am Tisch, kein Wühlen im Besteckkasten). Die Speisen 
sind durch Abdeckungen oder Spuckschutz zu schützen.

(15) Die gleichzeitige Nutzung von Personenaufzügen 
durch mehrere Personen ist entsprechend der Größe der 
Aufzüge so zu beschränken, dass Abstände eingehalten 
werden können.

(16) In den Gästetoiletten ist eine engmaschige Reini-
gung sicherzustellen (Aushang der Reinigungszyklen 
mit Unterschrift der Reinigungskraft). Es wird sicher-
gestellt, dass Flüssigseife, Einmalhandtücher und Des-
infektionsmittel für die Gäste zur Verfügung stehen. Je 
nach Größe und Gästeaufkommen ist eine geeignete 
Zugangsregelung zu schaffen.

(17) Es gelten die Vorgaben des § 7 Absatz 1 Verord-
nung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie.

(18) Ab dem 31. Mai 2021 gelten für den Betrieb eines 
Gaststättengewerbes nach dem Saarländischen Gast-
stättengesetz und für den Betrieb sonstiger Gastrono-
miebetriebe jeder Art und der Betrieb von Betriebs-
kantinen und Mensen die Vorgaben des § 7a Absatz 1 
Verordnung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie.

§ 52

(1) Für die Beherbergungsbetriebe gelten die gleichen 
Regelungen wie für die Gastronomie. Darüber hinaus 
ist folgendes zu beachten:

1. in allen öffentlichen Bereichen (zum Beispiel Re-
zeption, Tagungsräume, Bewirtungsräume) ist die 
Einhaltung der Abstandsregeln nach der jeweils 
gültigen Fassung der Verordnung zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie sowie den Hygieneregeln 
analog der Gastronomie zu beachten.

2. nur Gäste, die nicht von den Kontaktbeschränkun-
gen nach der derzeit geltenden Fassung der Ver-
ordnung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie 
erfasst sind, dürfen gemeinsam eine Beherber-
gungseinheit beziehen.

3. der Einsatz von Gegenständen im Zimmer oder im 
Tagungsbereich, die von einer Mehrzahl von Gäs-
ten benutzt werden, ist auf ein Minimum zu redu-
zieren bzw. so zu gestalten, dass nach jeder Benut-
zung eine Reinigung/Auswechslung erfolgt.

4. die Möglichkeit der Benutzung hoteleigener 
Schwimmbäder, Saunen sowie von Fitness- und 
Wellnessbereichen richtet sich nach der jeweils 
geltenden Fassung der Verordnung zur Bekämp-
fung der Corona-Pandemie sowie den entsprechen-

den Hygieneplänen unter www.corona.saarland.de 
und in Abschnitt 8 dieser Verordnung.

5. die Zulässigkeit von Massagebehandlungen und 
Beauty-Anwendungen richtet sich nach der jeweils 
geltenden Fassung der Verordnung zur Bekämp-
fung der Corona-Pandemie sowie den entsprechen-
den Hygieneplänen unter www.corona.saarland.de 
und in Abschnitt 1 dieser Verordnung.

6. die Zulässigkeit des Sportangebotes im Innen- und 
Außenbereich richtet sich nach der der jeweils gel-
tenden Fassung der Verordnung zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie sowie den entsprechenden 
Hygieneplänen unter www.corona.saarland.de und 
in dieser Verordnung.

7. in Beherbergungsbetrieben ist über die Erfassung 
der einfachen Kontaktdaten hinaus eine Erfassung 
aller Gäste mit vollständiger Meldeanschrift und 
Erreichbarkeit sicherzustellen. Der Betreiber hat 
eventuell geltende Beherbergungsverbote zu prü-
fen und durchzusetzen.

8. Gäste haben gemäß § 2 Absatz 2 Nummer 3a Ver-
ordnung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie 
während des Aufenthaltes in öffentlich zugäng-
lichen Bereichen von Hotels, Beherbergungsbe-
trieben, Campingplätzen und bei der Zurverfü-
gungstellung von Unterkünften eine medizinische 
Gesichtsmasken (OP-Masken) oder auch Masken 
der Standards KN95/N95 oder FFP2 oder höherer 
Standards zu tragen, sofern gesundheitliche Grün-
de nicht entgegenstehen.

(2) Ab dem 31. Mai 2021 gelten für Übernachtungsan-
gebote sowie hoteltypische gastronomische Angebote 
zu privaten touristischen Zwecken die Vorgaben des 
§ 7a Absatz 2 Satz 1 bis 3 Verordnung zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie.

§ 53 
Grundsätzliches zum Arbeits- und 

Gesundheitsschutz in der Corona-Pandemie
Grundsätzliches zum Arbeits- und Gesundheitsschutz 
in der Corona-Pandemie: Für das Arbeiten unter Be-
dingungen in der Pandemie ist an allen Arbeitsplätzen 
der spezifische Schutz der Beschäftigten vor Infektio-
nen erforderlich. Verantwortlich für den Schutz der Ge-
sundheit der Beschäftigten am Arbeitsplatz ist der Ar-
beitgeber. Dieser muss die zum Schutz vor Ansteckung 
vorgeschriebenen besonderen Maßnahmen wie Hygi-
eneregeln, Abstandsgebote und Kontaktregeln in sei-
nem Verantwortungsbereich (Betrieb, Betriebsgelände, 
Dienstfahrzeugen, Anlagen und Einsatzorten) umsetzen 
und dabei die Empfehlungen des Robert Koch-Instituts 
(RKI; Robert-Koch-Institut zu  COVID-19) beachten. 
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Gefährdungsbe-
urteilung zu den Arbeitsplätzen an die Anforderungen 
zum Infektionsschutz anzupassen. Bei der Ableitung 
der notwendigen Maßnahmen im Betrieb und bei der 
Umsetzung der Schutzkonzepte sind die Technischen 
Regeln des Arbeitsschutzes zu berücksichtigen. Zur 
Gefährdungsbeurteilung beraten den Arbeitgeber in der 
Regel Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicher-

http://www.corona.saarland.de
http://www.corona.saarland.de
http://www.corona.saarland.de
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heit. Betriebsärzte führen zudem arbeitsmedizinische 
Vorsorge nach der Verordnung zur Arbeitsmedizini-
schen Vorsorge (ArbMedVV) durch.
Auf der Grundlage der angepassten Gefährdungsbe-
urteilung hat er den Schutz der Beschäftigten durch die 
vorgegebenen Schutzmaßnahmen sicherzustellen. Der 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandard des BMAS in der 
jeweils gültigen Fassung hilft dem Arbeitgeber bei der 
Umsetzung der vorzunehmenden Schutzmaßnahmen 
(Hygieneregeln, Abstandsgebote und Kontaktregeln). 
Darüber hinaus gelten die Allgemeinverfügungen und 
Handlungsanleitungen der Länder in der jeweils gülti-
gen Fassung sowie die aktuellen branchenspezifischen 
Arbeitsschutzanforderungen der Unfallversicherungs-
träger.

Abschnitt 8
Hygienerahmenkonzept für Schwimmbäder

§ 54 
Anwendungsbereich

Das vorliegende Konzept gilt für den gemäß der jeweils 
gültigen Verordnung zur Bekämpfung der Corona- 
Pandemie zulässigen Schwimmbadbetrieb.

§ 55
Die Betreiber der Schwimmbäder haben unter Berück-
sichtigung der nachfolgenden Hygieneregeln ein anla-
genbezogenes Infektionsschutz- und Zugangskonzept 
zu erstellen und umzusetzen. Der jeweils zuständigen 
Ortspolizeibehörde ist das Konzept zur Kenntnis zu 
bringen.

§ 56
Gästen, die nicht bereit sind, die folgenden Hygiene-
regeln, die allgemeinen Regeln des Infektionsschutzes 
und die Regelungen des Konzepts einzuhalten, ist im 
Rahmen des Hausrechts der Zutritt zu verwehren bzw. 
sind die Gäste zum Verlassen der Anlage aufzufordern.

§ 57
Der Zutritt zu Hallenbädern ist so zu regeln, dass nicht 
mehr als 75 Prozent der über die DIN 19643-1 zuge-
lassenen Gäste in das Bad gelangen. Folgende Berech-
nungsgrundlage wird hierfür angewandt: Die Perso-
nenbelastung je Stunde wird mit 4,5 Quadratmeter für 
Schwimmer und 2,7 Quadratmeter für Nichtschwim-
merbereiche angegeben. Davon werden aufgrund der 
Corona-Sondersituation 75 Prozent berechnet.

§ 58
Der Zutritt zu Freibädern ist nach folgender Berech-
nungsgrundlage zu regeln: Für Freibäder wird für die 
Becken ebenfalls die DIN 19643-1 angewandt. Auch 
hier dürfen derzeit nur 75 Prozent berechnet werden. Je 
nach Verhältnis von Wasserfläche zu Liegefläche ist zu 

entscheiden, ob die Berechnung auf der Grundlage der 
Wasserfläche oder der Liegefläche berechnet werden 
soll. Für das Verhältnis von Besucherinnen und Besu-
chern im Wasser und auf Verkehrswegen und Liegeflä-
chen kann ein Verhältnis von ein Drittel im Wasser zu 
zwei Dritteln auf der Liegefläche ausgegangen werden.

§ 59
In den Eingangsbereichen sind gut sichtbare Abstands-
markierungen anzubringen. Nicht-automatische Türen 
sollten möglichst geöffnet bleiben und Drehkreuze 
wenn möglich eingeklappt werden. Die Ein- und Aus-
gangsbereiche sind zum Zwecke der Kontaktreduzie-
rung klar voneinander zu trennen. Zu einer Wegelei-
tung im Sinne einer Einbahnregelung wird aufgrund 
einer besseren Kontrollierbarkeit geraten.

§ 60
Personal ist vor allem im Kassenbereich, wenn möglich 
durch eine Trennscheibe, zu schützen.

§ 61
Die einzelnen Bereiche wie Sport- und Nichtschwim-
merbecken, Kleinkindbecken et cetera sind klar von-
einander abzutrennen. Funktionsbereiche wie Umklei-
den, Sanitäranlagen und Kioske sind vom Liegebereich 
beispielsweise durch ein Wegekonzept zu trennen.

§ 62
In den Schwimmbädern haben alle Personen, die nicht 
nach § 1 Absatz 2 der Verordnung zur Bekämpfung der 
Corona-Pandemie in der jeweils geltenden Fassung 
von der Abstandswahrung ausgenommen sind, immer 
(im Wasser wie außerhalb des Wassers) einen Min-
destabstand von eineinhalb Metern einzuhalten. Falls 
möglich sind in den Schwimmbecken Bahnleinen zur 
besseren Kontrollierbarkeit zu spannen. Die Betreiber 
der Schwimmbäder haben dazu in ihren Konzepten or-
ganisatorische und räumliche Maßnahmen festzulegen 
und umzusetzen.

§ 63
Die Kontaktnachverfolgung nach dem Abschnitts 3 
des Saarländischen COVID-19-Maßnahmengesetzes 
vom 22. Januar 2021 (Amtsbl. I S. 220) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie § 3 der Verordnung zur Be-
kämpfung der Corona-Pandemie ist sicherzustellen. 
Insbesondere besteht die Verpflichtung, Vor- und Fa-
milienname, Anschrift und Erreichbarkeit (Rufnummer 
oder E-Mail-Adresse) sowie der Zeitpunkt des Betre-
tens und Verlassens des Schwimmbads zu erfassen, die 
erhobenen Daten nur zu Zwecken der Weitergabe an die 
Gesundheitsämter zu verwenden und den unbefugten 
Zugriff auf die Daten zu verhindern. Diese sind durch 
den Betreiber unter Wahrung der Vertraulichkeit für 
vier Wochen aufzubewahren und anschließend daten-
schutzkonform zu vernichten. Gästen und Beschäftig-
ten mit Symptomen, die mit einer COVID-19-Infektion 
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vereinbar sind (insbesondere Fieber, respiratorische 
Symptome, Geruchs- oder Geschmacksverlust) ist der 
Zutritt zu dem Bad und seinen Geschäftsräumen zu 
verweigern.

§ 64
Gäste müssen sich beim Betreten des Bades die Hände 
waschen oder desinfizieren (Bereitstellung von Desin-
fektionsmittel welches mindestens „begrenzt viruzid“ 
wirkt). Mund-Nasen-Bedeckungen müssen im Ein-
gangs- und Kassenbereich sowie im Bereich von Kios-
ken oder gastronomischen Angeboten getragen wer-
den. Die Hygieneregelungen der Gastronomie gelten 
hier entsprechend.

§ 65
Einzelumkleiden sind bevorzugt zu nutzen. Die Nut-
zung von Sammelumkleiden ist ausschließlich einzeln 
oder mit Angehörigen des familiären Bezugskreises 
möglich. Die Betreiber haben hierzu organisatorische 
und räumliche Maßnahmen zu treffen und umzusetzen.

§ 66
Die Nutzung von Gemeinschaftsduschen ist sofern 
möglich zu vermeiden. In Freibädern und Strandbädern 
soll die Nutzung der Freiluftduschen vor und nach Be-
treten des Wassers ermöglicht werden. In Hallenbädern 
ist die Nutzung von Gemeinschaftsduschen ausschließ-
lich einzeln oder mit Angehörigen des familiären Be-
zugskreises möglich. Der Zutritt zu den Duschräumen 
ist so zu regeln, dass die geltenden Abstandregelungen 
eingehalten werden können und sich nie mehr als fünf 
Personen in dem Nassbereich aufhalten. Die Betreiber 
haben hierzu organisatorische und räumliche Maßnah-
men zu treffen und umzusetzen.

§ 67
Alle Kontaktflächen sind in regelmäßigen Abständen 
zu reinigen und/oder zu desinfizieren.

§ 68
In Sanitär-, Gemeinschafts- und Pausenräumen sind 
Händedesinfektionsmittel, Flüssigseife und Einmal-
handtücher zur Verfügung zu stellen. Die Räume sind 
in kurzen Intervallen zu reinigen. Auch hier ist der 
Mindestabstand einzuhalten.

§ 69
Gast- und Geschäftsräume sind, sofern möglich, aus-
reichend zu belüften. Abfälle müssen in kurzen Inter-
vallen entsorgt werden.

§ 70
Es dürfen nur selbst mitgebrachte Badeschuhe, Hand-
tücher, Schwimmutensilien und ähnliches benutzt 
werden. Der Verleih von Schwimmutensilien ist un-

zulässig. Der Verkauf von Badeschuhen, Handtüchern, 
Schwimmutensilien und ähnliches ist zulässig.

§ 71

Gastronomische Angebote sind unter Einhaltung der 
für die Gaststätten und sonstigen Gastronomiebetriebe 
geltenden Regelungen nach Abschnitt 7 dieser Verord-
nung möglich.

§ 72

Beschäftigte mit Kontakt zu den Gästen in geschlos-
senen Räumen müssen eine Mund-Nasen-Bedeckung 
tragen. Eine Ausnahme gilt für das Fachpersonal für 
den Bäderbetrieb.

§ 73

Die Beschäftigten sind entsprechend der vorgenann-
ten Regelungen, den allgemeinen Regeln des Infek-
tionsschutzes und hinsichtlich des individuellen Kon-
zeptes zu unterweisen. Gäste sind durch Aushänge 
und Hinweisschilder über die einzuhaltenden Regeln 
zu informieren.

Abschnitt 9

Hygienerahmenkonzept für Reisebusse und 
Ausflugsschiffe

§ 74 
Präambel

Für Reisebusse und Ausflugsschiffe gelten die allge-
meinen Hygieneempfehlungen, die das Robert Koch-
Institut (www.rki.de) herausgegeben hat, sowie die 
erweiterten arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen in 
Bezug auf die Corona-Pandemie.

Es sind jeweils die Regelungen des Abfahrtsortes zu 
beachten.

§ 75 
Ausstattung/Vorkehrungen im Reisebus

(1) Nach jeder Reisegruppe ist die Reinigungsleistung 
zu intensivieren. Besonders kritische Bereiche im Bus 
oder auf dem Schiff werden mit Desinfektionsmittel 
gereinigt. Hierzu gehören: Kontaktstellen wie Halte-
griffe und Knöpfe, Armlehnen, Kopfteile und Fenster-
bereiche.

(2) Im WC sind Desinfektionsmittel vorzuhalten. Nach 
jeder Pause muss eine Reinigung des WC durch das 
Fahrpersonal erfolgen. Nach Feststellung eines Coro-
na-Verdachtsfalls innerhalb einer Reisegruppe wird 
das Verkehrsmittel (in Absprache mit den zuständigen 
Gesundheitsbehörden) teilweise oder vollständig des-
infiziert.

(3) Zusätzlich werden den Fahrgästen und dem Per-
sonal im Bus oder auf dem Schiff Desinfektionsmittel 

https://www.rki.de/DE/Home/homepage_node.html
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und bei Bedarf eine Mund-Nasen-Bedeckung zur Ver-
fügung gestellt.
(4) Auf eine erhöhte Luftzirkulation in den Fahrzeugen 
ist zu achten. Luftzirkulation sorgt für eine Reduktion 
der Virenlast und damit für eine Senkung des Anste-
ckungsrisikos. Für einen regelmäßigen Luftaustausch 
im Fahrzeug sind vermehrt Pausen einzulegen und die 
Filter der Klimaanlagen sind in kürzeren Intervallen 
auszutauschen.
(5) Bei der Belegung der Sitzplätze im Bus oder auf 
dem Schiff sind die Abstandsregeln einzuhalten, wobei 
Personen aus einer Familie auch einen Doppelplatz be-
legen können.
(6) Ab dem 31. Mai 2021 gelten die Vorgaben des § 7a 
Absatz 2 Satz 4 und 5 Verordnung zur Bekämpfung der 
Corona-Pandemie.

§ 76 
Arbeitsschutz der Busfahrerin/des Busfahrers und 
der Kapitänin/des Kapitäns und der Reiseleitung

(1) Das Fahrpersonal ist mit Schutzequipment wie Ein-
malschutzkittel für besondere Zwischenfälle, Hand-
schuhe, Hand- und Flächendesinfektionsmittel auszu-
statten.
(2) Für die Busfahrerin/den Busfahrer und die Kapitä-
nin/den Kapitän bzw. die Reiseleitung oder sonstigem 
Personal ist ein Mund-Nasen-Schutz (FFP2-Maske) 
vorzuhalten. Dieser ist beim Ein- und Aussteigen der 
Gäste sowie beim Be- und Entladen des Gepäcks zu 
tragen. Einweghandschuhe sind beim Ausgeben von 
verpackten Getränken und verpackten Snacks im Bus 
oder auf dem Schiff und bei der Handhabung des Ge-
päcks zu tragen. Die erste Sitzreihe hinter der Fahrerin/
dem Fahrer und der Reiseleiterin/dem Reiseleiter bleibt 
frei.
(3) Auf eine Desinfektion des Lenkrades und der Hän-
de ist vor Reiseantritt zu achten.

§ 77 
Schutz der Reisegäste

(1) Die Reisegäste und das Personal müssen während 
der gesamten Reise einen Mindestabstand von 1,5 Me-
tern einhalten. Hiervon ausgenommen sind die in § 1 
der Verordnung zur Bekämpfung der Corona-Pande-
mie genannten Personen. Dies gilt auch beim Ein- und 
Aussteigen. Hierzu erstellte Ablaufpläne (zum Beispiel 
Ein- und Aussteigen einzeln in der Abfolge der Sitz-
reihen) sind zu befolgen. Wenn dies nicht möglich ist, 
müssen die Gäste eine Mund-Nasen-Bedeckung tra-
gen. Die Reisebusunternehmen müssen intensiv auf die 
Verpflichtung hinweisen. Es sind durch die Dispositio-
nen in den Reisebusunternehmen Sitzpläne mit Perso-
naldaten zu erstellen und bei Bedarf an die zuständigen 
Gesundheitsbehörden weiter zu reichen. Ein Wechsel 
von Sitzplätzen im Bus durch die Reisegäste hat wäh-
rend der gesamten Reisedauer (Hin- und Rückfahrt) zu 
unterbleiben.
(2) Reisebusunternehmen haben in ihren Fahrzeugen 
ausreichend Mund-Nasen-Bedeckung vorrätig, die an 

Kunden ohne eigenen Mund-Nasen-Bedeckung ausge-
geben werden können.

(3) Die Bedingungen unter Absatz 1 und 2 gelten ana-
log auf dem Ausflugsschiff. Der Mindestabstand ist 
hier, insbesondere im Innenbereich des Schiffes, ein-
zuhalten.

(4) Reisegepäck wird nur vom Fahrpersonal in den Ge-
päckraum verstaut.

(5) Das Abstandsgebot wird durch die Zuweisung 
fester Sitzplätze und die gleichmäßige Verteilung der 
Fahrgäste im Bus gewahrt.

(6) Der Ein- und Ausstieg erfolgt nach einem strikten 
Muster und unter Beachtung der Abstandsregelung:

a) geplanter Ein- und Ausstieg vorne für das Er-
reichen der vorderen Sitzplätze bis zum Mittel-
einstieg.

b) geplanter Ein- und Ausstieg hinten für das Er-
reichen der hinteren Sitzplätze bis zum Heck 
des Busses.

(7) Zusammen mit Hotels/Gaststätten werden vor 
Reisebeginn zusätzlich Sitzkonzepte und weitere Hy-
gienemaßnahmen für die Reisegäste besprochen und 
festgelegt und den Reiseteilnehmern vor Erreichen der 
gastronomischen Einrichtung nochmals bekannt gege-
ben.

(8) Die Kontaktnachverfolgung nach §§ 6 bis 8 des 
Saarländischen COVID-19-Maßnahmengesetzes vom 
22. Januar 2021 (Amtsbl. I S. 220) in der jeweils gelten-
den Fassung sowie § 3 der Verordnung zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie ist sicherzustellen. Insbesondere 
besteht die Verpflichtung, Vor- und Familienname, An-
schrift und Erreichbarkeit (Rufnummer oder E-Mail-
Adresse) und der Ankunftszeit zu erfassen, wobei die 
Sicherstellung der Erreichbarkeit je eines Vertreters der 
mitreisenden Haushalte ausreichend ist. Ebenso ist der 
Aufenthalt des Personals des Reisebusses beziehungs-
weise des Ausflugsschiffes zu dokumentieren. Für die 
Gesamtdokumentation des Reiseverlaufs, der Daten 
der Reiseteilnehmer, Belegungspläne und Sitzpläne für 
den Bus, Gaststätten und Hotels ist der Busunterneh-
mer/Reiseveranstalter verantwortlich und nachweis-
pflichtig. Die erhobenen Daten sind nur zu Zwecken 
der Weitergabe an die Gesundheitsämter zu verwenden 
und der unbefugte Zugriff auf die Daten ist zu ver-
hindern. Nach Ablauf von vier Wochen ist die Doku-
mentation zu vernichten. Um Infektionsketten schnell 
nachzuvollziehen, ist bei einer festgestellten COVID-
19-Infektion dem Busunternehmen sofort Meldung zu 
machen.

(9) Die Zulässigkeit des Verkaufs oder des Anbietens 
von Speisen und Getränken ergibt sich in entsprechen-
der Anwendung der in der Verordnung zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie in der jeweils geltenden Fassung 
geltenden Regelungen für Gaststätten und Beherber-
gungsstätten. Hierbei sind die Maßgaben des Hygiene-
plans der saarländischen Landesregierung für Gaststät-
ten und Beherbergungsstätten nach Abschnitt 7 dieser 
Verordnung, abrufbar unter www.corona.saarland.de 
entsprechend anzuwenden. Notwendig ist insbesonde-

http://www.corona.saarland.de
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re das Spülen von Gläsern und Geschirr bei mindestens 
60 °C, bevorzugt mit einer Geschirrspülmaschine.

§ 78 
Verhaltensvorschriften für Fahrgäste und 

Busfahrerinnen/Busfahrer und Kapitäninnen/
Kapitäne

Vor Reiseantritt sind sowohl Fahrgäste als auch Perso-
nal über die Hygienevorschriften und Verhaltensvor-
schriften zu informieren.
Weiterhin ist folgendes sicherzustellen:

a) das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung so-
fern der Mindestabstand von 1,5 Metern nicht 
gewahrt werden kann,

b) die Einhaltung der Husten- und Niesetikette,
c) die regelmäßige Desinfektion der Hände bei je-

dem Einstieg in den Bus oder in das Ausflugs-
schiff,

d) die Vermeidung von Berührungen mit anderen 
Fahrgästen oder der Busfahrerin/dem Busfah-
rer oder der Kapitänin/dem Kapitän

e) eine Durchsage der Busfahrerin/des Busfah-
rers oder der Kapitänin/des Kapitäns über die 
entsprechend veränderten Reisebedingungen 
und Schutzmaßnahmen vor Abfahrt des Busses 
oder des Ausflugschiffes und

f) den zusätzlichen Hinweis auf entsprechende 
Verhaltensregeln im Bus oder auf dem Aus-
flugsschiff mittels Aushängen.

§ 79 
Fester Prozess im Umgang mit  

COVID-19-Verdachtsfällen
In diesem Fall hat eine unmittelbare Kontaktaufnahme 
zum Busunternehmen und zur zuständigen Ortspolizei-
behörde und Gesundheitsbehörden zu erfolgen, die die 
weiteren Schritte mit der Busfahrerin/dem Busfahrer 
und dem Unternehmen abspricht und den Schutz der 
übrigen Fahrgäste regelt sowie die notwendigen ge-
sundheitlichen Maßnahmen gewährleistet.

Abschnitt 10
Hygienerahmenkonzept für den Sportbetrieb

§ 80 
Anwendungsbereich

Das vorliegende Konzept gilt für den gemäß der jeweils 
gültigen Verordnung zur Bekämpfung der Corona-Pan-
demie zulässigen Sportbetrieb.

§ 81 
Sportstätte

(1) Wenn möglich, sollen separate Eingänge und Aus-
gänge verwendet werden, um Begegnungen zu ver-
meiden. Sportstätten, die von mehreren zugelassenen 

Gruppen genutzt werden können (beispielsweise zwei 
Hälften eines Fußballfeldes, Golfanlage oder Tennisan-
lage mit mehreren Plätzen) müssen räumlich so aus-
gestaltet sein, dass sich diese Gruppen nicht durchmi-
schen. Im gesamten Ein- und Ausgangsbereich herrscht 
Mund-Nasenschutz-Pflicht. Es sind sogenannte medi-
zinische Masken zu tragen. Auf die aktuell geltenden 
Regelungen ist per Aushang/Beschilderung gut sicht-
bar hinzuweisen.
(2) Wenn möglich, nutzen Sportler separate Eingänge 
gegenüber Zuschauern.

§ 82 
Personen mit Krankheitssymptomen

Personen, die Krankheitssymptome aufweisen, werden 
abgewiesen, es sei denn, eine ärztliche Bescheinigung 
eines negativen Corona-Tests liegt vor, wobei die Ab-
strichentnahme höchstens 24 Stunden vorher erfolgt 
sein darf.

§ 83 
Mund-Nasen-Schutz

Der Mund-Nasen-Schutz nach § 2 Verordnung zur Be-
kämpfung der Corona-Pandemie ist auf allen Laufwe-
gen zu tragen. Bei der sportlichen Betätigung besteht 
keine Mund-Nasen-Bedeckungspflicht. Für den Zu-
schauerbetrieb gilt § 30.

§ 84 
Vulnerable Gruppen

Vulnerable Gruppen sind besonders zu schützen, sei es 
durch verkleinerte Trainingsgruppen oder erweiterte 
Hygienemaßnahmen.

§ 85 
Umkleiden und Nassbereiche

(1) Die Nutzung von Umkleiden ist so auszugestalten, 
dass stets ein Abstand von 1,5 Metern eingehalten wer-
den kann. Dies ist durch Flatterband oder Ähnliches 
zu gewährleisten. Wenn möglich, ist auf eine Nutzung 
ganz zu verzichten oder nur Einzelpersonen zu gestat-
ten. Die Verweildauer in den Umkleidekabinen sollte 
auf ein Minimum reduziert werden. Auch in Umklei-
dekabinen herrscht die Pflicht, einen medizinischen 
Mund-Nasen-Schutz zu tragen.
(2) Die Anzahl in den Duschräumen ist auf ein Mini-
mum zu reduzieren. Eine regelmäßige Reinigung und 
Desinfektion ist sicherzustellen.

§ 86 
Vereinsheime

Vereinsheime sind ausschließlich für die nach der Ver-
ordnung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie zu-
gelassenen Veranstaltungen unter Einhaltung der zu 
diesem Zeitpunkt geltenden Hygieneauflagen nutzbar. 
Sofern in dem Vereinsheim eine Gastronomie betrieben 
wird, richtet sich die Nutzung der Gastronomie nach 
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den dafür geltenden Regelungen und dem dazugehöri-
gen Hygienerahmenkonzept (Abschnitt 7).

§ 87 
Zuschauer

Die Zulassung von Zuschauern richtet sich nach den 
Regelungen zu Veranstaltungen gemäß § 6 Absatz 2 
und 3 der Verordnung zur Bekämpfung der Corona 
Pandemie und Abschnitt 3 dieser Verordnung.

§ 88 
Hallentraining

Bei Hallentraining ist auf einen permanenten Luftaus-
tausch zu achten.

§ 89 
Freiluftaktivitäten

Wann immer möglich sollten Trainingseinheiten im 
Freien stattfinden, wo das Infektionsrisiko durch den 
Luftaustausch geringer ist.

§ 90 
Sportgeräte und Material

Sportgeräte und Material, die im Training oder Wett-
kampf verwendet werden, sind vor jeder Nutzung zu 
reinigen und zu desinfizieren.

§ 91 
Anreise

Auf Fahrgemeinschaften sollte verzichtet werden.

§ 92 
Kontaktnachverfolgung

Die Kontaktnachverfolgung von Sportlern und Zu-
schauern nach §§ 6 bis 8 des Saarländischen CO-
VID-19-Maßnahmengesetzes vom 22. Januar 2021 
(Amtsbl. I S. 220) sowie § 3 der Verordnung zur Be-
kämpfung der Corona-Pandemie ist sicherzustellen. 
Insbesondere besteht die Verpflichtung, Vor- und Fa-
milienname, Anschrift und Erreichbarkeit (Rufnummer 
oder E-Mail-Adresse) und die Ankunftszeit zu erfassen, 
die erhobenen Daten nur zu Zwecken der Weitergabe an 
die Gesundheitsämter zu verwenden und den unbefug-
ten Zugriff auf die Daten zu verhindern. Nach Ablauf 
von vier Wochen ist die Dokumentation zu vernichten.

§ 93 
Nutzung von Toiletten

Der Toilettenbereich muss ohne Verstoß gegen die 
Abstandsregelungen begehbar sein. Es müssen ausrei-

chend Seife, Handtücher und Desinfektionsmittel zur 
Verfügung stehen.

§ 94 
Allgemeine Hygienehinweise

(1) Auf körperliche Begrüßungsrituale ist zu verzich-
ten. Hände sollen vor und nach einer Trainingseinheit 
gewaschen werden. Spucken ist strengstens zu ver-
meiden. Bei Ansprachen soll der Mindestabstand ein-
gehalten werden. Ist dies nicht möglich, ist eine Mund-
Nasen-Bedeckung zu tragen. Körperlicher Kontakt ist 
auch beim Jubeln zu vermeiden. Eine regelmäßige Be-
lüftung bei Veranstaltungen im Innenbereich muss un-
geachtet des § 88 sichergestellt werden.
(2) Im Übrigen wird auf die ausgegebenen Hygiene-
hinweise des Deutschen Olympischen Sportbundes 
(DOSB) verwiesen.

Abschnitt 11
Allgemeine Bestimmungen

§ 95 
Regelungen des Arbeitsschutzes

Die vorgenannten Hygienepläne sind unter Beachtung 
des Vorschriften- und Regelwerks des Arbeitsschutzes 
in die Gefährdungsbeurteilung einzuarbeiten. Wäh-
rend der Pandemie sind dabei insbesondere die SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzverordnung vom 21. Januar 2021 
(BAnz AT 22.01.2021 V1), die durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 11. März 2021 (BAnz AT 12.03.2021 
V1) geändert worden ist, die SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzregel vom 7. Mai 2021 [GMBl. 2021 S. 622 bis 
628 (Nr. 27/2021 v. 07.05.2021)] sowie der SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzstandard des BMAS (GMBl 
Nr. 24/2020, S. 484 ff.) zu beachten.

§ 96 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 11.Juni 2021 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung zu Hygienerahmen-
konzepten auf der Grundlage der Verordnung zur Be-
kämpfung der Corona-Pandemie vom 16. April 2021, 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 2. Juni 2021 
(Amtsbl. I S. 1554), außer Kraft.
(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 4. Juli 2021 
außer Kraft

Saarbrücken, den 10. Juni 2021

Die Ministerin für Soziales, Gesundheit,  
Frauen und Familie

Bachmann
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